Östlich und südlich der Siedlungsgebiete der großen west- und mittel- 
europäischen Nationen zieht sich von der Ostsee bis zum Mittelmeer jener 
breite Streifen europäischen Landes, der die Heimat einer großen Anzahl kleinerer 
‚Volksstämme bildet und auf dem in den letzten Jahren mehr als ein Dutzend 
einzelner souveräner Staaten entstanden sind. Diese neue Staatenbildung ist 
das Ergebnis der Erstarkung des nationalen Gedankens als des staatsbestim- 
menden Faktors. Vom gesamteuropäischen Standpunkt aus muß man, wenn 
man die Vereinigung aller Kräfte unseres Kontinents als erstrebenswertes Ziel 


ansieht, in dieser Entwicklung einen zweifellosen Rückschritt sehen. Früher 
waren es drei große Reiche, die Türkei, Rußland und der habsburgische 
Kaiserstaat, die diese Gebiete und die ın ihnen wohnenden Volksstämme zu- 
sammenfaßten und so die europäische Politik wesentlich entlasteten. Das Er- 
wachen des nationalen Gedankens, vielfach parallel laufend mit dem Streben 
nach sozialer Emanzipation, die Zurückdrängung der Türkei aus Europa und 
der Zerfall der beiden großen Kaiserstaaten im Weltkriege haben Europa un- 
mittelbar vor den gänzen Ernst dieses vielfältigen Problems gestellt. Eine 
j befriedigende Lösung der Frage wird dadurch erschwert, daß in Verfolg der 
staatspolitischen Zusammenfassung verschiedener Volksstämme in großen 
Reichen fast überall eine starke Mischung der nationalen Siedlungsgebiete er- 
folgt ist, so daß eine klare, allen nationalen Forderungen gerecht werdende 
Aufteilung dieses Gebietes in nationale Einzelstaaten nahezu unmöglich erscheint, 
wenn man nicht zu dem rigorosen Mittel großzügiger Umsiedelung greifen will. 
Der Balkan stand auch in der Zeit, als die Befreiung der Balkanstaaten von 
der türkischen Oberherrschaft bereits eingetreten war, weltpolitisch im Zeichen 
des Wettkampfes Österreichs und Rußlands um die Vorherrschaft. Seit diese 
beiden Machistaaten zerschlagen sind, hat sich der Gegensatz zwischen den 
einzelnen Balkanstaaten unmittelbar aufgetan. In den ersten Jahren nach dem 
Friedensschluß versuchte die kleine Entente die öffentliche Austragung dieses 
Streits hinzuhalten. Das gemeinsame Interesse an der Sicherung der neu- 
gewonnenen Staatsgrenzen und die Abwehr gegen irredentistische Bestrebungen 
des rücksichtslos zerstückelten Ungarn schienen ein ausreichendes Maß gleich- 
artiger Interessen zu sichern, die diesem Bund Inhalt und Lebensfähigkeit 
geben sollten. Heute ist die kleine Entente praktisch aufgehoben und die 
widerstreitenden Wünsche der einzelnen Staaten treten offen in die Er- 
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Diese veränderte Sachlage hat die starke und zielbewußte Außenpolitik des 
italienischen Diktators Mussolini erkannt und sie versuchte daraus für Italiens 
Expansionspläne Vorteil zu ziehen. Italien befindet sich in mancher Hinsicht 
in ähnlicher Lage wie Deutschland. Das Staatsgebiet ist nicht ın gleichem | 
Maße wie die Bevölkerungszahl gewachsen. Hunderttausende von Italienern 
finden keinen Raum in der zu eng gewordenen Heimat, sie wandern heute 
nach Übersee aus und gehen dem Heimatstaat mehr oder weniger verloren. 
So erklärt sich das Streben Italiens nach Siedlungsland für seine Söhne, das 
in unmittelbarer Nähe des Mutterlandes liegt und deshalb richten sich die 
Blicke Italiens über das Adriatische Meer nach der nahen albanisch-dalmati- 
nischen Küste. Dazu kommt aber, daß mit dem stark gesteigerten nationalen 
Selbstgefühl des neuen Italien die Erinnerung an die Zeiten des alten Römer- 
reiches erwacht sind, das einst die unbeschränkte Herrin des Mittelmeers war. 
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Der erste Schritt zur Wiedererlangung dieser Machtstellung im Mittelmeer 
scheint die Sicherung der italienischen Ostfront, die nur durch Abriegelung 
des Adriatischen Meeres erzielt werden kann. Erst wenn dies Ziel erreicht 
ist, glaubt Italien sich in der Lage, die Auseinandersetzung mit seinem west- 
lichen Nachbarn Frankreich vornehmen zu können. 

So sind es Motive, deren Berechtigung man unter Berücksichtigung der geo- 
politischen und psychologischen Grundlagen neuitalienischer Außenpolitik wird 
anerkennen müssen, die Italien nach dem Balkan weisen. Es wäre in der 
Tat ein Hochziel italienischer Politik, wenn es diesem. Staate gelänge, die 
Führerrolle auf dem Balkan, die durch den Zusammenbruch der beiden Kaiser- 
staaten frei geworden ist, seinerseits übernehmen zu können. Aus diesem 
Streben erklärt sich die Entente mit Rumänien, die durch die Ratifikation 
des bessarabischen Protokolls kürzlich ihren sichtbaren Ausdruck gefunden hat 
und die mit historischen Reminiscenzen begründet und dem Gefühl beider 
Nationen nähergebracht wird. So erklärt sich der Freundschaftsvertrag mit 
Ungarn und das Eintreten für die bulgarischen Forderungen zum Flücht- 
lingsschutz. 

Hindernd steht diesen italienischen Zielen das neue großserbische Reich im 
Wege. Die ungewöhnlichen Leistungen des serbischen Volkes, das sich vom 
Rande des Zusammenbruchs zur-Erfüllung nahezu aller seiner nationalen und 
politischen Forderungen durchgekämpft hat, hat sein Selbstbewußtsein außer- 
ordentlich erstarken lassen, so daß man sich wohl selbst stark genug glaubt, 
die Führerrolle auf dem Balkan übernehmen zu können. Der nächste Kon- 
kurrent für Jugoslawien ist das neue Groß-Rumänien. Wenn dort beim Tode 
König Ferdinands innere Unruhen entstehen sollten, so wäre Rumänien außen- 
politisch zunächst lahmgelegt und es könnte in der Tat der Augenblick für Jugo- 
slawien gekommen sein, um die Führerstellung auf dem Balkan zu erreichen. 
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Dieser Kampf um die Vorherrschaft zwischen Italien und Jugoslawien, ge- 
 nährt durch die irredentistischen Ziele der Slowenen, hat sich äußerlich ent- 
zündet im Streit um Albanien. Das albanische Volk, auf Grund der Gestaltung 
seines Heimatlandes in viele einzelne Stämme aufgeteilt, durch konfessionelle 
‚ Gegensätze zerrissen, scheint vorläufig noch nicht die Kraft zu besitzen, sich 
selbst seinen nationalen Staat zu bilden. Die Küstenstädte stehen unter wirt- 
schaftlichem und kulturellem Einfluß Italiens. Das Innere grenzt an Neu- 
Serbien und erscheint den Serben als ihr natürliches Interessengebiet. Die 
albanischen Führer suchen den Rückhalt für ihre eigenen, ehrsüchtigen Pläne 
bald in Italien, bald bei Jugoslawien. So wird es erklärlich, daß die Gegen- 
sätze zwischen diesen beiden Staaten sich so zuspitzen, daß es eine Zeitlang 
erscheinen konnte, als ob nur das Schwert die Entscheidung bringen müßte. 
Ich glaube nicht an eine solche gewaltsame Lösung. Ganz abgesehen davon, 
daß Europa einen neuen Krieg nicht will, würde ein solcher Waffengang den 
letzten Zielen Italiens direkt widersprechen. Italien will auf dem Balkan 
keine Feinde, sondern Freunde. Es will keinen der Balkanstaaten unter- 
werfen, sondern sie an seine Seite ziehen. Wo dies nicht gutwillig gelingt, 
scheut man sich nicht, auch die Mittel eines mehr oder weniger sanften 
Zwanges anzuwenden. Man will die Bildung eines neuen europäischen Macht- 
; blocks aus dem freiwilligen, weltpolitischen Zusammenschluß der südöstlichen 
Staaten Europas. Unter vielen Gesichtspunkten könnte eine solche Entwick- 
lung vom gesamt-europäischen Gesichtspunkt aus begrüßenswert erscheinen. 
Jede machtpolitische Konzentration in unserem in eine solche Vielheit von 
Staaten aufgeteilten Rontinent kann weltpolitisch als Vorteil erscheinen. Vor- 
aussetzung allerdings wäre dafür, daß die Suprematie des einen oder anderen 
Staates in einem solchen Bunde nicht zur Zwangsherrschaft über die anderen 
ausartet. Deutschland kann diesen Entwicklungen mit der Ruhe eines Un- 
beteiligten zuschauen. Wenn jemals, dann gilt heute wieder das Wort Bis- 
marcks, daß der Balkan uns die Knochen auch nicht eines pommerschen 
Grenadiers wert ist. Wir haben aus der Lage unserer eigenen Nation heraus 
ein tiefes Verständnis für das Einheitsstreben ebenso sehr des italienischen 
Volkes wie der südslawischen Stämme. Wir haben nur das eine Ziel, mit 
beiden Nationen in friedlichem, wirtschaftlichem und kulturellem Wettbewerb 
zu stehen. Für uns scheint daher völlige Zurückhaltung gegenüber den heute 
noch vorhandenen Gegensätzen die gegebene Politik, getragen von der Hofl- 
nung, daß die Vernunft die Dinge zu einem Ausgleich führen wird, der eine 
Befriedung dieses Wetterwinkels Europas, der so oft in der Geschichte unseres 
Kontinents eine verhängnisvolle Rolle gespielt hat, zur Folge haben wird. 
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} K. K. KAwaAkAMmMI: 
AMERIKANISCHER IMPERIALISMUS 


Die Ursachen der Spannungen mit Mexiko und Japan 


Kennzeichnend für die recht gespannten Beziehungen zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Mexiko ist die Tatsache, daß, als die Krise zwischen 
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beiden Völkern ihren Höhepunkt erreicht hatte, liberale Zeitungen in Amerika, 


wie die „Baltimore Sun“ und die „New”ork World“, allen Ernstes die Frage 
aufwarfen, ob Präsident Coolidge nicht Staatssekretär Kellogg den Rücktritt 
nahelegen sollte. Es ist natürlich eine sehr heikle Frage, ob Kellogg wirklich 
für alle diese Schwierigkeiten verantwortlich zu machen ist; scheinen sie doch 
die unabwendbare Folge der traditionellen Politik der Vereinigten Staaten 
ihren südlichen Nachbarn gegenüber zu sein. 

Den unmittelbaren Anlaß zu dem Streit zwischen Amerika und Mexiko 
bilden die mexikanischen Landgesetze, die am 1. Januar 1927 in Kraft traten. 
Bisher haben die amerikanischen Ansiedler in Mexiko kaum Neigung ge- 
zeigt, den Vorschriften dieser Gesetze Folge zu leisten. Im Gegenteil, man 
schmäht zwar diese Landgesetze als bolschewistisch, konfiskatorisch, als un- 
modern, als vertragsverletzend usw., handelt aber, als ob sie nicht existierten. 
Dergleichen die Wirklichkeit bewußt verfälschende Äußerungen verwirren 
natürlich die Problemstellung, denn sie beeinflussen die öffentliche Meinung 
der Union in parteiischem Sinne und verhindern die Bildung eines ruhigen 
Urteils. Tatsächlich sind nämlich die mexikanischen Landgesetze weit liberaler 
und großzügiger als die fremdenfeindlichen Landgesetze, die gegen die Orientalen 
in den westlichen Staaten der Union in den letzten Jahren eingeführt wurden. 
Die Lage der amerikanischen Regierung ist tatsächlich wenig beneidenswert. 
Während sie auf der einen Seite gegen die mexikanischen Landgesetze pro- 
testiert, muß sie die weit schärferen Gesetze ihrer Weststaaten verteidigen und 
rechtfertigen. 

Ein Vergleich zwischen den mexikanischen und den amerikanischen Land- 
gesetzen zeigt Unterschiede auf, deren gerechte Würdigung wirklich geeignet 
sein sollte, der öffentlichen Meinung Amerikas Mäßigung aufzuerlegen. 

Beim Erwerb von Farmländereien durch Fremde zum Beispiel macht das 
mexikanische Gesetz keinerlei Einschränkungen. Ein Amerikaner, ein Japaner, 
ein Deutscher oder ein Hottentott kann als Einzelperson derartige Ländereien 
vorbehaltlos erwerben. Es macht auch keinen Unterschied, ob die Ländereien 
vor oder nach der gesetzlichen Durchführung der Landgesetze erworben worden 
sind. Wie unendlich großzügiger und weitherziger sind doch diese Gesetze 
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als die fremdenfeindlichen Landgesetze Kaliforniens und anderer Weststaaten 
der USA. Die Gesetze dieser Staaten scheiden nämlich alle Fremden, die für 
die Erwerbung des Bürgerrechts nicht in Frage kommen —- Japaner, 
Chinesen usw. — aus. Das kalifornische Fremdenlandgesetz als typisches 
Beispiel verbietet z.B. dem Orientalen, Grundstücke zu erwerben, zu besitzen, 
zu kultivieren oder zu übertragen oder auch nur ein dingliches Recht an 
diesen Grundstücken zu erwerben. Diese Vorschrift ist in der Tat außer- 
ordentlich weitgehend, und sie erstreckt sich auf alle Arten von Grundstücken. 
In der Landwirtschaft darf der Orientale nur als Tagesarbeiter tätig sein. Er 
darf keinerlei Eigentum an dem Land, das er bearbeitet, besitzen. Er darf 
solches Land auch nicht pachten, ja, er darf nicht einmal den Ernteertrag 
mit dem amerikanischen Landbesitzer teilen. Der orientalische Farmer in 
Kalifornien muß sich immer mit der Stellung eines Lohnarbeiters begnügen. 

Hat ein Orientale — lies immer: Japaner oder Chinese — Grundstücke 
vor der Durchführung der kalifornischen Landgesetze erworben, so wird nach 
den neuen Gesetzbestimmungen dieses Eigentum durch den Staat unmittelbar 
nach seinem Tode verkauft, wenn nicht sein Erbe ein in Amerika geborner 
Bürger ist. Das mexikanische Landgesetz enthält eine derartig unmenschliche 
Vorschrift nicht. Es erkennt einen Übergang des individuellen Besitzrechtes 
durch Erbgang an, ganz gleich, ob der Erbe ein Fremder oder ein in Mexiko 
geborner Bürger ist. Zwar betrachtet auch das mexikanische Landgesetz bei 
mineralhaltigen Ländereien den individuellen Besitz dieses Landes — falls 
das Eigentum vor der Durchführung der Landgesetze erworben wurde — 
beim Tode des Besitzers als beendet. Aber selbst hier verkauft der Staat 
nicht das Eigentum unmittelbar mit dem Todesfall, sondern gibt dem Erben 
5 Jahre Zeit, innerhalb deren er das Eigentum so vorteilhaft als möglich ver- 
äußern kann. 

Hat eine ausländische Gesellschaft in Mexiko Farmland vor der Durch- 
führung der neuen Gesetze erworben, so kann sie dieses Land behalten, Nach 
Inkrafttreten der neuen Landgesetze darf keine ausländische Gesellschaft Farm- 
land neu erwerben. Der Zweck dieser Vorschrift ist klar, und ihr Ziel durch- 
aus gesetzmäßig, denn zu viel von dem Farmland Mexikos ist bereits in die 
Hände von fremden Gesellschaften übergegangen. Das mexikanische Gesetz 
verbietet auch einheimischen mexikanischen Gesellschaften, die Farmländereien 
besitzen, ausländisches Kapital in einem höheren Prozentsatz als 50 0/, des 
Grundkapitals zuzulassen. Eine mexikanische Gesellschaft, die vor der Durch- 
führung dieser Gesetze bereits einer ausländischen Gesellschaft mehr als 50%, 
ihres Grundkapitals zugestanden hat, muß innerhalb von ı0 Jahren den über 
50% hinausschießenden Betrag von ausländischen Anteilen an eingeborne 


Mexikaner abgeben. Diese Einschränkung findet nicht auf ausländische Einzel- 
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personen Anwendung, die in der vorgenannten Zeitspanne mehr als 50%, 
Grundkapital in solchen mexikanischen Gesellschaften erworben hatten. Sie 
können ihre Anteile bis zum Tode behalten. ? 

Wie ganz anders dagegen die kalifornischen Landgesetze! In Kalifornien 
darf kein Orientale Mitglied einer Landgesellschaft sein oder Anteile ihres 
Grundkapitals erwerben. Eine Gesellschaft, die von Orientalen in Kalifornien 
gegründet wurde, und die Farmland vor der Durchführung des Fremdenland- 
gesetzes erworben hatte, kann derartiges Eigentum zwar behalten, aber die 
einzelnen Mitglieder oder Anteilseigner dürfen ihre Anteile nur an amerikani- 
sche Bürger verkaufen, eine Vorschrift, die in den mexikanischen Landgesetzen 
nicht enthalten ist. 

Das amerikanische Gesetz geht sogar noch viel weiter in dem Ausschluß 
der Orientalen. Es verbietet selbst in Amerika geborenen orientalischen 
Minderjährigen, die Bürger der Vereinigten Staaten sind, Landeigentum unter 
der Vormundschaft ihrer Eltern zu erwerben. Mit anderen Worten, die 
orientalischen Eltern verlieren nach den Vorschriften des kalifornischen Ge- 
setzes ihr natürliches Recht, Vormünder ıhrer Kinder zu sein, sofern die 
Kinder Grund und Boden besitzen. Falls ein in Amerika geborener orientali- 
scher Minderjähriger Grundeigentum durch Schenkung oder Erbschaft erwirbt, 
so ernennt der Staat willkürlich einen amerikanischen Bürger zum Vormund. 
Dabei ist ein solcher Vormund oft genug ein politischer Heißsporn oder ein 
vielbeschäftigter Geschäftsmann, dem das Wohlergehen eines solchen Minder- 
jährigen nicht im mindesten am Herzen liegt. » 

Einige Worte noch über die Rechte von Fremden an mineralhaltigen 
Ländereien in Mexiko. Nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen können 
Fremde die Erlaubnis erhalten, mineralische Vorkommen auszubeuten, aber 
sie können nie solche Ländereien zum Eigentum erwerben. Diese Bestimmung 
ist jedoch keineswegs außergewöhnlich, denn die meisten Länder haben ähn- 
liche Bestimmungen. In Fällen, wo ein Fremder das Eigentum an mineral- 
haltigem Grund und Boden vor der Durchführung der neuen Gesetze erlangt 
hat, kann er dieses Eigentum bis zu seinem Tode behalten; sein Erbe hat 
fünf Jahre nach seinem Tode Zeit, das Eigentum zu verkaufen. Hätte sich 
Mexiko an die Bestimmungen von Washington oder Kalifornien gehalten, so 
würde das Gesetz lauten, daß derartige Ländereien sofort nach dem Tode 
des Besitzers verkauft werden müssen, falls nicht der Besitzer ein mexikani- 
scher Bürger ist. 

Gesellschaften, die von Ausländern gegründet sind mit dem Zweck, die 
Mineralvorkommen erzhaltiger Ländereien auszubeuten, nicht aber das Eigen- 
tum am Grund und Boden zu erwerben, müssen nach den mexikanischen 
Gesetzen als mexikanische Gesellschaften begründet werden. Sie dürfen nicht 
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den Schutz der Regierungen ihrer Heimatgebiete anrufen, sondern müssen sich 
den mexikanischen Gesetzen unterwerfen. Solche Gesellschaften können dann 
aber mineralische Konzessionen selbst in der sogenannten verbotenen Zone 


erwerben, die etwa 100 km an der Grenze und 50 km an der Küste entlang 


verläuft. Das einzige Recht, das man fremden Personen oder Gesellschaften 
in der vorgenannten Zone vorenthält, ist die Erwerbung von Eigentum an 
Ländereien oder Gewässern in diesem Gebiete, nicht aber die Erlaubnis zur 
Ausbeutung mineralischer Vorkommen. 

Die mexikanischen Landgesetze richten sich ebenso gegen die Amerikaner, 


wie sich die fremden Landgesetze der pazifischen Küstenstaaten gegen die 


Japaner richten. Eine vergleichende Studie zwischen dem Maß der amerikani- 
schen Interessen in Mexiko und den japanischen Interessen in den Vereinigten 
Staaten zur Zeit der Durchführung der fremdenfeindlichen Landgesetzgebung 
gibt allerhand zu denken. Kalifornien besitzt etwa 20 Millionen Morgen 
Farmland, von denen japanische Bürger 26900 Morgen innehatten. In 
Washington besaßen die Japaner überhaupt kein Land, hatten aber 16000 
Morgen, meist für die Zeit von einigen Jahren, in Pacht. In Oregon besaßen 
die Japaner ebenfalls so gut wie keine Ländereien. 

Wenn man dagegen die amerikanischen Interessen in Mexiko ins Auge faßt, 
so darf man nicht von Morgen sondern muß von Meilen sprechen. Man 
kann die Leute nur bemitleiden, die sich über die Ungerechtigkeit ausländi- 
scher Gesetze beklagen, die weit liberaler und generöser sind als die Be- 
stimmungen ihrer eigenen Gesetze, die sie trotz der Proteste aus dem Orient 
stets zu rechtfertigen versucht haben. 


J. vos BüLow: 
DER ANTIKOLONIALKONGRESS IN BRÜSSEL 


Der Kongreß gegen koloniale Unterdrückung, den die gleichnamige Liga 
nach Brüssel im Februar 1927 zusammenrief, hatte eine vielfältige Bedeutung. 
Schon der Vorabend des Kongresses gab einen starken Eindruck dessen, was 
kommen würde. Es sprachen im Zeitraum von kaum einer Stunde ein Dutzend 
Vertreter der verschiedensten Rassen und ließen ahnen, was in den folgenden 
Tagen ihre Ausführungen bedeuten würden. Die Leidenschaft, mit der hier 
bereits, zumeist Farbige, in einer ihnen fremden, aber durch die Kolonisatoren 
aufgezwungenen Sprache zu einem weißen Forum sprachen, war eindrucksvoll. 
Schon war man zur Parteinahme für all diese Leidensträger gewonnen und 
als dann an den folgenden Tagen die Vertreter der einzelnen Völker ausführlich 
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hervortraten mit vielleicht anfechtbaren, aber dennoch sehr wahrscheinlichen: 
Unterlagen, wie überall gleichmäßig rücksichtslos und menschenunwürdig kolo- 
nisiert werde, wuchs man hinein in die allgemeine Empörung und ward aus 
dem Beobachter zum Parteigänger. | 

Wenn gegenüber den Kolonialvölkern das Mitleid mitbestimmend war für 
die erweckte Sympathie, so bestach bei dem, was die Vertreter Chinas der 
Versammlung vortrugen, der Eindruck einer uns fremden, ja uns fast be- 
schämenden Intelligenz. Der Kongreß entwickelte sich sehr schnell zu einer 
rein chinesischen Angelegenheit. Mit einer bewundernswerten Gewandtheit 
nahmen die Chinesen das Interesse aller Anwesenden für sich in Anspruch 
und erreichten es, daß jede Rede ausklang in eine Sympathiekundgebung für 
die chinesische Revolution, für den Kampf Chinas gegen die angelsächsische 
Unterdrückung. Man sah hinter der chinesischen Bewegung zwar den Bol- 
schewismus, aber man hatte durchaus das Gefühl, daß es sich hier nicht um 
Puppen handelte, die an der Schnur der Sowjets tanzten; das Gefühl über- 
wog, daß diese zwar zu schieben glauben, aber eines Tages sehr erstaunt fest- 
stellen werden, daß sie selbst geschoben werden. Den weitaus stärksten Ein- 
druck aber machte die auf dem Kongreß erfolgte Verbrüderung zwischen den 
farbigen Völkern unter Führung der Chinesen mit den Vertretern der Arbeiter- 
klassen der ganzen Welt. Diese Verquickung von rein nationalen Wünschen 
mit dem notwendigen, nicht bloß doktrinär-internationalen Klassenkampf war 
ein. so verflucht gescheiter Gedanke, daß seiner Wucht sich niemand entziehen 
konnte. Wenn dies gelingt, wenn sich die Jahrtausend alte chinesische In- 
telligenz an die Spitze der sozialen Entwicklung stellt und ihr zu der Stoß- 
kraft verhilft, die aus der Leidenschaft der national unterdrückten Völker 
entspringen muß, dann bedeutet dieser Kongreß allerdings einen Wendepunkt 
ın der Geschichte. 

Die einleitende Rede hielt Henri Barbusse, der, wenn nicht die stärkste, so 
doch die Persönlichkeit von größtem Weltruf war. Er fand sofort die Worte, 
die alle auf ein großes Ziel, die Befreiung der unterdrückten Menschheit vom 
gegenseitigen Joch und von den Sklavenketten des Kapitalismus zusammen- 
riefen. Es war ein Zeichen der klugen Organisation, diesen von Idealismus 
getragenen Mann, der nur für fremde Leiden von jeher gekämpft hat und 
kämpft, zum Vorredner zu machen. Wer ihn noch nicht kannte, mußte ihn 
nach dieser Rede in seiner lauteren Menschlichkeit liebgewinnen. 

Nach ihm sprach der Chinese Hans Liau, der Delegierte der Kuo Min Tang, 
der seinen Sitz in Berlin hat. Da er chinesisch redete, wirkte die Übersetzung 
nicht sehr unmittelbar. Um so wirkungsvoller war das, was nach ihm der 
Inder Nehru sagte. Er ist Mitglied des indischen Kongresses, jener Organi- 
sation, die die Inder geschaffen haben, um die indische Freiheitsbewegung zu- 
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sammenzufassen. Von ihr aus ging die Boykottbewegung gegen alles, was 
von England stammt und die heute noch sich gegen die englischen Waren 
richtet, nachdem man eingesehen hat, daß eine Boykottierung der Schulen 


und Gerichte einen Schnitt ins eigene Fleisch bedeute. 


Zufällig konnte ich gerade über das, was dieser indische Abgeordnete sagte, 
mit einem Engländer sprechen, der 25 Jahre der indischen Polizei angehört 
hatte und sich über die tatsächlichen Feststellungen Nehrus nicht gerade sehr. 
günstig aussprach. Was Nehru sage, entbehre in den meisten Fällen des Be- 
weises. Würden die Engländer aus Indien fortgehen, so wäre am nächsten 
Tage der Krieg aller gegen alle da. Die Frage ist, ob eine Änderung der 
augenblicklichen Verhältnisse in Indien, so wie sie auf dem Kolonialkongreß 


angestrebt wird, für Indien ein Glück sein würde; oder ob nicht vielmehr die 


Gefahr besteht, daß England nur von Japan abgelöst wird, das in seinen ko- 
lonialen Methoden hinter den englischen nicht zurücksteht, ja, sie vielleicht 
noch überbietet. 

Hierüber gab der Vortrag eines Koreaners einige Ziffern, von denen wir 
annehmen wollen, daß sie richtig sind. Die Einwanderung der Japaner: ist 
von 170000 im Jahre ıgro auf 500000 im Jahre 1926 gestiegen. Diesen 
fünfhunderttausend Japanern stehen 20 Millionen Koreaner gegenüber. 
Dennoch beträgt heute der Landbesitz der Koreaner in ihrem eigenen Lande 
nur 67°/, des gesamten Grundbesitzes. Öffentliche Schulen für die Koreaner 
gibt es im ganzen 526, das heißt, eine auf 31000. Einwohner, während 
es 367 Schulen für die Japaner in Korea gibt, also eine auf 874 (nach der 
Statistik von 1917). 

Die persönliche Freiheit der Koreaner ist beschränkt, selbst ihre private 
Korrespondenz wird überwacht. Die Zahl der Gefangenen ist in den Jahren 
1911—ı916 von 16800 auf 32000 gestiegen. 

Zu den Äußerungen der Inder und Koreaner fügen sich logisch die der 
anderen ostasiatischen Kolonialvölker. Die Klagen der Anamiten über ihre 
französischen Zwingherrscher liefen in der Hauptsache darauf hinaus, daß 
auch sie wirtschaftlich und kulturell unterdrückt würden. Pressefreiheit und 
Freiheit des Gedankens gäbe es nicht. Dabei haben die französischen Ge- 
lehrten selbst anerkannt, daß die indonesische Kultur eine sehr hochstehende ist. 

Nicht viel anders lauten die Klagen, die ein Vertreter aus Holländisch- 
Indien vortrug. Man vernahm, daß auch in den holländischen Kolonien nicht 
alles so ist, wie man nach dem Ruf, den Holland als Kolonisator genießt, er- 
warten konnte. Die letzten Unruhen in Holländisch-Indien seien durchaus 
nicht auf russischen Einfluß zurückzuführen, sondern entsprächen der Unzu- 
friedenheit der Indonesier mit ihren europäischen Herren, die ihnen sowohl 
sozial wie kulturell Unrecht täten. 
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Aus Afrika sprachen Vertreter der Neger und der mohammedanischen Teile 
Afrikas. Am heftigsten und gleichzeitig am meisten substanziiert waren die 
Äußerungen des Vertreters von Französisch-Afrika, Senghor. Er schilderte die 
durch den Tropenkoller hervorgerufenen Greueltaten, nannte Namen wie den 
des heutigen Generals Hutin, der geplündert und gestohlen hätte, gab Zahlen 
über die Arbeitslöhne, die sich für die erzwungene Zehnstundenarbeit allerdings 
sehr niedrig stellen. Man habe die Neger zum Kampfe gegen Deutschland 
gezwungen und zwänge sie jetzt zum Kampfe gegen andere französische Ko- 
lonialvölker. Dafür gäbe man ihnen aber keine Bildungsmöglichkeit, um sie 
nicht für das „Mutterland“ gefährlich werden zu lassen. Die Franzosen haben 
Senghor inzwischen wegen Hochverrats festgesetzt. 

Der andere Kolonialneger, ein Zulu, Gumede, sprach in tadellosem Englisch 
und schilderte, wie die Zulus allmählich von den Weißen aus ihrem Besitz 
herausgedrängt wurden. Auch er gab Zahlen. Die Neger müssen auf den 
Farmen von früh um vier bis abends sieben schaften, und dafür bekommen 
sie 5 bis 10 Shilling im Monat. In den Minen bekommen sie 2 Shilling pro 
Tag. Die in den Städten arbeiten, bekommen ı0 bis 15 Shilling den Monat. 
Die Zulus besitzen noch 40 Millionen Acker Landes. Ihre Zahl beträgt 
5,5 Millionen, während die Weißen ı,5 Millionen ausmachen und 260 Mil- 
lionen Acker ın Händen haben. 

Über die Lage der weißen Arbeiter ın Süd-Afrika sprach Dan Colraine. Er 
gab eine Übersicht über die großen Streiks der südafrikanischen Arbeiter, bei 
denen es zu Schießereien kam, so daß viele Arbeiter fielen. Zweitausend Ar- 
beiter wurden ins Gefängnis geworfen und viele von ihnen zum Tode ver- 
urteilt. Um den weißen Arbeiter zu schädigen, wurden Chinesen ins Land 
gebracht, die wesentlich billiger arbeiten. Die Tendenz der Regierung, die 
Zuluneger ihres Landbesitzes zu enteignen und sie in die Städte zu bringen, 
ist auch gegen die weißen Arbeiter gerichtet. 

Die Vertreter Algiers und Tunesiens schilderten, wie die Franzosen die 
Eingeborenen ausplünderten, sie von ihrem Landbesitz abdrängten und ihnen 
die Schulmöglichkeiten beschnitten. Beide sagten nichts wesentlich Neues. 

Interessanter war die Aufklärung, die El Bakri, der Delegierte Syriens, über 
die Kämpfe in Syrien gab. Es ıst ja, dank der einseitigen Darstellung aus 
französischer und englischer Quelle nicht so bekannt geworden, was sich in 
den syrischen Kämpfen alles zugetragen hat. Der Syrier schilderte das be- 
kannte Bombardement von Damaskus. Es dauerte 60 Stunden und richtete 
sich in der Hauptsache gegen die Moscheen, die Krankenhäuser, die Schulen, 
die Museen und die Fabriken. 70 Dörfer in der Umgebung von Damaskus 
sind vollkommen vernichtet. 25.000 Frauen, Greise und Kinder sind obdach- 
los und allen Entbehrungen ausgesetzt. Diese Grausamkeiten haben die Syrier 
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nicht zur Unterwerfung gebracht, im Gegenteil, sie wollen bis zum letzten 
Mann für die Freiheit ihres Landes kämpfen. = 

Ein Delegierter Marokkos, das heißt der Republik des Rif, behauptete, daß 
die Stämme jetzt vollkommen einig wären. Abd EI Krim sei es gelungen, die 


"Schulbildung dort wesentlich zu heben. Er erzählte, daß man sich noch heute 


gegen die Versuche deutscher Industrieller wehren müsse, die den Reichtum 


- des Landes an Erz ausbeuten wollen. 


Außerordentlich interessant und zweifellos in diesem Umfange in Europa 
nicht bekannt oder beachtet waren die Feststellungen der Angehörigen latein- 
amerikanischer Länder. Bei ihnen, sagten sie, mache sich die kolonisatorische 
Absicht des Dollars in der Form geltend, daß die Nordamerikaner überall da, 
wo sie wirtschaftliche Vorteile erhoffen, mit den Regierungen Abkommen ver- 
suchen. Mißlängen diese, so erregten sie Revolutionen und erreichten, daß 
sich ganze Provinzen von ihrem Mutterlande abtrennen, zu scheinbar selb- 
ständigen Republiken würden, die von den Dollarfürsten wirtschaftlich ge- 
stützt, nun tatsächlich nordamerikanische Kolonien seien, in denen lediglich die 
Yankees zu bestimmen hätten. Das richte sich vor allem gegen Länder mit 
Petroleumvorkommen. Die Kämpfe in Mexiko und Nicaragua gerade jetzt 
seien dafür bezeichnend. 

So waren die hauptsächlichsten Kolonien der Welt zu Worte gekommen. 
Über belgische Kolonien durfte natürlich hier in Brüssel nicht gesprochen 
werden. Ein gewisses Bedauern empfand man, daß aus den ehemaligen deut- 
schen Schutzgebieten keine Vertreter da waren. Es wäre interessant gewesen, 
aus deren Munde zu hören, wie sie sich zu ihren einstigen Herrschern stellen, 
ob sie etwa die Vorwürfe bestätigt hätten, die von Seiten der Entente einst 
aufgestellt wurden, um die Fortnahme der deutschen Kolonien zu recht- 
fertigen. 

Bei allen Reden aus dem Munde kolonialunterdrückter Völker klang immer 
der eine Leitgedanke hervor: „Wir erwarten Rettung von dem Erfolge der 
ehinesischen Revolution. Wir fühlen uns einig mit den vom Kapitalismus 
unterdrückten Klassen, auch in den Ländern, die unsere eigenen Herren sind.“ 

Die Chinesen setzten auseinander, daß die revolutionäre Bewegung in China 
eine ausgesprochen soziale sei. Eine fremdenfeindliche sei sie an sich nicht, 
wohl aber richte sie sich gegen alle Fremden, die den Versuch machen, Chinas 
Selbständigkeit anzutasten. Diese Absicht erblickten sie in dem Verhalten 
Englands in der letzten Zeit, urd darum richte sich ihre Gegnerschaft haupt- 
sächlich gegen England. 

Den stärksten Eindruck machten die Äußerungen aus dem Munde der eng- 
lischen Arbeiterführer. Die Zustimmungserklärungen, wie sie der alte Parlamen- 
tarıer Lansbury gab, oder Frau Wilkinson, oder Pollitt, erregten größten Jubel. 
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Als Pollitt erklärte, daß man in allen großen Seehäfen Englands Demonstrationen 
gegen den Krieg in China veranstaltet, vor allem aber, was bisher niemals in 
England der Fall gewesen seı, den ausrückenden Soldaten Drucksachen mit- 
gegeben habe, aus denen sie die Wahrheit über die englischen Absichten er- 
kennen konnten und in denen sie aufgefordert wurden, nicht auf die Chinesen 
zu schießen — da wirkte das wie eine Bombe. Tatsächlich war damit zum 
ersten Male der englische Grundsatz durchbrochen, den bisher auch die Ar- 
beiterschaft aufrecht erhalten hatte: daß jeder Engländer durch Dick und 
Dünn nach außen zu seiner Regierung und deren Maßnahmen steht. 

Waren alle diese Reden in der Hauptsache doch parteimäßig eingestellt, so 
erschienen die Worte deutscher Vertreter von einer höheren Warte. Der junge 
Toller sprach mit dichterischem Schwunge von den hier vertretenen Gedanken 
und bekannte sich zu einem Imperialismus des Geistes — der Idee von der 
Gleichheit der Rassen, der Freiheit der Völker, der Brüderlichkeit der Men- 
schen. Für das werktätige Volk Deutschlands erklärte er, daß es sich allen 
kolonialen Wünschen in Deutschland entgegensetzen würde. 

Der Nationalökonom Professor Alfons Goldschmidt sagte: Heute sei an Stelle 
der direkten Ausbeutung die Kolonisierung mit anderen Mitteln, mit soge- 
nannter Autonomie, mit Konzessionen, mit Kapitalsanlagen getreten, die aber 
denselben Erfolg habe, nämlich die Unfreiheit und die Ausbeutung der Ar- 
beitskraft der betreffenden Völker. Schließlich. sei auch der Dawesvertrag 
nichts anderes als ein Deutschland versklavendes Abkommen. Er mache aus 
Deutschland praktisch ebenfalls eine Kolonie. Der englische Imperialismus sei 
nach Indien gekommen, um dort neue Kraft aus den indischen Bauern zu 
saugen. Das gleiche wolle er jetzt in China erreichen. Schon mache sich in 
China der Druck des imperialistischen Kapitals geltend, der die Chinesen zur 
Auswanderung zwingt. Der Erfolg des imperialistischen Vorgehens in der 
Welt sei nicht eine Steigerung der Produktivität der Welt, sondern eine 
Senkung der wirklichen Produktivität in den imperialistischen Ländern. Gold- 
schmidt meinte, er habe auf seinen Reisen in den letzten Jahren feststellen 
können, daß noch überall große Reichtümer vorhanden seien, daß ihre Aus- 
wertung aber nur möglich wäre durch frei arbeitende Nationen, durch einen 
freien Austausch der produktiven Kräfte und nationalen Ideale. 

Der hannoversche Professor Theodor Lessing führte aus, man dürfe heute 
nicht mehr von einer gelben, sondern man müsse von einer weißen Gefahr 
sprechen, weil die weiße Kultur in der Technik gipfele und zwar der Mord- 
technik, die allenthalben die alten Kulturen direkt wie indirekt zu vernichten 
beginne; denn es bestehe die Gefahr, daß auch selbständig bleibende farbige 
Völker, wie die Chinesen, sich diese Technik zu Nutze machen. Das weiße 
Problem sei vor allem deshalb so gefährlich, weil die weiße Menschheit sich 
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- ım Laufe von hundert Jahren verdoppelt habe. Er sieht einen Ausweg aus 


den heutigen Verhältnissen nur in einer eindämmenden Bevölkerungspolitik, 


in einer rückläufigen Kolonisation und in der Freiheit der Völker auf Grund 


sozialer Gleichberechtigung. 

Die einzelnen Gruppen brachten Resolutionen ein, entsprechend den Vor- 
trägen ihrer Redner. Diese Resolutionen wurden zu einem Gesamtmanifest 
vereinigt. 

Das Ergebnis der gesamten Verhandlungen war die Gründung eines Welt- 
bundes gegen den Imperialismus, gegen die koloniale Unterdrückung und für 
nationale Unabhängigkeit. Dieser hat seinen Sitz zunächst in Berlin, er sollte 
aber nach Paris verlegt werden und wird jetzt infolge der Feindseligkeit der 
französischen Regierung nach London kommen. 

Wichtiger noch scheinen mir die unfaßbaren, noch hin- und herwogenden 
Möglichkeiten und Wahrscheinlichkeiten, die sich chaotisch zusammenballen und 
schließlich doch einmal irgend eine Form annehmen werden. Wie sie sein 
wird, darüber wagen wir uns nicht zu äußern. 

Auf dem Kongreß wurde das Aneinanderprallen der westlichen und öst- 
lichen Welt auch denen klar, die in Vogelstraußpolitik die Gegensätze nicht 
sehen oder verkleinern wollen. Auf der einen Seite steht die weiße Mensch- 
heit Europa-Amerika mit ihrer jungen Kultur, die sich ganz allein durch die 
Entwicklung der Technik (und zwar in erster Linie der Technik als Vernich- 
tungsmittel) in der ganzen Welt eine Führerrolle erzwungen hat. Auf der 
anderen Seite steht die farbige Welt Asiens und Afrikas, stehen Kulturen, die 
von den Weißen verkannt oder mißachtet, doch älter und stärker sind als 
alles, was in Europa-Amerika bisher geschaffen wurde. 

Die Gefahr, die darin liegt, daß die Technik Millionen Menschen zu kaum 
noch denkenden Maschinen macht, wird niemand leugnen. Sie äußert sich 
vor allem in der Empörung der Sklaven des Kapitalismus. Dieser streckt 
seine Hand aus nach neuem farbigem Arbeitermaterial, teils weil es durch die 
technischen Möglichkeiten heute noch leicht versklavbar ist, teils um durch 
die Heranziehung billiger Arbeitskräfte die weißen Arbeiter in ihren Forde- 
rungen herabzudrücken, und sie durch die Notwendigkeit, sich um des nackten 
Lebens willen den Forderungen der Arbeitgeber zu unterwerfen, weiter ge- 
fügig zu erhalten. 

Dem weißen Kapitalismus ist es bisher gelungen, sich ziemlich widerstands- 
los die farbige Welt zu unterwerfen. Erst in dem Augenblick, wo er gegen 
China vorgeht, stößt er auf ernsthaften Widerstand. 

In China hat sich in den letzten Jahren eine uns langsam scheinende, aber 
im Verhältnis zu dem sonst dort Üblichen ungeheuere schnelle Entwicklung 
gezeigt. Wie die dort zwischen Kapitalismus und Proletariat notwendig auch 
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bestehenden Gegensätze gelöst werden, können wir nicht einmal vermuten. 
Jedenfalls ist der Wille zu einer allgemein befriedigenden Lösung vorhanden 
und vereint sich mit dem Wunsche nationaler Unabhängigkeit. Man darf 
nicht vergessen, daß die Verachtung einer anders pigmentierten Rasse kein 
Privileg der Weißen ist. Die Chinesen hassen die Weißen nicht nur, sie miß- 
achten sie auch, und zwar vielleicht mit mehr Recht, als dies umgekehrt zu- 
gestanden werden darf. Die Äußerungen chinesischer Kaiser gegenüber euro- 
päischen Gesandtschaften waren häufig von einem so anmaßenden Tone, daß 
sie ebensogut aus einer europäischen Kanzlei hätten stammen können. Wir 
stehen heute nicht mehr einem China gegenüber, daß die Versuche an seinen 
Grenzen, in seine Häfen einzudringen, wie ein Elefant einen Mückenstich be- 
handelt, sondern sie ernsthaft übelnimmt und abschütteln will und wird. 

China ist Mitglied des Völkerbundes geworden. Man hat damit angefangen, 
die Rechte der Weißen in China zu durchlöchern, als man Deutschland im 
Versailler Vertrag die Konsulargerichtsbarkeit dort nahm. Das sollte Deutsch- 
land verächtlich machen. Der Erfolg aber war, daß nicht nur Deutschland 
in China menschlich und wirtschaftlich gewonnen hat, sondern daß China nun 
das gleiche, was es gegenüber Deutschland erreichte, von allen anderen weißen 
Staaten verlangt. Es hat vor sich das Beispiel Japans, das verstanden hat, 
rechtzeitig alle kolonisatorischen Wünsche der Weißen abzuwehren, und zu 
einer Großmacht wurde. 

China wendet sich gegen seinen Feind, England, und greift es da an, wo 
es am empfindlichsten ist, in seinen Kolonien, denen es auf diesem Kongresse 
die Bruderhand entgegenstreckt. Es stellt sich an die Spitze der unterdrückten 
Völker und wird damit zweifellos früher oder später den Erfolg haben, den 
es anstrebt, und zwar heute wohl schon bewußt anstrebt: Asien frei zu machen. 
Weniger bewußt, aber doch dem unbefangenen Beschauer deutlich, liegt darin 
eben jener Kampf der asiatisch-afrikanischen Weltanschauung gegen die euro- 
päische Technik. 

Die proletarische Arbeiterbewegung in den weißen Ländern ist im Grunde 
ja auch nichts weiter als der Kampf gegen die Technik, ein Kampf, der um 
so tragischer ist, weil die Arbeiterschaft ohne die Technik existenzlos wäre. 
Die Technik hat sie vom Mutterboden losgerissen, und wenn heute die fabrik- 
mäßige Herstellung der Waren aufhören würde, so gäbe es kein Zurück zu 
den Nährquellen der Natur, es sei denn auf dem Wege der Auswanderung in 
menschenarme Gegenden. Tatsächlich ist die Welt groß genug, um das Über- 
maß an weißen Menschen aufzunehmen. Tatsächlich war der Drang nach 
Kolonien nichts weiter als der Versuch, Unterkunft für dieses Übermaß zu schaffen. 
Der Gedanke war richtig, nur, wie sich heute zeigt, der Weg falsch. Es war 
unsittlich, die weiße Bevölkerung an die Stelle der Farbigen in die Kolonien 
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zu setzen, die Farbigen so zu vernichten, wie es in Amerika fast restlos ge- 
' schah, in den nordafrikanischen Kolonien Frankreichs in nicht ferner Zeit der 
Fall sein wird, oder sie zu Sklaven der Weißen zu machen, wie in den eng- 
 Jischen und holländischen Kolonien. Diese Mißachtung der Menschenrechte 


* 


rächt sich allenthalben. Die Versuche, unter neuen Namen alte Methoden 


fortzusetzen, indem den Kolonien Autonomie gegeben wird, oder sie nur als 
Protektorate bezeichnet werden, sind fruchtlos. Der einzige Weg ist der, die 
volle Selbständigkeit der farbigen Völker anzuerkennen, ihre Gleichberechtigung 
mit den Weißen nicht weiter zu beschränken, und an ihre Gastfreiheit gegen- 
über denen zu appellieren, die ehrlich und ohne Eroberungsabsichten zu ihnen 
kommen. Das bedeutet nicht ein Aufgeben des nationalen Bewußtseins, son- 
dern nur einen Verzicht auf seine Überspannung. 

Die technische Entwicklung von heute, die die Welt der Maschine unter- 
werfen will, muß den Untergang der Menschheit herbeiführen, wenn nicht 
die farbigen Rassen sich von dem Einfluß der Maschine freizuhalten wissen, 
und ihr ihr starkes Naturgefükl mit Erfolg entgegensetzen. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß dem so sein wird, offenbarte der Brüsseler 
Antikolonialkongreß. Er ist für alle die, die sehen und hören wollen, eine 
Warnung, die sie nicht verachten werden. 
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HERMANN LAUTENSACH: 3ER 
BERICHTERSTATTUNG ÜBER ERDUMSPANNENDE VORGÄNGE 
| Die Rohstoffwirtschaft der Erdteile 


In Fortsetzung des in Heft > dieses Jahrgangs ($. 108 ff.) gemachten Versuches, 
die Verschiebungen zu charakterisieren, die die Ernährungsbasis der Menschheit im 
Laufe der letzten Jahre erfahren hat, und die sich daraus ergebenden geopolitischen 
Bindungen anzudeuten, sei heute unter den gleichen Gesichtspunkten die Rohstoff- 
wirtschaft der Welt behandelt. Auch hier dienen wie dort die Erdteile als die 
großen Vergleichsobjekte, nach denen das Zahlenmaterial geordnet und gewürdigt ist, 
und ebenso wird die Zerlegung Eurasiens in die drei großen wirtschaftlichen Erd- 
teile: Europäische Halbinsel, Sowjet-Rußland und Außerrussisches Asien beibehalten. 
In Rücksicht auf den Raum sind die Ausführungen auf 10 Rohstoffe beschränkt, 
5 pflanzliche und tierische (Baumwolle, Wolle, Seide, Hanf, Kautschuk) sowie auf 
5 bergbauliche (Eisenerz, Rohkupfer, Rohzink, Silber, Gold). Ist das statistische 
Material für die pflanzlichen und tierischen Rohstoffe, teilweise wieder dank des 
hervorragenden Jahrbuches ı926 des internationalen Landwirtschaftsinstituts zu 
Rom, noch einigermaßen zuverlässig und vollständig, so ist die Bergbaustatisti 
größerenteils recht lückenhaft und rückständig. Teilweise Heranziehung von älteren 
Zahlen und Extrapolationen waren infolgedessen für einen Versuch wie den hier 
unternommenen unvermeidlich. Der Wert der für die Bergbauerzeugung gebotenen 
Zahlen reicht daher an den der anderen Ergebnisse nicht heran. 


Einfuhr- (+) bzw. 
Anbaufläche Erzeugung Hektarertrag Ausfuhr- (—) 


Be in 1000 ha in 1000 t int Überschuß 
in 1000 t 
Mittel Mittel Mittel 
1909/13 | 1925/26 | 1909/13 | 1925/26 | ıgog/13 | 1925/26 | ıgog/ı3 | 1925 
Europäische Halbinsel 15 37 4,3 9.3.2055 0,2 + 2199| + 2 233 
Sowjet-Rußland 636 648 197 172 0,4 0,3 + ı92) + 116 
Außerrussisches Asien | 10873 | 13323 | 1269 1 569 0,1 O1 — ah  E 
Afrika 800 1 428 328 442 0,3 0,2 — 328 — 353 
Australien I ı8 0,1 1,8 0, 0,1 + 04l— 2,2 
Nordamerika 13952 | 18861 | 2873 3542 | 0,2 0,2 — 1919| — 1 884 
Südamerika 272 814 88 229 0,3 03 j— . 37]— . 82 
Ganze Erde | 26549 | 35 119 | 4759 5 961 | 0,2 | 0,2 | — | _ 


Der nach Gewicht und Wert bei weitem erste pflanzliche Rohstoff der Erde ist 
die Baumwolle. Die vorstehende Tabelle zeigt, daß ihr Anbau nach Fläche wie 
Ertrag in seinem Weltwert seit der Vorkriegszeit ansehnlich gewachsen ist. Das 
Wachstum hat auch im Übergang von 1924/25 auf 1925/26 angehalten und in 
dieser Jahresspanne 627 600 t = 11,8 0/, betragen. Aus klimatischen Gründen ist 
die Stellung der Europäischen Halbinsel in der Baumwollproduktion von jeher eine 
sehr schwache gewesen. Die Erzeugung, die seit der Vorkriegszeit etwas zu-, aber 
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im Übergang von 1924/25 auf 1925/26 beträchtlich abgenommen hat, beschränkt 
‚sich zu 62 °/, auf Griechenland. Europa schluckt daher 9ı °/, des gesamten Aus- 
fuhrüberschusses der 5 Baumwolle ausführenden Erdteile. Seine Einfuhr hat die 
Vorkriegshöhe überschritten und ist, nach starkem Zurückbleiben in den Kriegs- 
„und ersten Nachkriegsjahren, jetzt wieder in mächtigem Steigen begriffen. Besser 
ist Sowjet-Rußland durch seinen Anbau in Turkestan gestellt, wo es nach starker 
Mehrung der Anbaufläche im letzten Jahr jetzt weit mehr als die Hälfte seines Be- 
darfes erzeugt. Das außerrussische Asien hat seine Baumwollerzeugung trotz empfind- 
lichen Rückgangs von China, des dritten Erzeugers, auch in den letzten Jahren 
zu steigern gewußt. Der Löwenanteil seiner Produktion (70 °/,) entfällt dabei auf 
Britisch-Indien. Trotzdem ist die Ausfuhr des Erdteils gegenüber ı924 etwas 
und gegen 1909/13 ansehnlich gesunken. Denn Japan verbraucht einen 
‚ständig wachsenden Teil der indischen Ausfuhr. Seine Einfuhr war 1925 um 
106 °%/, größer als 1909/13. Sehr groß ist die Steigerung der Baumwollproduktion 
Afrikas, sowohl im letzten Jahr wie auch seit 1909/13. Sie kommt ausschließlich 
‚ auf das Konto des britisch geleiteten Anteils (Ägypten, angloägyptischer Sudan, 
Nigeria, Uganda), und damit entrollt sich uns der Kern des ganzen Baumwoll- 
problems. Wohl ist, wie E. Obst in „England, Europa und die Welt“ ausführt, 
die panbritische Baumwollbilanz theoretisch schon 1924 positiv gewesen. Aber 
wegen der starken indischen Ausfuhr nach Japan sind die Spinnereien in Lancashire 
heute noch in bedingungsloser Abhängigkeit von der Union, dem ersten Baumwoll- 
erzeuger der Erde, der 1909/13 59,4 °/, 1924/25 nur 55,4 0/0.» 1925/26 dagegen 
wieder 58,6 °/, der Weltproduktion lieferte. Großbritannien bemüht sich daher 
heute mit größter Energie, sich in Afrika eine Baumwollbasis zu schaffen, die einer 
Ausfuhranzapfung in anderer Richtung auf jede absehbare Zeit unzugänglich ist. 
Die panbritische Erzeugung wuchs von 23,3 °/, (1909/13) nach zeitweiligem Fallen 
über 28,1 °/, (1924/25), auf 31,6 °/, (1925/26) des Weltwertes. Die Steigerung 
der panbritischen Produktion erreichte im letzten Jahr den enormen Wert von 
25,8 0/, — gegenüber den 18,2 °/, der Unionssteigerung und den oben verzeich- 
neten ı1,8 °/, der Welterzeugungssteigerung. Der Ausfuhrüberschuß der Union 
und damit ganz Nordamerikas ist zwar in den letzen Jahren gestiegen, hat aber 
den Vorkriegsbetrag noch nicht wieder erreicht, da der Eigenverbrauch der U.S.A. 
ebenfalls in ständiger Zunahme begriffen ist. Eine mächtig wachsende Bedeutung 
in der Baumwollerzeugung und -Ausfuhr kommt schließlich Südamerika zu, dessen 
Hauptproduzenten Brasilien und Argentinien auch im letzten Jahr einen ansehn- 
lichen Schritt vorwärts getan haben, während Peru seine Stellung von 1924 ge- 
wahrt hat. Australien (Queensland) hat zwar seine Erzeugung gegenüber der Vor- 
kriegszeit stark vermehrt, aber im letzten Jahr ist ein Rückgang der absolut bisher 
stets geringen Produktion auf 43 0/o eingetreten. 


Im Gegensatz zur Baumwolle weist der zweite Textilrohstoff, die Schafwolle, 
gegenüber der Vorkriegszeit einen empfindlichen Erzeugungsrückgang auf, der auch 
durch die kleine Steigerung der Jahresspanne von 1924 auf 1925 längst nicht 
wett gemacht ist. Dieser Rückgang ist am stärksten bei Südamerika, insbesondere 
Argentinien und Uruguay, bei Sowjetrußland sowie der Europäischen Halbinsel und 
hat im großen und ganzen seinen Grund darin, daß die Nachfrage nach den teuren 
Wollfertigwaren im verarmten Europa hinter der nach den billigeren Baumwoll- 
waren zurückgetreten ist, und daß daher heute die Schafzucht ebenso sehr auf 
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Rohwolle (im Schweiß) Rohseide 
Einfuhr- (+) bzw. n Bohseide 
Scharwolle und| Erzeugung in Ausfuhr- (—) Kokonerzeugung erzeugung 4 
: 1000 t Überschuß in in t Ser 4 
Seide Be 5 | 
Mittel Mittel Mittel 1 
1909/13| 1925 jıgog/13| 1925 Jıgog/ı3| 1925 1913 1925 


Europäische Halbinsel 259 a42 | + 724| + 620| 50 ı50 | 48 337 3972 | 4820 


Sowjet-Rußland 172 88 | +38) + ı3]| 10443 en ee | 

Euberrübsisches Asien es ı0ı |— 34| — 35 |146781!) 31838g1) 233482) 34 i 

Afrika 104 117 |— 79| — ı12 5 3 . 

Australien 410 411 | — 369 | — 397 — — = 

Nordamerika 150 136 | + 96| + ı5ı u _ — — 

Südamerika 265 216 | — 221] — 174 _ _ —_ — 
Ganze Erde | ı 462 | Darı | — | = [207 3741)|366 3761) 27 3208)| 390703) 


I!) Ohne China. 2) Nur Ausfuhrbeträge. 8) Ohne Selbstverbrauch Östasiens. 


Fleisch wie auf Wolle gerichtet ist. Im Gegensatz zur Baumwolle ist die Stellung 
der Europäischen Halbinsel in der Wollproduktion eine viel stärkere. Ist sie doch 
mit 18,5 °/, der Erzeugung von ı925 der zweite Wollerdteil, steht allerdings noch 
weit hinter Australien-Neuseeland mit 30,9 °/, zurück. Nordamerika dagegen, der 
Riese der Baumwollproduktion, spielt in der Wollgewinnung mit 10,4 °/, eine 
recht bescheidene Rolle. Die Vereinigten Staaten erzeugten 1925 nur 9,9 °/, des 
Weltwertes. Und damit kommt der dritte Gegensatz zu Tage: Das Britische Welt- 
reich beherrschte 1925 43,8 °/, der Weltwollerzeugung. Seine Wollbilanz ist seit 
der Vorkriegszeit sehr stark positiv, während die Union zu den 4 großen Woll- 
verbrauchern und -importeuren gehört. Im übrigen sind dies Frankreich, Groß- 
britannien und Deutschland. Japan ist eben dabei, sich ihnen zuzugesellen. Der 
Wollhandel besteht daher im wesentlichen aus einem Transport von Rohwolle aus 
den Süderdteilen nach den Norderdteilen, aus Australien-Neuseeland, Südamerika, 
Südafrika, Britisch-Indien, die 1925 zusammen 55,8 °/, der Produktion lieferten, 
nach den genannten 5 Industriestaaten, die zusammen 679 000 t = 90 0/, der ge- 
samten auf den Weltmarkt geworfenen Rohwolle aufnahmen. Von diesem Gesichts- 
punkt aus werden die Zahlen der Ein- und Ausfuhrüberschüsse der Erdteile ver- 
ständlich. 

Wie die neben die Wolltabelle gesetzte Übersicht uber die Rohseiden erzeugung 
lehrt, besitzt Eurasien in bezug auf die Seide ein absolutes Weltmonopol. Die 
Kultur des weißen oder schwarzen Maulbeerbaums und damit die Seidenraupen- 
zucht konzentriert sich hier auf. 3 Einzelräume: das subtropische Monsunasien 
(Japan, China, Korea), die Mittelmeerländer (Italien, Frankreich, Syrien, Bulgarien, 
Türkei, Spanien, Algerien) und Russisch-Turkestan. Von diesen Räumen ist Russisch- 
Turkestan der kleinste Erzeuger und stellt sich ausschließlich auf die Bedürfnisse der 
hochgradig abgeschlossenen Wirtschaftseinheit Sowjetrußlands ein. Die Mittelmeerländer 
produzieren für die Seidenindustrien Italiens, der Schweiz, des Deutschen Reiches, 
Frankreichs und Großbritanniens. Aber ihre Erzeugung an Kokons hat von 1924 
auf 1925 stark abgenommen. Besonders empfindlich ist der Rückgang bei Italien, 
dessen Kokonernte sich um nahezu 20 0/, verringert hat. So wird, obwohl Europas 
Rohseidenerzeugung gegen 1913 einen Aufstieg zeigt, die Abhängigkeit der Euro- 


LAUTENSACH: BERICHTERSTATTUNG ÜBER ERDUMSPANNENDE VORGÄNGE 385 
u ET a EEE SE DEE EEEIEREEE EEE SEGEN 30512 SORSEARBEREEN 


 päischen Halbinsel vom Ausland auch auf dem Gebiete der Rohseide immer größer. 
E Der einzige große Weltlieferant in Rohseide ist Monsunasien. Man beachte, daß 
in den Zahlen für die Kokonerzeugung China nicht einbegriffen ist, da hier die 
_ Statistik versagt, und daß die Riesenzahlen für die ostasiatische Rohseidenproduktion 
_ nur Ausfuhrzahlen sind, die den offenbar großen Selbstverbrauch unberücksichtigt 
lassen, während die europäischen Zahlen die Erzeugung selbst geben. In Wirklich- 
_ keit ist das Mißverhältnis zwischen Südeuropa und Ostasien also noch viel krasser. 
Japan ist das bei weitem erste Rohseidenland der Erde. Seine Erzeugung ist in 
ständigem gewaltigem Anstieg. Die japanische Kokonernte betrug 1924 80,0 sfr 
1925 83,4 0/5 der außerchinesischen Welternte. Der Anreiz zu dieser gewaltigen 
- Steigerung geht nicht nur von dem seidenhungrigen Europa, sondern in viel 
stärkerem Maße vom amerikanischen Gestade des Pazifischen, von den U.S.A., aus, 
deren Seidenverbrauch sich gewaltig vermehrt hat. 


\ 


a. % 


nn 
Einfuhr- (+) bzw. 


Anbaufläche in Erzeugung in Hektarertrag Ausfuhr- (—) 
Hanf 1000 ha 1000 t in t Überschuß 
in 1000 t 


ıgog/13 | 1925 ıgog/ 13] 1925 rgeg/1 3} 1925 1909/13 1925 


Europäische Halbinsel 237 270 203 246 0,86 0,91 |+ 173 |-+ ııı 
Sowjet-Rußland 687 858 329 449 0,48 0,52 |—- 59 |— 6 
Außerrussisches Asien 510 517 201 253 0,39 0,49 |— 136 |— 173 
Afrika — 0,6 — 0.6 == 0,9 |+ 91 — 
Australien -— EZ — _— — — |+ 70+ 9ı 
Nordamerika 3,1 — Br 1,10 = + 71 |+ gı 
Südamerika 0,3 1,0 0,5 | 1,3 1.53 1,38 | 72,04 3,0 


Ganze Erde | ı 437 | 1 647 | 749 | 950 | 0,52 | 0,98 | — | E= 
Als Beispiel der für Spezialzwecke verwendeten Textilrohstoffe sei kurz des 
Hanfes gedacht. Sein Anbau weist in der erdteilweisen Verteilung große Ähnlich- 
keit mit der Seidenerzeugung auf. Und auch im einzelnen zeigen sich manche 
Parallelen, insofern als auch der Hanfanbau in Italien und Monsunasien blüht. 
Aber der Hanf weist in seiner Anbaumöglichkeit nicht eine so enge Bindung an 
die periodisch feuchten Räume der Subtropen auf, ist in seinen verschiedenen Ab- 
arten vielmehr in allen genügend niederschlagsreichen und zum wenigsten mittel- 
warmen Ländern anbaubar. Sowjet-Rußland, der erste Erzeuger, hat im letzten 
Jahr in überraschendem Sprung seine Vorkriegsstellung überschritten. Aber in der 
Ausfuhr macht sich das Rekorderntejahr 1925 noch nicht bemerkbar. Das Dar- 
niederliegen Sowjetrußlands gab den Philippinen Anlaß zu einer kräftigen Steige- 
rung der Manilahanfproduktion; diese Steigerung entspringt jedoch fast ausschließ- 
lich einer überraschenden Besserung des Hektarertrages. Im übrigen sind im 
Außerrussischen Asien China, Britisch-Indien, Korea und Japan Hanferzeuger; die 
ersten drei liefern den ganzen Überschuß an den vierten. Auch die europäische 
Erzeugung ist unter der Wirkung des Ausscheidens von Rußland gewachsen. Italien 
wurde 1925 für den Rückgang seines Rohseideertrages durch eine Hanfernte ent- 
schädigt, die selbst das hohe Mittel 1909/13 um 48,4 °/, übertraf. Im übrigen sind 
nur Polen und Südslawien Hanflieferanten. Der Riesenbedarf von Deutschland, 


Belgien, Frankreich, Großbritannien, der Union und Kanada macht Europa und 
25 
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Nordamerika zu den Erdteilen der Hanfeinfuhr. In Südamerika weist nur Chile, E 
in Afrika nur Marokko kleine statistisch erfaßte Ernteergebnisse auf, beide mit 4 


ungewöhnlich hohen Hektarerträgen. } 
Kautschuk Eisenerz 
= f Einfuhr- (+) bzw. x i 
Kautschuk Erzeugung in Keine Förderung in 
Eisenerz 1000 t ee Se 1000 t 
1913 | 1925 1909/13 | 1925 1913 | 1925 


Europäische Halbinsel 


Sowjet-Rußland + 8,7 + 64 7 381 2 050 


= >= +49 + 94 [100 a 74 961 
Außerrussisches Asien 48 471 —24 — 325 6721) ı 1371) 
Afrika ı8 6,7 — ı8 —_— 6,8 1 9462) 2524°) 
Australien 0,2 0,7 — 91 — 0% : 609 
Nordamerika — 3,7 | +42 + 403 64 688 64 036 
Südamerika 44 36 —44 — 27 703) 7203) 


Ganze Erde 110 | 507 | — | — | 175 705 | 146 037 


!) Nur Britisch-Indien, Japan und Korea. 2) Nur Algerien und Tunis. 8) Nur Chile und Brasilien. 


Der Kautschuk ist ein Rohstoff ganz eigener Art, der ähnlich wie das Erdöl 
in der Kraftstoffwirtschaft, in den letzten 2 Jahrzehnten mit einem Schlage eine un- 
geheure Bedeutung gewonnen hat. Die Ursache ist in beiden Fällen zum Teil die 
gleiche: die riesige Steigerung der Bedeutung des Kraftwagens, ganz besonders in 
den U.S.A. Die Welterzeugung dieses fast restlos auf den äquatornahen, immer- 
feuchten Teil der Tropen beschränkten Rohstoffes hat sich seit 1913 nahezu ver- 
fünffacht. Aber diese ungeheure Steigerung kommt ganz ausschließlich auf das 
Konto eines einzigen Erdraums, Südasiens, wo die Engländer und Niederländer mit 
germanischer Energie die Hevea-Pflanzungen zu gigantischer Entwicklung gebracht 
haben, während das romanische Amazonien in seiner Wildkautschukgewinnung 
immer mehr zurückgeht und in eine ungemein schwere Krise geworfen ist, und 
auch Afrikas teils auf Sammeln, teils auf den Anbau minder guter Kautschuk- 
pflanzen, z. B. Manihot, Kicksia, gegründete Gummierzeugung immer mehr ver- 
kümmert. Von der Welternte lieferten 1925 Niederländisch-Indien 39,1 %/,, die 
Malaienstaaten 38,1 0/0, Zeylon 9,2 °/,, Brasilien dagegen nur noch 5,6 0/9. Nicht 
weniger als 51,8 °/, der Gesamterzeugung, genau soviel wie im Vorjahre, sind in 
unmittelbarem britischem Besitz. Rechnet man den unter britischer Kontrolle 
stehenden Teil der Produktion von Niederländisch-Indien ein, so ergibt sich die 
Tatsache, daß die Briten 63,7 0/, der Welterzeugung kontrollieren. Diesem Erzeuger- 
monopol des Britischen Reiches steht ein noch stärkeres Verbrauchermonopol der 
Union gegenüber, die unmittelbar fast gar keinen Anteil an den immerfeuchten 
Tropen hat, und 1925 nicht weniger als 387 100 t= 71 °/, der gesamten auf den 
Weltmarkt geworfenen Kautschukmenge schluckte, fast ebensoviel wie 1924 (333 000 t 
=74°/,)., Aus dieser Sachlage ergab sich der englisch-amerikanische Gummikrieg, 
von dem 2. f. G. 1926, S. 631 ff. die Rede war. Die Aus- und Einfuhrzahlen der 
obigen Tabelle sind nunmehr leicht verständlich. 


Der industriell bei weitem wichtigste der bergbaulichen Rohstoffe ist das Eisen- 
erz. Aber die Statistik der Eisenerzproduktion ist nur sehr lückenhaft und nicht 
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immer zuverlässig. Trotzdem gehen die Grundzüge der Entwicklung aus den oben 


gegebenen Zahlen deutlich hervor. Nach einer ungeheuren Steigerung, die 1917 


auf 76,5 Mill. t emporkletterte, und nach gewaltigen Nachkriegszuckungen ist die 
Erzeugung der Union jetzt wieder genau auf dem Stand von 1913 (62,9 Mill. ı) 
‚angelangt. Das ungemein eisenerzreiche Neufundland ist im Aufblühen, die kana- 
dische Produktion dagegen im völligen Verkümmern. Durch die Union steht 
Nordamerika mit 44 °/, an zweiter Stelle. Wenn der Weltförderungsbetrag wesent- 
lich ‚geringer ist als 1913, so liegt die Schuld einzig und allein an Europa, dessen 


' Förderung von 5g °/, auf 52 °/, gesunken ist. Diese sehr empfindliche Minderung 
der europäischen Eisenerzgewinnung hängt nicht nur mit der allmählichen Er- 
_ schöpfung mancher Lager und den innerpolitischen Nachkriegswirrnissen, sondern 


auch mit den außenpolitischen Grenzverschiebungen des Weltkriegsendes zusammen. 
ı913 betrug die Förderung innerhalb des deutschen Zollgebiets, also einschließlich 
Luxemburgs, 35,941 Mill. t, deckte jedoch den Bedarf der deutschen Eisenindustrie 
noch nicht einmal. Jetzt ist Luxemburg aus dem deutschen Zollgebiet ausgeschieden, 
seine Förderung ist im belgischen Zollverein gesunken, Elsaß-Lothringen dagegen 
ist an Frankreich gekommen, so daß die restliche deutsche Förderung ı925 nur 
noch 5,923 Mill. t ausmachen konnte, und die deutsche Roheisenerzeugung sehr 
stark zurückgehen mußte. Die Förderung innerhalb des jetzigen französischen 
Zollgebiets betrug ıgı3 43,054 Mill. t, 1925 dagegen nur, trotz über 50 °/,iger 
Steigerung in der Zeit von ı920 bis ıg925, 35,764 Mill t. Frankreich hat jetzt 
einen Überfluß an Erz, den es selbst ı925 trotz Frankenbaisse weder durch Inland- 
verbrauch noch durch Ausfuhr in der Vorkriegshöhe zu verwerten vermochte. 


Silber 
Erzeugung in 
t 


Gold 
Förderung in 
13 


Kupfer | Zink 
Erzeugung in Erzeugung in 


Kupfer, Zink, 
Silber, Gold 


1000 t 


1913 | 1925 1926 


Europäische Halbinsel 
Sowjet-Rußland 


Außerrussisches Asien 47,5 161,2 370,6 4 26 
Afrıka 33,0 32,9 60,0 312 340 
Australien 150,0 563,9 357,4 80 19 
Nordamerika 741,6 | 5 257,6 | 5 435,8 188 144 
Südamerika 71,8 2,1 3,9 4747 994,5 18 25 


Ganze Erde | 987,2 | 1 411,7 |: 138,8 |ı 274,7 | 7 001,6 | 7 557,3 | 689 | 601 


Die in vorstehender Tabelle gegebene Kupfererzeugung bezieht sich auf die 
sogenannte Bergwerksproduktion, d. h. den Kupfergehalt der sehr verschiedenartigen 
und daher in ihren Gewichtsmengen unmittelbar nicht vergleichbaren, in einem 
Erdteil geförderten Erze. Wie auf so vielen anderen Gebieten der Nähr- und Roh- 
stofferzeugung ist auch hier Nordamerika der Riese unter den Erdteilen, auf den 
ı925 nicht weniger als 60,9 °/, der Kupfer-Bergwerksproduktion kommen. Weit 
voran steht die Union (53,8 °/,), die auch die hervorragende Entwicklung des 
zweiten Erzeugers, Chiles (13,5 °/,), finanziert und ebenso die kubanische, perua- 
nische sowie teilweise die mexikanische Förderung (zusammen 7,1 °/,) kontrolliert. 
Somit haben die Vereinigten Staaten fast drei Viertel des Weltbetrages in ihrer Hand, 
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Die Europäische Halbinsel hat, absolut genommen, die Vorkriegsförderung eben 
wieder überschritten. Die Förderung seiner beiden ersten Erzeugungsländer Spaniens 
und Deutschlands, hat zusammen ziemlich genau den Vorkriegsbetrag (71 800 t) 
wieder erreicht. Aber relativ ist die Europäische Halbinsel auch auf diesem Pro- 
duktionsgebiet, und zwar von 9,9°/, auf 7,5 °%/, gesunken. Ebenso hat sich Asien 
(Japan) auf‘der absoluten Vorkriegshöhe gehalten. In Afrika hat englisches Kapital 
das in Belgisch-Kongo gelegene Katangagebiet entwickelt und diesen Erdteil damit 


1’ 


’ 
° 
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von 2,4°/, auf 7,8°/, gebracht. Trotzdem beherrscht Großbritannien nur etwa 


ra 0/, der Welterzeugung. Der Verbrauch an Rohkupfer betrug 1925 (in 1000 t): 
in der Europäischen Halbinsel 653,1, Sowjet-Rußland 9,5, dem Außerrussischen 
Asien 86,6, Afrika r2,0, Australien 7,9, der Union 670,6, dem übrigen Amerika 
57,2. Der Vergleich dieser Zahlen mit den Produktionsziffern der Tabelle lehrt 
wuchtig die Versklavung Europas gegenüber Afrika und ganz besonders Nord- 
amerika. 

Ganz das Gleiche zeigt die Tabelle der Bergwerksproduktion an Rohzink. 
Auch hier eine gewaltige Steigerung der Bedeutung Nordamerikas, insbesondere der 
Vereinigten Staaten (1925: 5ı °/,) und ein Zurücksinken des verarmten und zer- 
rissenen Europa (23 °/,)! Das Deutsche Reich, das 1913 noch allein 23 °/, der 
Weltproduktion lieferte, genau soviel wie jetzt die ganze Europäische Halbinsel, ist 
heute durch den Verlust von Altenberg (Moresnet) und besonders Ostoberschlesien 
auf 3,3 °/, heruntergekommen. Polen holte 1925 trotzdem aus Ostoberschlesien 
nur 9,7 °/, heraus. Die Förderung im Bereich der alten deutschen Grenzen be- 
trug somit 1925 nur noch reichlich ı3 °/, des Weltbetrages. Der Verbrauch an 
Rohzink betrug 1925 dagegen (in 1000 t): in der Europäischen Halbinsel 620,3, 
Sowjet-Rußland 15,0, dem Außerrussischen Asien 45,8, Afrika 3,0, Australien 
ı7,8, den Vereinigten Staaten 460,4, dem übrigen Amerika 17,3. 

In der Bergwerksproduktion von Silber, die in angenäherten Zahlen schon 
für 1926 angegeben werden kann, hat Nordamerika seine überaus starke Vorkriegs- 
stellung absolut noch verbessert und relativ gewahrt. Südamerikas Erzeugung 
dagegen ist um mehr als 100 % gestiegen. Beide Amerika zusammen beherrschen 
ı926 die Weltgewinnung zu 85 °,. Die Europäische Halbinsel, auf der das 
Deutsche Reich mit mehr als zwei Fünfteln der europäischen Produktion weit 
voransteht, hat auch auf diesem Gebiet seine an sich schwache Stellung noch ver- 
schlechtert, ist jedoch jetzt genau wie auf dem Gebiet des Kupfers und Zinks 
wieder in langsamem absolutem Aufstieg begriffen. 

Die Goldförderung, die in rohen Ziffern ebenfalls schon für 1926 vorliegt, 
zeigt die Vorherrschaft eines anderen Erdteils, Afrikas. Erzeugte doch allein Trans- 
vaal 1926 51,7°/, der Weltproduktion. Es hat seine Bedeutung gegenüber 1935 
(50,4 °/0) sogar noch gesteigert. Aber der Goldhunger, der infolge der Rück- 
kehr zur Goldwährung die Welt zurzeit beherrscht und die Weltgewinnung seit 
ı922 wieder dauernd steigen läßt, obne daß bisher der Rekord von 1915 
(710 000 kg) erreicht worden ist, hat in den bekannten Gruben am Witwatersrand 
bei Johannesburg zu einem Raubbau geführt, der einen baldigen Rückgang in der 
Ausbeute dieser ersten Goldfundstätte der Welt voraussehen läßt. England ist 1926 
mit Transvaal, Rhodesia, Kanada, Australien, Indien im Besitz von 69,8 9%, die 
Union dagegen nur von 11,8 °/, der Goldförderung. Doch bedeutet diese Tat- 
sache kaum eine geopolitische Schwäche der U.S.A., da das Gold ja nur zum 
kleineren Teil ein wirtschaftlicher Rohstoff ist, im übrigen aber kraft seiner Eigen- 
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schaft als Zahlungsmittel doch in die Taschen der Yankees fließt. Schon 1924 
_ waren genau 5o °/, des Weltgoldschatzes von 38 208,7 Mill. RM. in den Händen 


' der Union, dagegen nur ı3°/, in den Händen der Banken des Britischen Reiches. 


Karı HAUSHOFER: 
BERICHT ÜBER DEN INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


Internationale Frühjahrs-Einstellung zur westpazifischen Frage. — Chinas Nord und Süd. — Zer- 

setzungs-Möglichkeit Süd-Chinas. — Chang Tso Lin gegen Sowjets, — Schensi’s Verwüstung. — 

Außenlandschaften. — Pest-Vorstoß. — Chinas Landschaften als Machtunterlage. — Schwebe- 

lage zwischen der asiatischen Revolution und den ozeanischen Mächten. — Folgen japanischen 

Eingreifens. — Lawrence in Arabien über Deutsche. — Austral-asiatische Notizen und Sorgen. — 
Indien im Frühjahr. — Asiatische Imponderabilien. 


Internationales Farb-Bekennen über die Einstellung der großen Kräfte und Mächte 
unserer Zeit zu der nächsten Zukunft der westpazifischen Fragen, namentlich der 
chinesischen, ist das leitende, am meisten hervortretende geopolitische Wahrzeichen 
der Österzeit 1927. Der steigende Ernst der Lage zwang sie alle dazu: führende 
Staatsmänner und Soldaten, wie Chamberlain, Chang Tso Lin, Chen und Chiang 

 Kai-Shek, Coolidge, Shidehara, Sun-Fo mit Borodin, Galen und Stein, die besten 
Zeitungsleute, wie Bloem, Rodney, Gilbert, Ransome, Sokolsky, Salzmann, Washio, 
ruhige Forscher, wie (16. 3. 2” Central Asian Soc. London) J. P. Bruce, und große 
Finanzleute, wie K. Goschen von der Bank of Australasıa, Staatswissenschaftler, wie 
Uyehara (Industry and Trade of Japan, London, 1926), wie Kawakami (in diesen 
Blättern und Calcutta Review, 1927, $. 197), indische Patrioten, wie Taraknath Das 
(Galcutta Review, Chinese Students Monthly, März 1927). Dazu kam, daß die ge- 
waltsame Erkundung Chang Tso Lins in Peking und Tientsin, die der Westmächte 
in Shanghai gegen die Sowjet-Zufluchtstätten des linken Kuo Min Tang-Flügels 
auch die bis dahin über ihre letzten Ziele in China schweigsamen Russen in Mos- 
kau zum Reden brachte, so daß nun tatsächlich alle in erster Linie stehenden 
Mächte erneut Stellung genommen haben. 

Indirekte Bekenntnisse legten unfreiwillig ab: Frankreich bei Gelegenheit der 
Verhandlungen des Generalgouverneurs von Indochina, Varenne, in Paris, und die 
Niederlande bei der Nachbehandlung der Unruhen in Java und Sumatra. Die 
Heuchelei und Zweideutigkeit der Ostasienpolitik der Vereinigten Staaten wurde 
vom indischen, japanischen und chinesischen Standpunkt wiederholt unmittelbar, 
von England und Frankreich aus mittelbar beleuchtet. 

Wie wir unseren Lesern bereits in Heft 2 der „Geopolitik“, 8. 115, durch eine 
der zutreffendsten Spottzeichnungen des Fernen Ostens mit den beiden Tigern klar 
zu machen suchten, beginnt der volle Ernst der chinesischen Auseinandersetzung 
erst jetzt, da die Zwischenpuffer (Sun Chuan Fang, Wu Pei Fu, Chang Chun Chang, 
Yünnan und Shantung, die vor kurzem noch als Machtfaktor angesehenen fremden 
Hafenkolonien) bei Seite gedrängt oder in Machtlosigkeit geworfen sind. So stehi. 
die Auseinandersetzung nur mehr zwischen der Waffenkraft der Mandschurei unter 
dem Führerwillen Chang Tso Lins im chinesischen Norden und den Kräften des 
chinesischen Südens. Aus den Provinzial-Aufkommen des letzten Wirtschaftsjahrs 
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der Kaiserzeit errechnet, verhält sich beider Wirtschaftskraft wie 73,6 zu 169,2: 
d.h. der Süden ist wirtschaftlich mehr als doppelt so stark. 

Alles aber kommt jetzt darauf an, ob es äußeren oder inneren Kräften gelingt, 
die bis jetzt aus der Gewalt ihrer tragenden Idee heraus einheitlich verwendete 
Macht der Kuo Min Tang des Südens zu zersetzen und zweispältig zu machen, oder 
ob Chen und Chiang Kai Shek sie über das Yangtsetal hinaus nach Norden in 
einen dem bisherigen wesensverschiedenen Kampfplatz hinein geschlossen weiter 
führen können, wobei sie den zerstörenden reinen Kommunismus in ihrem linken 
Flügel als werbende Kraft vielleicht weiter zu verwerten hätten, aber macht- 
politisch unschädlich erhalten müßten. Damit kommt der geopolitisch für unter- 
drückte Völker lehrreichste Teil ihres Beispiels zum Vorschein. 

Der Streich Chang Tso Lins in Peking und Tientsin gegen die unterwühlenden 
politischen Vorhuten der Kuo Min Tang unter dem Schutze der Sowjetbotschaft und 
ihrer Zweiganstalten, mit geschicktem Ausspielen des ungeschickten diplomatischen 
Körpers in Peking, beweist, daß Chang die Hauptquelle der Erfolge des Südens 
durchaus richtig erkannt hat. Alle andern nordchinesischen Militärbefehlshaber 
kämpften zwischen Südfluß und Yangtse insofern auf verlorenen Posten, als der 
Boden unter ihnen durch die Vorarbeit der modernisierten und militarisierten Ge- 
werkschaften völlig unterhöhlt war. Auch der chinesische Teil von Shanghai ist 
ja nicht eigentlich durch militärische Gewaltanwendung in die Hände des Südens 
gefallen, sondern durch eine offenbar sehr geschickt vorbereitete Volksbewaffnung 
und Erhebung. Der weiße Tiger der Mandschurei hat sehr deutlich gezeigt, daß 
er dieses Spiel in Peking und Tientsin, in seinem eigentlichen Machtbereich, zu 
unterbinden weiß. Zwischen Hwangho und Yangtse wird also wohl oder übel 
wirklich gefochten werden müssen; dazu kann man eine wirkliche Waffenmächt 
und ihre Führer nicht entbehren, und das können im China von heute keine 
Sowjetkommissare, sondern nur Chinesen sein. Die innere Auseinandersetzung 
darüber ist augenblicklich im Gange. 

Sie wird notwendig mit immer schärferen Mitteln ausgefochten; und immer 
mehr tritt die reine finanzielle früher übliche Art, Bürgerkriege zu entscheiden, 
gegenüber wirklich berufenen Machtträgern und äußersten Willenshandlungen an 
großen Zielen erstarkender Menschen zurück. Der chinesische Volkscharakter und 
seine ganze Einstellung zu Gewalt und Krieg ändert sich immer mehr, oder viel- 
mehr, er nähert sich der nicht-pazifischen Amplitude der Volksseele wieder, die 
durchaus im Wesen der Chinesen gleichfalls liegt, die viele blutige Kriege geführt 
haben und sehr wohl auch Einsetzen des Letzten um höchster Ziele willen kennen. 

Das Ringen um den Besitz der wichtigen Hwangho-Paßlandschaft Schensi zwischen 
dem aus Rußland zurückgekehrten Feng Yu Hsiang und den nördlichen Belagerern 
(Unterführern Wu Pei Fus), mit den furchtbaren Leiden der Stadt Sian Fu, in der 
über 30 000 Menschen während der Blockade vom 17. 4. bis 28. ı1. 26 zu Grunde 
gingen und riesige mittelalterliche Festungswerke in Ruinen und Trümmer sanken, 
zeigt Verhältnisse, wie sie Mitteleuropa im dreißigjährigen Kriege erlebte, aber auch 
die Stärke politischer Leidenschaft zwischen Ankuochun und Kuominchun. Die 
Schilderungen (z. B. North China Herald, 5. 2. 27, mit guten Bleistiftskizzen und 
Photographien) könnten Wallensteins Zeit entstammen: „ı Pikul, rund 60 kg Ge- 
treide kosten 4800 Mark. Menschenfleisch wird offen an den Straßen verkauft, 
aus denen die Armen gänzlich verschwunden sind, an deren Rändern die Leichen 
der einst wohlhabenden unbegraben liegen .:. Leichen, die nicht einmal beraubt 
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wurden .... denn selbst der Diebstahl hatte aufgehört; das einzige Besitzenswerte 
' war Nahrung, und die konnte nicht erlangt werden ... Als der Entsatz kam, war 
- die Zahl der Toten auf 700 täglich gestiegen, und die entkamen oder überlebten, 
waren wie Mumien anzusehen, fleischlos und mit schwarzen Gesichtern. * 

£ 3 Fiel solches Unheil auf einige der ältesten Kulturlandschaften des weiten Reichs, 
in dem andre Teile friedlich weiterlebten, als ob nichts um sie herum vorgefallen 
wäre, so ging es auch den blühenden Außenlandschaften von einst nicht viel 
besser, weder den von den Sowjets zu ihrem eignen Glückszustand befreiten wie der 
Mongolei („Mongolia under Russian Rule“, Transpacific, 8. ı. 27), noch den 
durch gegenseitige Eifersucht Japans und der Sowjets behüteten, wie der Mand- 
schurei (China Press, 13. 3. 27: „Mandchuria drifting rapidly into critical state*), 
noch Szechuan (North China Herald, 5. 3. 27), oder dem gleichfalls in den Be- 
fehlsbereich des chinesischen Südens getrifteten Yünnan. 

Es ist aber gewiß belehrend und eine geopolitische Warnung, daß die am besten 
‚unterrichteten unter den Nachbarmächten Chinas, Japan und die Sowjets, trotz un- 
leugbaren bequemen Störungsmöglichkeiten, auch in den großen chinesischen 
Außenlandschaften am vorsichtigsten verfahren, wie denn auch die Moskauer 
Zentrale durchaus nicht mit großen Gesten auf den derben Eingriff Chang Tso 
Lins gegen ihre unterirdischen Machenschaften in Nordchina erwiderte. 

An eine unheimliche, geopolitisch sich immer wieder zur Geltung bringende 
Dauerkraft der nordchinesischen Grenzlande zur Abwehr fremder Gewalt erinnert 
der Bericht der nordmandschurischen Pest-Verwahrungs-Dienststellen von Wu Lien 
Ten über den Pestvorstoß in der äußeren Mongolei. 

Seine Vorwarnung war im Frühjahr 1926 eine erhöhte Sterblichkeit der Tar- 
bogane gewesen, vielgejagter Pelztiere in der Mongolei und dauernder Pestträger. 
Ihr folgten Pestausbrüche unter den Nomaden, die im Herbst die kleinen Handels- 
zentralen, z.B. Sanpeitzu am Kerulen, 320 km SW Mandschuli (Mandschurija) an 
der Straße nach Urga, und Che Chen Han, näher an Urga erreichten. 

Am 16. ı2. ging eine Pestpatrouille den Ausbrüchen entgegen. Die ostchinesische 
Bahnverwaltung und anscheinend auch das Pestbüro in Chita schwiegen sie tot, da 
sie offenbar der Sowjetpolitik schlecht in den Kram paßten. 

In der Mongolei herrschte 1926 ungewöhnliche Dürre, mit der meist die Aus- 
breitung der Tarbogan-Pest gleichläuft. 

Seit ı5. Dezember waren scharfe Vorsichtsmaßregeln im Gang: Zugkontrolle in 
Mandschuli, Hailar und in den Kohlengruben von Dalainor, Sperrung des zumeist 
von Russen betriebenen Kraftwagenverkehrs. Immerhin ist der kleine Vorstoß, der 
aber in Che Chen Han in zwei Tagen 500 Opfer gefordert haben soll, eine War- 
nung, daß bei mandschurischen Grenzentwicklungen infolge des chinesischen Bürger- 
kriegs unerwartete Kräfte mitspielen können, deren Durchbruch in das augenblick- 
lich desorganisierte bevölkerungsreichere Gebiet Ostasiens sich in seinen Folgen kaum 
schwer genug ausmalen ließe. 

Auch das Aufleben des Banditentums (in Honan z. B. mit verheerenden Zügen 
durch die ganze Provinz, über die Haupteisenbahn-Schlagader des ganzen Reichs 
nicht weniger als sechsmal hinweg) zeigt die Gefahren, die in dem Riesenraum der 


3 


chinesischen Republik durch Lösung der Ordnung schnell emporsteigen und — wie 
in den Nachbargebieten — mittelalterliche Zustände des Kampfes Aller gegen Alle 
herbeiführen. 


Mit der Besitzergreifung der Yangtselinie durch die Heere des chinesischen Südens 
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ist eine geopolitische Schwelle erreicht, jenseits deren viele Bedingungen des Er- 
folges sich ändern; gerade Honan, als politisches Wespennest in China verschrien, 
ist die typische Übergangslandschaft zwischen Nord und Süd, während Shantung 
das Gesicht schon mehr dem Norden zuwendet. 

Der Gegensatz von drei grundverschiedenen Landschaftstypen als Unterlage von 
Machtverschiebungen tritt nun scharf hervor: die südchinesische, vor höchster Ent- 
wicklung zu Kultur- und Wirtschaftsleistung stehend, die nordchinesische, ausge- 
gewirtschaftet und überanstrengt, der nur der Kohlenreichtum von Schansi und 
Chili noch Aussichten auf weitere Bevölkerungsverdichtung eröffnet, und die in 
Frühkultur und Kolonialwirtschaft stehenden, nur an den Rändern intensiver an- 
gewirtschafteten Reserveräume des chinesischen Nordwestens und der drei östlichen 
Provinzen. 

Immer mehr stellt sich heraus, daß nur der Süden und das nördliche Neuland 
auf-einige Dauer ausreichende Machtunterlagen zu stellen vermögen, das alte Kul- 
turland von Nordchina anscheinend nicht mehr. Der Besitz von Peking selbst 
stellt sich immer mehr als eine Verlegenheit für den augenblicklichen Inhaber 
heraus, der aus Prestigegründen dafür Machtopfer bringen muß, und zudem die 
tote Last des „diplomatischen Körpers“ mit in den Kauf zu nehmen hat. Typisch 
dafür war der Unterschied in der vom Ausland geführten Sprache gegenüber E. Chen 
(dem Außenminister von Hankau) und W. Koo (dem offiziellen Außenminister von 
Peking). 

Aber auch die Geopolitik der einstigen südlichen Hauptstadt, Nankings, in 
seiner Lage an der nördlichen Yangtsewindung erweist sich als ungünstig für 
eine Partei, die wohl oder übel geraume Zeit an dem gewaltigen Stromlauf 
halt machen mußte. Bei Nankings Eroberung ist es aus der Natur des in 
weiten Mauern unzulänglich besiedelten, schwer übersichtlichen Ortes heraus zu 
Gewalttaten gekommen, zu deren Sühne das Geschick der britischen Politik zum 
ersten Mal die Vereinigten Staaten, Frankreich, Italien, Japan zum Handeln auf 
einer Linie mit London gebracht hat. Diesem Handeln werden sich Italien und 
die Vereinigten Staaten vermutlich noch über die ersten drei Forderungen hin- 
aus anschließen, die kein Befehlshaber des Südens in der vorgeschlagenen Form 
annehmen könnte, auch wenn er ihre Berechtigung einsähe. Aber es gibt eben 
keine Möglichkeit wirklicher Verständigung zwischen dem anglo-indischen Im- 
perium und der chinesischen Revolution. Auch der gemäßigte Flügel der Kuo 
Min Tang, dem sie vielleicht augenblicklich zur Dämpfung des kommunistischen 
Druckes innerlich recht wäre, kann sie sich nicht abringen. Die Mitteilung 
Chiang Kai Sheks an einen japanischen Freund über Indien als voraussichtliche 
Ansatzstelle der nächsten asiatischen Revolution nach dem Erfolg der chinesischen — 
also Indien, nicht etwa Korea oder Südmandschurei! — (von Dr. Washio im Trans- 
pacific, 19. 2. 27 veröffentlicht, und alles andere, was man in London und 
Washington von den wirklichen, letzten Zielen der panasiatischen Bewegung weiß, 
ist kaum geeignet, die Angelsachsenmächte von äußersten Schritten abzuhalten, 
wo sie glauben, sie wagen zu können. Auch E.Sokolsky vom außenbritischen Presse- 
dienst, der noch im Sommer 1996 für Jung-China so günstige Äußerungen in 
Kanton machte, hält nun den Augenblick einer Ausgleichsmöglichkeit zwischen 
England. um nicht zu sagen auch den pazifischen Angelsachsen, und Jung-China 
fur psychologisch verpaßt. Er kam zu dieser Einsicht noch vor den Ereignissen 
in Kiukiang und Nanking und sah schwere Rückschläge ın ganz Asien voraus, 
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_ wenn es nicht gelänge, für den britischen Prestigeverlust schon in Hankau allein 
- „das Gesicht zu wahren“. — 
- Das Schlimme ist, daß eine Dauer der augenblicklichen Schwebelage an der an 
sich schon unhaltbaren Stromgrenze des Yangtse, der zugleich die Verkehrsschlag- 
‚ .ader Mittelchinas ist, mit jedem Tag mehr zu einer offenbareren Unmöglichkeit 
- wird. Der Süden muß vorwärts oder zurück; und hinter seinem Zurückweichen 
ließe er Massenstreik und Chaos. So dürfte wahrscheinlich doch ein Vorstoß nach 
Shantung und Chili zunächst gelingen, die Schwierigkeit aber erst am eigentlichen 
Machtbereich Chang Tso Lins beginnen, also vor der Linie Jehol—Tientsin, beim 
Eintritt in die nordische Landschaft und den Bereich besonderer japanisch-russischer 
Abkommen. Wie lange Japan beim Heranbranden der chinesischen Bewegung 
an diesem Schwellenbereich der Südmandschurei seine Zurückhaltung wird fest- 
halten können, steht dahin. Denn zwischen den 22 000 qkm autonomer süd- 
mandschurischer Eisenbahnzone mit den mehr als zwei Milliarden Yen japanischer 
Kapitalanlagen dort, und der chinesisch-russischen Ostbahn liegt ein auch von 
' zähen amerikanischen Ausbeutern (Straight, Harriman!) seit langem unausgesetzt 
begehrtes Kraftfeld. Die Griffe nach ihm schildert ungeschminkt die „Dollar- 
Diplomacy“ (demnächst im Verlag Vowinckel deutsch erscheinend*). „Wir ver- 
stehen Japans politische und wirtschaftliche Interessen in der Mandschurei und 
auch die furchtbare Macht seines Nationalgefühls, verbunden mit der Erinnerung 
seiner Blutopfer im russisch-japanischen Kriege. Sun Yat Sen selber hat diese Tat- 
sache anerkannt und uns gesagt, daß wir Japans Interessen in der Mandschurei 
besonders in Erwägung ziehen sollten.“ So versicherte Chiang Kai Shek. Aber 
die Vereinigten Staaten verstehen sie nicht! 

Nur in London, Hankau und Tokio selber weiß man genau, in Moskau, in 
Paris und Washington ahnt man nur, daß ein Hereinziehen Japans in eine mili- 
tärische Aktion in China das Hereinbringen eines sehr zweischneidigen, gefährlichen 
Werkzeugs in das ganze Ringen um Ostasien bedeutet. Es wäre scharf und schneil 
am Platz, mit einer Macht, gegen die keine andere an Ort und Stelle aufkäme; 
mit 20 Divisionen und 320000 Tonnen Schlachtflotte in wenig Tagen! Aber 
niemand kann das Ende des damit wahrscheinlich begonnenen wirklichen Welt- 
kriegs voraussagen, und niemand, wer schließlich in den einzelnen Fronten zu- 
sammenstände. 

Was von nicht in Ostasien heimischen Kräften über See in kurzer Zeit herbei- 
geführt werden könnte, ob es nun 20000 Mann oder dreimal soviel sind, das 
wäre gegenüber dem einmal in Bewegung geratenen Menschendruck ÖOstasiens ein 
Tropfen auf einen heißen Stein, und wenn es versprühen sollte, ehe Japan und 
Rußland ins Spiel getreten sind, wären alle weiteren zu seiner Unterstützung über 
See nachgeschafften Kräfte nur ein Friedenspfand für die Asiaten. Wer hält denn 
auch nur Shanghai mit seinen mehr als zwei Millionen umsturzgierigen Chinesen 
gegenüber 36 000 Weißen und den paar heimlich auf ihrer Seite stehenden reichen 
Chinesen, wer hält Singapur mit mehr als 400 000 Chinesen und 100 000 Malaien 
unter 600 000 Einwohnern, bei etwa 5000 Weißen in Zucht, wenn die Chinesen 
wirklich nicht mehr Ordnung halten wollen? 

Wer vollends, wenn Japan nicht auf Seite der Unterdrücker Asiens ficht ? 


*) „Dollar-Diplomatie.* Eine Studie über amerikanischen Imperialismus. Von Scott Nearıng 
und Joseph Freeman. Leinen etwa ı2,— Mark, 
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Die Wucht der Rückwirkung aller südchinesischen Bewegungen, die nun tat- 
sächlich über dreihundert von den 448 Millionen der chinesischen Republik er- 
faßt haben, auf den ganzen übrigen Umzug des indopazifischen Raumes recht- 
fertigt ihre breite Behandlung an dieser Stelle. Daneben treten die andern indo- 
pazifischen politischen Wirtschaftsräume in diesem Frühjahr völlig zurück. 

Auf ihren westlichen Grenzraum Arabien wirft T. E. Lawrence: „Revolt in the 
Desert“ (London, Jonathan Cape, ı926, 30 Sh.) ein zurückfallendes glänzendes 
Streiflicht, mit ausgezeichneten psychologischen Schilderungen, z. B. von König 
Feisul und Ouda. Wir halten mit berechtigtem Stolz auf unsre deutsche Vergangenheit 
in arabischen Landen sein Zeugnis fest: „Ausnahme (im Zusammenbruch) waren 
die deutschen Abteilungen. Hier wurde ich zum ersten Mal stolz auf den Feind, 
der meine Brüder getötet hatte. Sie waren zweitausend Meilen von der Heimat, 
ohne Hoffnung und ohne Führer, unter Bedingungen, toll genug, die tapfersten 
Nerven zu brechen. Aber ihre Gruppen hielten in festen Reihen zusammen, 
brachen sich Bahn durch die Trümmer von Türken und Arabern, wie Panzerbüge, 
hochgemut und schweigend. Wurden sie angegriffen, so hielten sie, nahmen Stel- 
lung und feuerten auf Befehl. Da war keine Hast, kein Geschrei, kein Zaudern. 
Sie waren großartig! (glorious!).“ 

So schreibt der beste Völkerpsycholog in der kolonialen Kriegspraxis Englands, 
der Organisator des Arabertums von 1916—ı8, der andrerseits von „the shameless 
intrigues of Versailles“ spricht, über die Männer, denen Lloyd George und ihres- 
gleichen die Fähigkeit zur Herrenleistung in fremden Landen absprechen zu dürfen 
glaubten. 

In der Südostmark des indopazifischen Raumes, in Australasien, ist ein wert- 
volles Quellenwerk zum Abschluß gekommen: „The Illustrated Australian Ency- 
clopaedia*, herausgegeben von A. W. Jose und H. J. Carter, Australian Book Company, 
1927, 2 Bände, A—L und M—Z; eine stark biologische Note herrscht darin vor. 
Schuldenmachen auf die Zukunft und besondere Vorliebe für Luxuskäufe auf Ab- 
zahlung bezeichnet Kenneth Goschen in seinem Bericht über die Bank von Austral- 
asien (Economist, 2. 4. 27, Seite 709) als typische soziale Laster des jungen Landes. 
Sie gelten auch vom Ganzen! Die Dürre in Queensland ist, bis auf wenige 
Teile, gebrochen; Flutschaden trat an ihre Stelle. Mit dem Baumwollbau will es 
nicht vorwärts gehen. Die Transportfrage ist für das weiträumige, dünn bevöl- 
kerte Reserveland entscheidend; die frühere Vielzahl verschiedener Spurweiten ist 
jetzt im wesentlichen auf drei zurückgeführt; eine Spurweite von 4 Fuß 8!/a Zoll 
(z. Zt. Kyogle in Neu-Südwales mit Brisbane verbindend), soll für das ganze Insel- 
festland durchgesetzt werden. Einstweilen springt, die Stichbahnen nach dem 
Innern verbindend, die hochentwickelte Flugverbindung helfend ein, die mit einem 
Fliegerkorps von im ganzen ı36 Offizieren und 850 Mann (1926) für Post und 
Vermessung tätig ist, und 7740 km Fluglinien regelmäßig befliegt, darunter 50 km 
über See. 3560 weitere Flugkilometer sind in Landerkundung und Vorbereitung 
begriffen. Die enormen Unterstützungen in dem dünn bevölkerten Lande 
(6076432 Einwohner, September 1926; Vermehrung 118 512 (1926), davon 
42 200 Einwanderer) mit keineswegs glänzenden Finanzen (60 Millionen Mark Ein- 
fuhrüberschuß, etwa ebensoviel mühsam ausgeglichener Fehlbetrag; Erntefehlschlag 
in Queensland) zeigen das wache Verständnis für die entscheidende Bedeutung der 
Flugstreitkräfte in der australischen Geopolitik. Hinter dem Reiter sitzt eben die 
schwarze Sorge — vor der farbigen Menschenflut — im Sattel! Schon Kitchener 
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"hat deutlich vor der Gefahr gewarnt und den Australiern die wunden Stellen ihrer 

_ Wehrfähigkeit für das „weiße Australien“ gezeigt. Eh 

- Sie droht von den Monsunländern her auf lange Sicht. Wenn auch der pan- 
asiatische Kongreß von 1926 in Nagasaki sicher nicht der von den einberufenden 

_ Panasiaten beabsichtigte Erfolg geworden ist, so wird er doch 1937 in China — 
vielleicht mit besserem Glück — wiederholt. Wenn auch der Hankau Herald 
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— Reynolds in The New York World. ”With the Orient stirring to new impulses 
of nationalism and freedom, bur interest is not 
remote but that of a neighbor. Uncle Sam is 
not a bully but a teacher. His task in the Far 
East is to help spread the spirit of justice and 
fair play.“ — Seattle Post-Intelligencer. 


BEI#774.27.0. W. T. Masons United-Press-Aufsatz: „Asiatic League will be failure; 
Japanese taking care to keep out of it* nachgedruckt hat, in dem die Unmög- 
lichkeit von Dauervereinbarungen zwischen Rußland, Türkei, Persien, Afghanistan 
und China ausgeführt wird: ganz behaglich ist den angelsächsischen Pazifik-An- 
rainern doch nicht, trotz ihrer viel blühenderen panpazifischen Bewegung! Sonst 
wäre ein Spottbild, wie das beigefügte von Reynolds in The New York World un- 
möglich, und Aufsätze, wie George Bronsons Rea’s: „The Keys of Empire“, und 
„Between the Devil and the deep blue Sea“ (Far Eastern Review vom Februar 
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1927) — die beide über das Verhältnis zwischen Britischem Reich und Vereinigten 
Staaten, wie Japan sehr viel zu denken geben — könnten nicht in Shanghai ge- 


schrieben werden, ohne der Lächerlichkeit zu verfallen. Aber vielleicht entspricht _ 
das andere beigefügte Spottbild über die Leuchtturmwächterrolle der U. S. A. auf 
den Philippinen in gewissem Doppelsinn dem japanischen Sprichwort: „Todai 
moto kurachi“ (Unter der Leuchte ist es am dunkelsten!) — so daß also Australien 
sehen würde, was den U. S. Amerikanern entgeht. 

Den mehr westlichen großen Raum voll Zukunftsgefahr für Australasien, den 
indischen, erfüllen einstweilen Sorgen.um seine neugeschaftene Flotte (Parlaments- 
verhandlungen 5. 4. 27 in London), um den Streit, ob er bettelarm sei (Dr. A. 
Nobel: Indiens Armut; D. A. Z. ı7. 3. 27) oder eigentlich im vollsten Fortschritt 
blühe (Indias progress, Manch. Guard., April 27), und nach Gandhi (Ahmedabad, 
17. 3.27) in einer „satanischen Zivilisation“ nur durch Tragen von Khaddar 
(selbstgewobenem Leinen) die Verelendung seiner 700 000 Dörfer hintan halten 
könne. : ’ 

Daß mit rein materiellen und wirtschaftlichen Mitteln alleın den Nöten des 
mittleren und fernen Ostens nicht erfolgreich zu begegnen ist, das beweisen viel- 
leicht am stärksten die Nachwirkung der Visionen von Sun Yat Sen, vor allem 
seines Buches San-Min-Chu yi,. der jungchinesischen Studentenbibel, die Energie, 
mit der die japanische Regierung ihr Religionsgesetz vorwärts trägt (Wortlaut: 
Trans-Pacific, Tokio, 26. 2. 27), mit der Dr. Genchi Kato sein neues Buch über 
Shinto (Tokyo, Dezember ı926, Engl.) herausgebracht hat, und auch die Rolle, 
die Dichtkunst und Religionsphilosophie selbst im Lebenslauf von so sehr ver- 
schrienen Männern, wie die chinesischen Militaristen Wu Pei Fu und Feng Yu 
Hsiang spielen. Feng hat versucht, wie seinerzeit Julian und Akbar, aus Ele- 
menten des Christentums, des Islam und Kolaohui-Riten, anscheinend wie jene 
ohne Glück, die Synthese einer neuen Religion zu begründen, die sein religiös so 
buntscheckiges Heer rester zusammenfügen sollte — ohne mehr Erfolg als eine 
gründliche Entfremdung seiner christlichen Truppen. 

Eines der bekannt gewordenen Gedichte von Marschall Wu Pei Fu aber, über 
einen Blutspritzer auf seinem Waffenrock, der niemals entfernt, ihn immer an den 
Öpfertod eines treuen Burschen in der Schlacht bei Ting Szi Chiao erinnern sollte, 
verdient als Zeichen eines auch im Westen verständlichen Zusammenklangs düsterer 
Wintertage mit einer Zeit politischer Fehlschläge vielleicht festgehalten zu werden. 

Es lautet: 


„Der kalte Wind von Westen fährt durch mein altes Schlachtenkleid. 

Ein Blick auf den blutigen Spritzer am Rock bringt meinem Herzen Leid 

Nun sind meine einzige Habe ein treues Herz und ein starker Geist, 

Die bleiben durch Schnee und Eis mir, wenn das Glück mir den Rücken weist!“ 


Ist es die Ahnung kommenden Unheils für die altchinesische Landschaft, in der 
diese Zeilen sich formten, die dem am meisten oftenen und sympathischen — viel- 
leicht deshalb in solcher Zeit am wenigsten vom Glück begünstigten — unter den 
Nachfolgern Yüan Shi Kais die Hand zu diesen schwermütigen Zeilen führte? 

Jedenfalls sind sie auf dem Schlachtfeld dieses Frühjahrs, zwischen Yangtse und 
Hwangho, den Bergen von Loyang und den Grenzen unseres alten Einflußgebietes 
in Shantung entstanden: kein Wahrzeichen schiedlicher Lösung! 
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_ Nicaragua. — Die vereinsstaatliche Politik (China — Philippinen — Abrüstungskonferenz). — 

_ Kolumbiens Manifest gegenüber der Union. — Die Grundzüge nordamerikanischer und latein- 

amerikanischer Entwicklung und ihre Bedeutung für die gegenwärtige Weltlage. — Die Verschiebung 
im Welthandel zur Westfeste. 


Daß nach manchen alarmierenden Nachrichten der amerıkanıschen und europäi- 
schen Presse eine erstaunliche Ruhe in Mexiko und Mittelamerika eingetreten ist, 
vor allem die Vereinigten Staaten eine Zurückhaltung. geübt haben, ist lehrreich 
für die praktische Wertung von politischen Problemen. Man muß sich hüten, 
aus dem einfachen Bestehen solcher Probleme schon dann auf ein Austragen der 
‚Konflikte schließen zu wollen, wenn sich Symptome dazu zeigen. Meist lassen 
sie nur die Richtung, aber nicht die wirkliche Größe der politischen Agressivkraft 
erkennen. So will es scheinen, daß weder Mexiko noch Nicaragua zur Zeit zu 
politischen Erregungszentren größeren Suls werden, weil die Union noch nicht 
wirklich Ernst macht mit der Lösung der territorialpolitischen Frage im amerikani- 
schen Mittelmeergebiet. Für Mexiko dürfte eine Vertagung des Konfliktes anzu- 
nehmen sein, während die Nicaragua-Frage wohl nun einer lokalen, doch auch 
nur provisorischen Lösung entgegengeht. Mitte März sprach eine Meldung von 

_ einem Entscheidungskampf bei Muymuy, bei dem die Liberalen 150, die Re- 
gierungstruppen 80 Tote gezählt haben sollen, und der namentlich durch Ein- 
‚greifen eines nordamerikanischen Fliegers zugunsten der letzteren entschieden worden 
sein soll. Die liberale Armee soll völlig zersprengt sein. Man glaube deshalb, 
daß der Bürgerkrieg mit dieser Schlacht beendet sei. Man darf solchen Folgerungen 
'keinen übertriebenen Wert beilegen und wird die weitere Entwickelung abwarten 
müssen. Inzwischen ist die Beendigung des Bürgerkriegs offiziell bestätigt worden. 
Wir werden im nächsten Heft darüber zu berichten haben. 

Auch weiterhin ist die vereinsstaatliche Politik vornehmlich auf die 
Peripherie des amerikanischen Wirkungskreises gerichtet und damit von dem Kern- 
raum abgelenkt. In ermüdender Gleichförmigkeit wird gegenüber China die 
Formel vom Schutz der dortigen amerikanischen Bürger wiederholt. Weder Raub- 
politik noch sonstige amerikanische Interessen kämen gegenüber China in Betracht. 
Im allgemeinen besteht wohl in der chinesischen Frage die Tendenz zu einer Zu- 
sammenarbeit. Auf der anderen Seite fehlt aber anscheinend doch auch hier die 
Neigung zu einer kräftigen Aktion. Darum läßt die Chinapolitik der Union jede 
klarere Richtlinie vermissen. Vermutlich ist aber die allgemeine Entwicklung in 
Ostasien nicht ohne Einfluß auf die vorsorglich -ängstliche Behandlung der 
Philippinen-Frage durch die Amerikaner gewesen. Schon seit geraumer Zeit 
hat sich ein Kampf zwischen dem Generalgouverneur Wood der Philippinen und 
dem Senator Quezon um eine schon im Juli 1916 in der Kammer der Philippinen 
durchgegangene Bill abgespielt, die ein Plebiszit in der Unabhängigkeitsfrage der 
Philippinen vorsieht. Der Generalgouverneur hatte schon zweimal sein Veto gegen 
dieses Gesetz eingelegt. Dagegen hat (Quezon im verflossenen Jahr den sog. 
„Nationalen Obersten Rat“, eine Koalition der Nationalisten und demokratischen 
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Parteien, organisiert, der eine Basis für die von ihm betriebene Unabhängigkeits- 
bewegung sein soll. Und nun richtet sich auch Coolidge gegen die gleiche Bill 
und macht damit den Bestrebungen der Filipinos ein — allerdings nur formales — 
Ende. Es ist eine Politik, die alle Versprechungen von früher vergißt und aus 
der Mißgunst der derzeitigen Lage in Ostasien verständlich wird. & 

An Frankreichs Widerstand, das nun auch auf die zweite Aufforderung der 
Union erklärt hat, daß es nicht an der Abrüstungskonferenz teilnehmen und 
auch keinen Vertreter entsenden werde, scheint die umfassendere Bedeutung des 
amerikanischen Schritts zu scheitern. Ob Italien zu der voraussichtlich zusammen- 
tretenden Dreimächtekonferenz einen Beobachter entsenden wird, steht auch noch 
dahin. An dieser letzteren hält die vereinsstaatliche Regierung fest. 

Schon vor einiger Zeit hat die Union ihr nicht geringes Interesse an dem 
nahen Orient durch eine Sonderbotschaft an die Türkei bekundet. In dieser Note 
sprach die amerikanische Regierung ihr Bedauern darüber aus, daß der im 
August 1923 in Lausanne abgeschlossene Freundschafts- und Handelsvertrag in- 
folge der demokratischen Opposition bis jetzt noch nicht vom Senat ratifiziert 
worden ist. Da der mit den Ententemächten in Lausanne geschlossene Handels- 
vertrag im nächsten Jahre abläuft, so dürfte Amerikas Haltung als eine freund- 
liche vorbeugende Geste aufzufassen sein, die die Handelsinteressen der Union in 
der Türkei fördern und die etwas zwiespältige Haltung der amerikanischen Politik 
— Tendenz zum Schutz der Armenier, demgegenüber aber Verzicht auf ein Mandat 
über Armenien — vertuschen soll. 

Immer neue Anzeichen des lateinamerikanischen Widerstandes gegenüber den 
Vereinigten Staaten tauchen auf. So hat eine aus Politikern und Wirtschaftlern 
bestehende Abordnung dem Präsidenten von Kolumbien ein Manifest überreicht, 
in dem dieser aufgefordert wird, keine Anleihen mehr in den Vereinigten Staaten aufzu- 
nehmen, damit nicht die Unabhängigkeit Kolumbiens bedroht würde. Es wird ferner 
die Abtragung der bisher gewährten vereinsstaatlichen Anleihen und die künftige 
Finanzierung des Landes aus eigenen oder nichtamerikanischen Mitteln gefordert. 
In der Begründung des Manifests wird nachdrücklich auf die Mißachtung der 
Selbständigkeit Nicaraguas durch die Union hingewiesen. 

Wohl von keiner Nation ist dieser Widerstand Latein-Amerikas gegenüber 
Germanisch-Amerika praktisch so beachtet, in seiner ganzen Tiefe von der 
Masse der Bevölkerung vielleicht mehr intuitiv erfaßt worden als von den Vereins- 
staatlern selbst. Trotz aller von Nordamerika ausgehenden Panamerika-Bewegung 
hat die Union bisher wenig Neigung zum forschen Ausgreifen im lateinamerikani- 
schen Gebiet bezeugt. Sowohl die nominelle Selbständigkeit Kubas und Panamas, 
die Zurückhaltung gegenüber San Domingo-Haiti, Mexiko und Nicaragua sind da- 
für Beleg; während in Europa umgekehrt der Glaube an die nordamerikanischen 
Allmachttendenzen nicht erlöschen will. Dabei werden neben den gemeinsamen 
Zügen, die der gesamtamerikanischen Entwicklung eigen sind, die fundamentalen 
Unterschiede zwischen dem germanischen Norden und dem romanischen Süden 
übersehen. Tatsächlich ist die Entwicklung der beiden Kontinente durch eine 
ganze Anzahl gleicher Faktoren bestimmt worden. So sehr man auch heute glaubt, 
Beweise für Beziehungen Amerikas vor der kolumbianischen Entdeckung ge- 
funden zu haben, so wird der Nachweis solcher gelegentlichen Verknüpfungen mit 
der übrigen Welt nichts an der großartigen Tatsache der langen Isolierung der 
beiden Amerika innerhalb des Erdganzen und ihrer weitreichenden Folgewirkungen, 
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lem allgemeinen Tiefstand der Kulturen, der Einförmigkeit der Rasse, der relativ 
geringen Bevölkerungszahl und der sich aus diesem Zustande ergebenden Schwäche 
gegenüber dem Angriff der alten Welt ändern können. Der Mangel der der alten 
Welt so eigenen Völker- und Kulturdurchdringung und der örtlichen Verdichtung 
der Menschen hat bis auf wenige Ausnahmen eine höhere Eigenentwicklung in 
‚Amerika hintangehalten. Wohl ist es schwer zu sagen, ob ein Aufstieg Amerikas 
aus sich heraus überhaupt geboren werden konnte oder nicht. In der Tat verdankt 
‚Amerika alle Entwicklung zur modernen Gestaltung den Fremdeinflüssen seit 
'Kolumbus. Es sind Einwirkungen, die sich dem uralten Streben nach der Be- 
‚herrschung des Weltganzen durch die europäische Menschheit unterordnen, das, 
geistig durch die Antike vorbereitet, aber erst zur Verwirklichung gelangen konnte, 
‚als die Schiffahrt die atlantische Küste zu überwinden vermochte. Damals führten 
die von den Entdeckungen eingeschlagenen Wege zur Verschärfung der an sich 
bestehenden Unterschiede zwischen Nord und Süd: Passatwinde und Kanarien- 
"strom führten die iberischen Völker nach Mittel- und Südamerika, während 
Engländer und Franzosen, mit widrigen Westwinden und Meeresströmungen 
kämpfend, sich in langsamerem Entdeckungsgang Nordamerika erschlossen. Dabei 
ist schicksalshaft, aber durch die Naturwege bestimmt, der Südabschnitt den 
_ Mediterranvölkern, die allein sich dort zu akklimatisieren vermochten, der Nord- 
teil den der westlichen Mittelzone Europas angehörigen Völkern zugewiesen worden. 
War wohl das Gesetz, unter dessen Wirkung sich die relativ leeren Räume füllten, 
das der Bevölkerungsspannung, demzufolge stärker bevölkerte Gebiete ihren Be- 
völkerungsüberschuß in schwächer bevölkerte ergießen, für den Norden wie für 
‘den Süden das gleiche, so war doch die grundsätzliche Scheidung zwischen den 
beiden Teilen ein für alle Mal vollzogen. Man braucht sich nur einmal die Lage 
der Wendekreise in Amerika zu vergegenwärtigen, um zu erkennen wie natur- 
gegeben der Unterschied zwischen den beiden Lebenssphären in Amerika ist. Fast 
bezeichnet der Wendekreis des Krebses die Grenze zwischen der romanischen und der 
germanischen Lebenszone in Amerika. Der Norden ermöglichte die Übertragung 
der Lebensgewohnheiten und die Entfaltung der Lebensenergien der europäischen 
Völker der gemäßigten Zone. Der Süden, die Tropenwelt, dagegen gestattete gerade 
noch die Anpassung der mediterranen Lebensgewohnheiten und Lebensenergien, 
brachte sie aber nur in den subtropischeren Teilen Süd- und Mittelamerikas (höhere 
Breiten oder Hochland) zur vollen Entfaltung. Dabei waren die spezielle Gestaltung 
des Landes, sein Relief, seine Klimastruktur, sein Vegetationskleid und seine wirt- 
schaftlichen wie Lebensmöglichkeiten überhaupt, von nicht geringem Einfluß. Nord- 
amerika verhielt sich in jeder Hinsicht ganz anders als die Mitte und der Süden. 
Es ist der großartig meridional, in gar verschiedene Lebenszonen gegliederte Erd- 
teil, dem im Waldgebirge der Appalachen und in dem riesigen Trockenland wohl 
hemmende, aber doch durch die Energie der Siedler zu überwindende Zonen nicht 
fremd sind. Im ganzen war aber gerade dieser gewaltige Gang der Kolonisation 
quer durch den Kontinent, von der atlantischen Küstenzone über die Waldbarre 
der Alleghanies zu den lichteren Waldländern und zur Prärie der Mitte und noch- 
mals über das breite Gebirgsland des Westens zum kalifornischen Tal und zur pazifi- 
schen Gestaltung, ein Akt der Energieentfaltung und zugleich der Energieübung, 
der seinesgleichen nur selten in der Eroberung der Erde durch den Menschen ge- 
habt hat. Jede Zone stellte neue Aufgaben. An ihrer Lösung bildete und schulte 
sich der nordamerikanische Volkscharakter, jenes Pionier- und Überwindertum, das 


nicht nur Grenzertum im Kampfe mit den Eingeborenen gewesen ist, sondern in 
der Pionierstellung gegenüber einem umfassenden Bereich von Aufgaben geboren 
wurde. Die in der Hauptsache klimabedingte Möglichkeit der Energieentfaltung 
hat die riesige transkontinentale Ausbreitung der weißen Rasse in Nordamerika zur 
Folge gehabt, zugleich auch das frühe Bewußtsein der völligen Verwurzelung mit 
dem neuen Kontinent, das zu politischer Selbständigkeit früher als im Süden ge- 
führt hat. Je weiter sich der neue Staat in den Westen einschob, desto mehr 
wurde dieses Staatsbewußtsein gefördert, und desto mehr wurde er sich seiner Eigen- 
note, doch bei völlig europäischer Entwicklung seines Lebens, bewußt. Der Hin- 
weis ist darum charakteristisch, daß für den von Osten her Kommenden das typische 
 Nordamerikanertum erst im mittleren Westen beginnt. Hier liegen unzweifelhaft 
die Wurzeln der vereinsstaatlichen Kraft. 

Gerade gegenüber Lateinamerika macht die Entwicklung des Nordens über die 
Kontinentbreite mit allen ihren Folgen auf den verschiedensten Gebieten des Lebens, 
eine Ausbreitung, die von den Vereinigten Staaten von Amerika schon siedlungs- 
mäßig abgeschlossen, von Kanada erstrebt wird, den fundamentalen Unterschied 
aus. Denn ein gut Teil Lateinamerikas, der riesige südamerikanische Rumpf, zeigt 
nur randlich höher entwickelte Lebensräume. Wohl politisch aufgeteilt, sind aber 
das weite Innere Brasiliens, der Chaco, und ebenso die Orientteile der Andenstaaten 
organisch nur in unzulänglichkem Maße mit den Kernräumen der randlichen 
Staaten verknüpft. Hier liegen ihre großen Zukunftsräume, hier liegen darum 
aber auch die zwischen den einzelnen Staaten strittigen Zonen. In Mittelamerika, 
dem mehr oder minder schmalen Isthmussteg, ebenso in Mexiko liegen freilich die 
Verhältnisse anders; hier führt der Übergang zum Norden hin. Freilich ein Ver- 
gleich mit dem Norden hinsichtlich der Wirkungen ist nicht angängig, da ihn 
weder Raumgröße noch Gliederung dieser amerikanischen Zwischenländer zuläßt. 
Daß sich kein Staat Südamerikas von Ozean zu Ozean erstreckt, noch weniger an 
irgendeiner Stelle die ganze Breite des Landes kräftig durchsiedelt ist, ist ebenso 
sehr in den physischen Verhältnissen (Relief, Klima, Pflanzendecke), der Abwehr 
gegen intensivere weiße Besiedlung, die von weiten Gebieten ausgeht, wie in 
dem sehr viel geringeren Zustrom von Europa begründet. Im Gegensatz zum 
amerikanischen Norden hat der Kampf ‘um die Erschließung und kolonisatorische 
sroberung des Raums in Lateinamerika im allgemeinen nicht zur Höherentwick- 
lung der Lebensenergien geführt, sondern der Energieentwicklung war und ist 
vielfach eine Grenze gesetzt. Dabei walten hier Kräfte anderer Art, die nicht dem 
gemäßigten, sondern dem mediterranen Europa entstammen. Die lateinamerikani- 
schen Lebensräume waren darum auf der einen Seite länger mit Europa verbunden, 
haben deshalb auch später als der Norden ihre politische Selbständigkeit erreicht 
und zeigen heute noch eine im hohen Grade unfertige Struktur. Andererseits 
äußert sich aber in ihnen nicht nur europäische, vorwiegend mediterrane Volks- 
und Kulturkraft, sondern das Eingeborenenelement spielt eine ganz andere Rolle 
als im Norden, wo es bis auf geringe Spuren verschwunden ist. So steht Latein- 
amerika als Tropen- und Subtropenland von Natur aus mit einem nicht unbe- 
deutenden antochthonen Volkstum, durch die koloniale Bewegung dem mediterranen 
Kulturkreis zugewendet, in einer so ausgesprochenen Eigenart dem Norden gegen- 
über, daß die damit geschaffene Kluft zwischen Nord und Süd unüberbrückbar 
scheint. Auch die vielen modern-europäischen und modern-nordamerikanischen 
Ansätze in Lateinamerika vermögen diese nicht zu überbrücken. Das zeigt das sich 
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mmer kräftiger entwickelnde Nationalbewußtsein der einzelnen lateinamerikanischen 

taaten. - 
Diese Entwicklung in den beiden Amerika wird verstärkt durch die Ver- 
'schiebung der Welthandelsgeltung von der Ostfeste zur Westfeste der 
Erde. Aus den publikatorischen Vorarbeiten zur Weltwirtschaftskonferenz ist zu 
‚entnehmen, daß der Anteil Amerikas am Welthandel im Vergleich der Jahre 1913 
‚1924 und 1925 in folgender Weise gestiegen ist: 


1913 1924 1925 
Nordamerika. . . . . 14,0% 18,1 9/0 18,3 0/0 
Zentralamerika . . . . 2,1% 2,9 %o 2,6 0/0 
Südamerika d, . 070. .6.20/6 5,7 9.0 5,7 9/0 
TE I ee 6 26,7 %/, 26,6 0/0 


Der Handel Amerikas macht damit heute ein gutes Viertel des Welthandels aus. 
Tatsächlich zugenommen hat der Anteil an dem Welthandel in der Spanne 1913 
bis 1925 nur in den Vereinigten Staaten, während in Zentral- und Südamerika 
infolge der Industrialisierung dieser Länder der Anteil an dem Welthandel auf- 
fällig zurückgegangen ist. 


GUSTAV AMANN: 
‚CHINAS STAATSHAUSHALT UNTER DER NATIONALISTISCHEN 


REGIERUNG 
(Sun Yatsens Vermächtnis, VII. Teil) 


Es ist schon so in unserer guten Zeit, daß auch eine intellektuelle Macht sich 
erst einmal ein Monument, ein großes, weıthin sichtbares Haus errichten muß, so 
etwa wie die Kapitalsmacht ihren Mammontempel errichtet, um Kredit zu finden. 
Ach, für so manchen Großintellektuellen ist erst der Grabstein das Monument, das 
ihn so recht zu Kredit bringt, in unserer guten Zeit. — 

Die Nationalistische Regierung in China hat jetzt ihr Haus gebaut, die neue 
Hauptstadt Wuhan (Wuchang-Hankow). Mit besonderem Stolz blickt die alte Stadt 
am Munde des Han über die ewigen Wasser des Großen Flusses, und wurde denn 
jetzt auch allenthalben bemerkt (Plan in Nr. 3/27 d. Geopolitik). — Japan schickte 
einen besonderen Vertreter des Auswärtigen Amtes, Amerikas Charge d’Affaires kam 
aus Peking angereist und auch das stolze Albion instruierte seinen Minister in 
China, einmal persönlich nachzusehen, was denn eigentlich nun los sei am Yangtse- 
kiang. Ja, selbst die deutschen Tageszeitungen bemerkten, daß es in China letzten 
Endes neben gichtbrüchigem Zerfall und trotz ihres vielbesprochenen Räuberhaupt- 
mannes Chang Tsolin noch ein neu und vielleicht schicksalsvoll aufstrebendes 
Leben zu entdecken gäbe, wenn man sich einmal hergäbe, recht hin zu schauen. 

Die Berichterstatter der deutschen Tageszeitungen und der englische Minister 
fanden, es sei auch allerhand los am Yangtsekiang. Der Herr Minister fand in 
diesem neuen Wuhan einen chinesischen Kollegen vom Auswärtigen, Mr. Eugene 


Chen, der ihm nicht wenig überzeugend und mit vollendetem Ausdruck der Sprache 
26 
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vorhielt (Eugene Chen gilt, nebenbei gesagt mit Recht, für den elegantest englisch- 


sprechenden Journalisten, den England in unseren Tagen erzogen hat) — der ihm 
also vorhielt, daß die englisch-exterritorialen Vorrechte in der neuen Hauptstadt der 

w . . ES > 
neuen Nationalistischen Regierung ganz entschieden weichen müßten. 2. 


Es lagen viele fremde Kriegsschiffe im Hafen; die Fremdenniederlassungen waren 
verbarrikadiert, englische Marinesoldaten, Gewehr im Arm, hielten und patrouillierten 
die Straßen. — Herr Lampson, der englische Minister, reiste aber bald wieder ab, 
nachdem er viel gesehen, manches besprochen und nichts zugesagt hatte. Er reiste 
ab, Zweifel im Herzen über die Wirksamkeit dieser schönen Bereitschaft, aber auch 
voll von Unentschlossenheit, die Sicherheit von englischem Besitz und englischen 
Untertanen einer Nationalistischen Regierung anzuvertrauen, die da beteuert, es soll 
Besitz und Handel nichts geschehen, aber die Souveränität über das Konzessions- 
gebiet erbitten wir friedlich zurück. | 

Nun ist es, zu diesen Zweifeln im Herzen des Ministers, noch dazu leider be- 
kannt, daß, was eine richtige Revolution ist, selten viel Zeit und Geduld hat, auf 
den bedächtigen Beschluß eines abgereisten, fremden Diplomaten zu warten; und 
da das revolutionäre nationalistische Volk (die Kuo Min Tang) leider wirklich keine 
Zeit noch Geduld hatte, so ist denn nicht zu verwundern, daß, noch bevor Herr 
Lampson in Peking ankam, das Volk: die Propagandisten, Studenten und Kulis, 
Zehntausende stark, Bund und Straßen der Niederlassung überflutete, die Barrikaden 
wegräumte, die englische Polizeistation demolierte und eine Windsbraut revolutionärer 
Zettel über uns schüttete. Hiebe gab es hier und dort, aber am nächsten Morgen 
erwachte die englische Konzession, zwar inmitten wogenden und leise grollenden 
Chinesenvolkes, aber doch recht friedlich unter chinesischer Souveränität. Tote hat 
es nicht gegeben. Die englischen Soldaten waren zurück auf ihren Schiffen und 
die englischen Familien evakuierten, flüchteten vor dem blutigen Terror, der viel- 
leicht noch nachkommen sollte. 

Inzwischen beruhigten sich aber die Gemüter, fanden sich wohl ab mit dem Un- 
abänderlichen, und heute bescheint die Sonne das emsige Treiben des wiederauf- 


genommenen Handels und Wandels von Chinesen und Fremden. — Nur die eine 
Frage schwebt auf aller Lippen — wie lange wird es dauern? — wird diese 
Nationalistische Regierung auch von Dauer sein? — wie, wenn Wu Peifu zurück 
käme? — 


Wu Peifu ist am Gelben Flusse stark beschäftigt. Feng Yuhsiang hat bereits 
Loyang (Honanfu) eingenommen und macht sich bereit zum Angriff auf Chengchow, 
das Hauptquartier Wu Peifus, und die nationalistische Armee Chiang Kaisheks steht 
in der Provinz Chekiang, mit Richtung auf Shanghai. — Dazu gibt es noch eine 
andere wichtige Tatsache, vorläufig vielleicht die einzige wirkliche Tatsache, die die 
diplomatischen Besuche in der neuen Hauptstadt Wuhan brachten, eine Tatsache 
jedoch von nicht geringer Bedeutung gerade für die Frage nach der Dauer der 
Nationalistischen Regierung, und das ist die, daß die maßgebenden fremden Mächte 
begreifen lernten, daß die nationalistische Bewegung eine Volksbewegung ist, mit 
einem Hintergrunde unbeschießbarer Ideen zur Erneuerung des Volkshaushaltes, 
zur Erringung ungewöhnlicher Rechte und Freiheiten von Bauern und Arbeitern 
im chinesischen Staatswesen, und was mehr ist, daß die nordchinesischen Macht- 
haber, jene imperialistischen Freunde der fremden Mächte, einen solchen Hinter- 
grund nicht haben und auch keineswegs unbesiegbar sind. 

Wir wollen, um einmal die Frage zu beantworten, ob die revolutionäre Doktrin 


wirklich auch einen real-politischen Boden hat, und um die Dauer- 
haftigkeit einer Nationalistischen Regierung an ihrem Staatshaushalte zu prüfen, 
Fragen, die heute auch nicht wenig oft gestellt sind, die nationalistischen Pläne 
und Absichten in dieser Hinsicht näher ansehen. 

.- Dazu empfiehlt es sich, damit zu beginnen, eınen Blick auf den alten Staats- 
haushalt Chinas, auf das ehemalige, kaiserlich-fiskalische System zu werfen, eın 
System, das überall da, wo die Kuo Min Tang noch nicht hingekommen ist, noch 
unbeschadet in Kraft ist in China. 

Unter dem kaiserlichen Regime waren den administrativen Bezirken des Reiches, 
den Provinzen, Kreisen und Städten gewisse Summen als Staatsabgaben auferlegt, 
die sie an die kaiserliche Staatskasse jährlich und netto abzuliefern hatten. Diese 
Summen stellten keineswegs die erhobenen Steuern dar, sondern nur reine Über- 
schüsse, die über die Unkosten der Steuererhebung in den betroffenen Bezirken 
herausgewirtschaftet werden mußten. Diese von den Bezirken verlangten Summen 
blieben aber als Regel die Höchstbezüge, die die kaiserliche Kasse erhalten konnte, 
denn die Steuerveranlagung selbst, sowie die Steuererhebung, ruhen im Ermessen 
der hohen Beamten von Provinzen, Kreisen und Städten, ebenso wie die Bestrei- 
tung der Erhebungskosten und der provinziellen Eigenausgaben für Polizei und 
Heer. 

Die Nettoüberschüsse wiederum, die die einzelnen Provinzen herauswirtschafteten, 
flossen nicht etwa in eine gemeinsame kaiserliche Reichskasse, sondern bestimmten 
Bezirken wurden ganz bestimmte Ausgaben zur direkten Deckung angewiesen. So 
kam aus dem einen Bezirk das Geld für den kaiserlichen Haushalt, aus einem 
anderen, ganz oder teilweise, die Mittel für fremde Gesandtschaften, aus anderen 
für die Abzahlung fremder Anleihen, hierher Geld zur Steuerung von Hungersnot, 
dorther Zuschüsse für ärmere Provinzen usw. stets von der Einnahmequelle direkt 
überwiesen, gemäß kaiserlichen Erlasses. 

Wir sehen, in diesem fiskalischen System war der Beamte in Provinz, Kreis und 
Stadt zu allererst sein eigener Versorger, dann sorgte er für seine eigene Macht durch 
Polizei und Heer, und zuletzt versorgte er den Staatshaushalt mit den benötigten 
Geldmitteln für Generalunkosten. — Der kaiserliche Haushalt kannte keinen Aus- 
gabeetat für seine provinziale Administration. Das war gewiß sehr bequem und 
vereinfachte die Aufgaben der Zentralregierung ungemein, aber auf der anderen 
Seite bewies sich dieses fiskalische System als fatale Schwäche, sobald einmal die 
Autorität der Zentralregierung ins Wanken kam und die freiwillige Unterwerfung 
unter die Zentralgewalt in den Provinzen hinzusiechen begann. Da war es 
dann für abtrünnige Provinzen ein leichter Schritt zur Unabhängigkeitserklärung. 
Verschanzt hinter der eigenen provinzialen Armee, konnte sie die Zentralgewalt 
durch Sperrung der provinzialen Revenuen in mittellose Ohnmacht stürzen. 

So fiel die Mandschu-Dynastie. So spaltete sich das Reich dann in Separatisten- 
staaten militärischer Gewaltherrscher, so verfiel die Zentralregierung Pekings dem 
Schattenreiche und China in internationale Zahlungsunfähigkeit. Das fiskalische 
System des alten China gab die sachliche Möglichkeit zum Sturze der Mandschus, 
die Restauration Yuan Shikais mußte daran scheitern, und es ist nicht weniger die 
Ursache geblieben des gänzlichen Versagens eines republikanischen Staatengebildes 
in China. Die Revolutionäre von ıgıı verstanden es nicht, und vermochten es 
nicht, das alte fiskalische System durch ein neues Staatswirtschaftswesen zu ersetzen. 


Hält man sich dies alles vor Augen, so muten jene abortiven Versuche eines Sir 
ir. 20° 


Hotung (1921/22) recht pathetisch an, die die Fraktionäre von Nord und Ost und 
West unter dieses selbe, erbarmungslos unvermögende System wieder zu einem 
einigen Reiche und unter die Ägide Britanniens zusammenführen sollten; pathetisch, 
weil sie die Dürre der imperialistischen Ambitionen recht entblößen. Pathetisch ist 
auch in den Kreisen der Fremden dann das Reden und Schreiben der „alten 

Kenner“ des alten China, eines J. O. P. Blands und eines Rodney Gilberts Reden 
und Schreiben aus der Versenkung heraus, von einem längst versunkenen Macht- 

standpunkte der Fremden in China her, das noch nach Intervention schreit, nach 

einer Intervention mit dem Ziel, dieses alte, brüchige Wirtschaftshaus wieder her- 

zuzwingen. — So unaussprechlich wünschenswert für die kapitalistischen Macht- 
interessen auch eine Wiedervereinigung zum alten schwächetrunkenen China wäre, 

es wird nicht wieder erstehen, denn die Idee ist geweckt worden. Sun Yatsens 

Auge war Seherauge, es sah die Schwäche im alten fiskalischen Körper und wies 

auf Neuerung; er erspähte die verborgene Kraft, die allein ein wiedergeeintes China, 

die allein die alte nationale Größe wiederbringen kann, und er wies die Masse auf 

die Idee, auf die Idee der Erringung ungewöhnlicher Rechte im Staatswesen und 

der Freiheit zur Mitgestaltung an den Daseinsbedingungen für alle Klassen in 

einem zivilen Rechtsstaat, und es wies dem chinesischen Volke die Notdurft der 

Erlösung des gelben Mannes in Erde und Seele von des weißen Mannes Dämon. 

Eine ungeheure intellektuelle Macht, der Wiedertäufer war Sun Yatsen, und doch 

ward auch ihm der Grabstein erst das Monument, Wuhan erst das weithin sichtbare 

Haus, an dem ihm unsere gute Zeit erst bemerken mußte. 

Jedoch kehren wir zurück zu unserer Untersuchung: Damit ein neues fiska- 
lisches System der Nationalistischen Regierung von den Mängeln, die dem alten 
System anhafteten, frei bleibe, muß es offenbar zwei höheren Gesichtspunkten 
genügen: 

ı. das fiskalische System müßte aus direkter Hand das gesamte Reichsheer be- 
solden, um so ein Instrument der Regierung zu schaffen, 

2. das fiskalische System müßte aus direkter Hand das gesamte Verwaltungs- 
personal des Reiches besolden, um der Revenuen Herr zu sein. 

Um diesen höheren Gesichtspunkten zu genügen, verordnete Sun Yatsen zwei 
Organe: 

ı. das provinzial unterteilte Ministerium der Finanzen, welches unter unmittel- 
barer Kontrolle des Finanzministers des Reichs das Jahresbudget und die 
Steuerveranlagung, sowie die Steuereinziehung im Reich und Einzahlung der 
Reichsrevenuen auf die Zentralbank besorgt, 

2. die provinzial organisierte Zentralbank, welche unter direkter Kontrolle des 
Finanzministers des Reichs und auf seine direkte Approbation Zivil- und 
Militärausgaben deckt. 

Das Amt des Finanzministers ist folglich ein doppeltes. Einmal als Minister der 
Finanzen wird der Minister die Besteuerung veranlagen und einziehen, und zweitens, 
als Direktor der Reichszentralbank wird er die budgetarischen Auszahlungen für 
Zivilverwaltung und Heeresverwaltung approbieren und leisten. 

Beachten wir das eine, wir sahen in den früheren Teilen dieser Aufsätze der 
„Geopolitik“, wie Sun Yatsens Vermächtnis, seine Ideologie eines neuen Staatswesens 
sich ausbreitete, Platz griff in weiten Kreisen des chinesischen Volkes, und zuletzt 
sahen wir diese Ideologie durch seine Nachfolger, durch das Politische Bureau in 
Kwangtung, erfolgreich in einer praktischen Staatswirtschaft angewandt. — Die 
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Welt hat Sun Yatsen einen Idealisten gescholten, einen Ideologen und real-politi- 
schen Versager. Aber wollen wir nicht gerecht sein und begreifen, daß-eine real- 
politische Zeugenschaft von Sun Yatsen zu fordern, bevor die Ideologie seines neuen 
Staatswesens im Volke Platz gegriffen hat, Sonne, Mond und Sterne vom Himmel 
fordern heißt? ‘ 
Ach, diese Ideologie ist eine schroffe Klippe. Selbst nicht alle Führer der Kuo 
Min Tang haben sie erklommen, und wahrlich, es braucht ein glaubensstarkes Herz, 


wer da seine irdischen Hoffnungen auf diese chinesische Revolution setzt. — Da 
sind die Militaristen. Da ist der Generalissimus Chiang Kaishek mit seinem Ge- 
folge machtlüsterner Generale, Patrioten rechten Soldatenverstandes. — Was gilt im 


Grunde, was kann dem Soldaten staatspolitisches Raisonnement gelten, was un- 
uniformierte Rechtsordnung, was die zivile Forderung? Der Militär hat sich noch 
immer unvermögend erwiesen den zivilen Disziplinen, ohne die wir letzten Endes 
doch nicht leben und nicht gedeihen können, das Recht zu lassen. Einen Volks- 
‚staat, so wie ihn Sun Yatsen wollte, einen Staat, in dem alle Klassen des Volkes 
‚an der Bestimmung der Daseinsbedingungen teilnehmen sollen, kann der Militär nie 
ganz begreifen. Das beweist sich auch heute wieder in China durch Chiang Kaishek. 
Dieser Führer der Kuo Min Tang, in Kanton vorbildlich durch seine Treue zu 
Sun Yatsens Doktrin, in Kanton durch die Reinigung des Kuo Min Tang-Heeres 
von unabhängigen Machthabern ein Grundpfeiler der Nationalistischen Regierung, 
erlag im Hauptquartier Nanchang dem Geflüster seiner Umgebung, erlag dem Sol- 
datenwahn, der Versuchung allein die Regierung sein zu wollen. In seiner solda- 
tischen Unberührtheit von den zivilen Forderungen eines Volkes an seine Regierung, 
im Wahne des erfolgreichen Soldaten, daß man die widerspenstigen Probleme, die 
‚, das innere wirtschaftliche Leben eines Volkes und die die wirtschaftliche und poli- 
tische Gebundenheit eines Volkes in die äußere Völkergemeinschaft hinein auf- 
geben, niederschießen könne wie feindliche Kanonen, kam Chiang Kaishek nach 
der Hauptstadt Wuhan angefahren, um ohne Weiterungen, militärisch-willkür- 
mächtig dem Volke und der fiskalischen und politischen Zivilbehörde, Sun Yatsens 
Yolksstaat anzumessen. 

Ein verhängnisvoller Schritt. Da ist ein durch neue Ideen aufgewühltes, nach 
maßloser Lebensbesserung wütendes, langleidendes Kulivolk, da ist ein armes 
Bauernvolk, das zur Erkenntnis seiner Bedeutungswucht im Staatswesen erweckt 
wurde, da sind Hunderttausende dieser raffsüchtig gewordenen Kulis und Bauern 
zu Soldaten bewaffnet, da inmitten ist ein timides Handwerks- und Handelsvolk 
und ihr Besitz, umtost vom Ansturm in primitiven Gehirnen sich zur Erpressung 
und Plünderung des vorhandenen Besitzes auswirkende primitivste Auffassung der 
revolutionären Doktrin und gehaßte Imperialisten — hingegeben zügellosester mili- 
tärischer Vergewaltigung und brutalsten Plünderinstinkten der Arbeitermassen. Ein 
Chiang Kaishek, der sich unterfängt, die traditionelle zivile Disziplin des Volkes, 
den Rahmen des hergebrachten Rechtsstaates nieder zu reißen und diesen tobenden 
Elementen mit Militärdiktatur Sun Yatsens Volksstaat anzumessen, der vernichtet 
die Revolution und wird selbst im entfesselten Chaos untergehen. 

Im Angesichte dieser Tollheit mögen wir wohl zweifelnd auf die Dauer der Natio- 
nalistischen Regierung schauen, und wir können nicht anders, als die entschiedenen 
Maßnahmen der englischen Regierung billigen, die das Inland des Yangtsetales 
bereits evakuierte, bereit steht, auch Hankow zu evakuieren, und die starke Truppen- 
massen in Shanghai zusammen zieht. — Wenn Chiang Kaishek den Weg nicht 
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zurück findet zum legitimistischen Staatshaushalt, an dem seine zivilen Mitarbeiter 


in der Regierung bis zum letzten Atemzuge festhalten und den sie zu erkämpfen 
entschlossen sind mit allen moralischen Kräften, die Sun Yatsens Hinterlassenschaft 
birgt, so werden die Herren Bland und Gilbert noch recht behalten, die Inter- 
vention der fremden Mächte ist dann unvermeidlich. Aber es kann nicht eine 
Intervention sein, wie sie Herrn Gilbert vorschwebt, nicht eine Wiedererwirkung 
der Fremdenverträge durch militärische Macht, nicht die Wiedereinsetzung einer 
gelobten, schwächetrunkenen, fremdenunterwürfigen Zentralregierung in Peking, es 
handelt sich dann um eine Intervention; um einem Chaos zu steuern, um eine 
Intervention, die eine nationalistische Regierung, dieselbe nationalistische Regierung, 
die bisher zu unterdrücken versucht wurde, selbst aus dem Chaos herausstampfen 
muß. Denn das chinesische Volk besitzt keine andere Leben erneuernde Energie 
als die Idee Sun Yatsens, als die Idee von einem Volksstaate, in dem alle Klassen 
des Volkes an der Bestimmung der Daseinsbedingungen teilnehmen. Keine andere 
Verjüngungskraft, keine Philosophie, keine Religion und kein anderer Staatsgedanke 
bietet sich den fremden Mächten als Gerippe, um daran, aus einmal eingetretenen 
Chaos, einen neuen Staatsbau aufzurichten. 

Jedoch, trügerisch sind Zeichen, unerschöpflich sind die Gestaltungsmöglichkeiten, 
die wir nicht voraussehen können und wandelbar ist auch eines Menschen Wahn. 
Versagen wir uns nicht die Hoffnungsfreudigkeit auf ein nachsichtiges Geschick, 
das diesen Weltensturm noch einmal an uns vorüber gehen lassen kann. — Denn 
ein Weltensturm zeigt sich hier an. Man kann selbst mit Zusammenraffung aller 
Gutgläubigkeit die bedrückende Einsicht nicht abweisen, daß eine Intervention Eng- 
lands, Amerikas und Japans den Krieg mit Rußland nach sich ziehen muß. Aller 
Augen richten sich, die einen haßerfüllt, die anderen banger Erwartung voll, auf 
die Konservativen, besser gesagt, auf die Legitimisten in der Nationalistischen Regie- 
rung in Wuhan. Legitimisten, weil sie im offenen Gegensatze zum militaristischen 
„hold up“ Regime auf einen zivilen Volksstaat hinwirken, auf einen Rechtsstaat, 
gegründet auf die moralische, darum von allen Teilen des Volkes geeignete Legi- 
timität zur Mitbestimmung der Daseinsbedingungen im Reiche. Legitimisten, weil 
sie in der moralischen Legitimität ihrer Ziele und Absichten das Volk nach dem 
Worte und dem Buchstaben der revolutionären Doktrin Sun Yatsens zur Selbst- 
regierung zu führen, die Quelle ihres Mandates, und überzeugungswirklich darin 
die Kraft sehen, die China allein ein verjüngtes Staatswesen schaffen kann. Neben 
Eugene Chen, T. V. Soong, Sun Fo und anderen steht in der Reihe der Legitimisten 
auch Borodin. Auch Rußland braucht einen Rechtsstaat in China. Es ist wahr, 
einen zu leninistischen Maximen neigenden, aber doch einen von ziviler Disziplin 
straff beherrschten und darin industrialistisch entwicklungsfähigen Staat, wenn er 
Rußlands menschheitsbeglückenden Ambitionen soll dienen können. — Allerdings, 
militaristisch-terroristisches Chaos in China wird Rußland nicht abschrecken, auch 
da hindurch wird es seinen Pfad bahnen und der kapitalistischen Aggression zu 
begegnen wissen, aber heute noch steht Rußland hinter den Legitimisten, nicht 
hinter den Militärs. 

In einem Lande, das unter fremder, und dazu noch raffgıeriger kapitalistisch- 
politischer Bevormundung steht, dessen bedeutendstes Staatseinkommen von Fremden 
eingezogen und verwaltet wird, das keine Steuer oder innere Anleihe auflegen kann 
ohne die Fremden zu fragen und das dem Regierungszugriff entzogene Territorien 
von der wirtschaftlichen Bedeutung der Konzessionen einschließt. da wird eine noch 
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> legitimistische Nationalistische Regierung alles zu tun haben, was sie nur tun 
"kann, auch ohne Tollheit im eigenen Hause. — Da muß die Ausstoßung dieser 
Fremden aus dem Organismus, unter den gerichteten Kanonen eben dieser Fremden, 
allein mit überlegener moralischer, mit unversöhnlicher Anfeindung gemischter 
"Pose, mit Tücke und mit schußfesten Argumenten besorgt werden, gewiß genug zu 
"tun für einen sprachgewandten Eugene Chen und fast so viel als irgendwer über- 
"haupt tun kann. — Da steht der Minister der Finanzen, T. V. Soong, loyal und 
'geradsinnigen Charakters, wie er nun einmal ist, soll Administration, Heer und 
"Krieg finanzieren, Revenuen aus der Erde stampfen, aus einer Erde, die ein Wu 
Peifu und wer weiß noch wer vor diesem bereits abgeerntet hat. Ein Atlas, der 
‚eine Welt von Nöten auf beiden Schultern trägt; wahrlich genug zu tun für einen 
geradsinnigen nationalistischen Minister der Finanzen. 

Je weiter und je rascher die Eroberungen der Kuo Mintang fortschreiten, sie hat 
‚bereits sieben Provinzen eingenommen, in die die Finanzorganisation noch keines- 
wegs überall eingedrungen ist, desto mehr steigen die Ansprüche, die unter dem 
neuen fiskalischen System an den Minister der Finanzen gestellt werden, bis schließ- 
‚lich der Moment gekommen ist, wo ein nach europäischem Maß fast unbegreif- 
barer Koloß von Administration nach ungeheuern baren Mitteln verlangt, die ein- 
fach aufgebracht werden müssen, wenn die Nationalistische Regierung sich auf dem 
Lande halten soll. 

Europäische Staaten greifen in ähnlichen Lagen zu einer großen fremden An- 
leihe. Für eine auswärtige Anleihe kommen nur die kapitalistischen Staaten in 
Betracht, was vorläufig noch für eine Nationalistische Regierung, die die kapitalisti- 
"schen Mächte im eigenen Lande bekämpfen muß, hinfällig sein dürfte. Das beste, 
‚was die Nationalistische Regierung in dieser Hinsicht erwarten kann, ist eine all- 
mähliche Festigung ihres Kredites im Auslande, wenn sie die alten noch schwe- 
benden fremden Schulden des Landes fundiert und durch freiwillige Sicherstellung 
der alten, früher im Seezoll sichergestellten Anleihen der fremden Mächte, auf 
Zukunftshoffnung hin später Geld aufnehmen zu können, neu garantiert. 

Für die Deckung der sofort bevorstehenden Geldbedürfnisse muß sie sich nach 
anderen, nationalen Resourcen umsehen. — Es ist da die Grund- und Bodensteuer. 
Diese Steuer ist seit altersher sehr gering und wird, unbesehen des Landwertes, per 
Gevierteinheit veranlagt. Da diese Steuer in der Hauptsache von Bauern aufge- 
bracht wird, kann sie von einer Nationalistischen Regierung, von einer Regierung, 
die die Lebensumstände der Bauern und Arbeiter heben will, kaum viel ergiebiger 
gestaltet werden, es sei denn, daß man dazu übergeht, den städtischen Grundbesitz 
nach seinem Werte zu besteuern. 

Die Salzsteuer ergibt bereits, was zu erwarten ist, denn sie ist abhängig vom 
Salzverbrauche, der per Kopf der Bevölkerung eine ziemlich feste Größe ist. 

Weiterhin haben wir die provinzialen und Kreis-Durchgangssteuern. (Likin und 
Chinese Inland Customs.) Abgesehen von der den Handel und den Verkehr 
hindernden Wirkung dieser Steuer trifft sie vorzüglich auch die Landbevölkerung. 
Einmal, weil der Bauer um so viel weniger für seine Erzeugnisse bekommt, ander- 
seits um so viel mehr für seinen zugebrachten Bedarf geben muß, als an Likin 
seinem Distrikte auferlegt ist. _ Diese Steuer soll aufgehoben werden. 

Direkte Einkommenbesteuerung gibt es in China nicht. Abgesehen von den 
heute noch exterritorialen Konzessionsgebieten ist Chinas eingeborener Kleinhandel 
und KRleinindustrie für direkte Besteuerung nicht geeignet. Es bleibt der Regierung 
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also nur die, der Natur nach beschränkte Einführung von Handelsmonopolen, sagen wir 
auf Soda, künstlichen Indigo und einige wenige ähnliche Produkte, neben der dem 
Seezoll neuerdings überlagerten nationalistischen Produktions- und Verbrauchssteuer 
‚auf Export und Import. | 

Wenn man näher zusieht, so kann man bemerken, daß die Bevölkerung Chinas, 
vom Standpunkte des Steuereinnehmers betrachtet, im großen und ganzen in zwei 
Gruppen zerfällt: in eine vermögende, durch ihre große Anpassung an die durch“ 
den fremden Handel erzeugten Wirtschaftsveränderungen in China tragkräftige 
städtische Handelsklasse und in eine arme, landwirtschaftliche und gewerbliche Pro- 
duzenten- und Konsumentenklasse.. Da die Produktions- und Verbrauchssteuer zu- 
erst von der tragkräftigen Handelsklasse aufgebracht werden muß, und sich auch 
schließlich, als indirekte Steuer, infinitesimal verteilt, den einzelnen schwachen 
Produzenten und Verbrauchern in China auferlegt, so kann man wohl sagen, daß 
diese Art der Revenuebeschaffung gesund ist und rationell ist, weil sie in relativ 
wenigen Hafenplätzen leicht erhebbar ist. 

Außerdem gibt es aber weitere fundamentale Argumente, die für diese Be- 
steuerung sprechen. 

Die Berechtigung eines bedeutenden Zolls auf wirklichen importierten Luxus und 
die stärkere Verzollung des Imports von fremden Erzeugnissen, die mit jenen ein- 
heimischer Gewerbe konkurrieren, ebenso der entsprechenden Fabrikationsmaschinen 
und einer Verbrauchssteuer solcher Erzeugnisse mit fremden Maschinen im Lande, 
bedarf keiner besonderen Erwähnung mehr. Man kann sich auch nicht der Ein- 
sicht verschließen, daß Zollermäßigung’ auf landwirtschaftliche Maschinen und auf 
Kunstdünger der armen Landbevölkerung halber nötig ist. — Wo der Schwerpunkt 
der Zollpolitik liegt, sieht man bei Betrachtung der Produktionssteuer auf den Export. 
Da erhebt sich die Frage nach der aktiven Zahlungsbilanz Chinas. Importbesteuerung 
wirkt schon in dieser Richtung. Aber wie steht es mit der Besteuerung der Aus- 
fuhr, wird diese einen Einfluß auf die Zahlungsbilanz haben, und welche Bedeu- 
tung hat eine aktive oder passive Zahlungsbilanz überhaupt für China? 

Der Seezolldirektor Sir Robert Hart sagte vor 27 Jahren schon: „Viele betrachten 
China als ein fernes Land, mit einer ungeheuren Bevölkerung, und so bedürftig 
an all den Dingen, die andere besitzen, daß es bereit ist, in unbeschränkter Menge 
alles zu kaufen, was es nur angeboten erhält, wobei aber die Tatsache ist, daß 
China weder der Einfuhr noch der Ausfuhr bedarf und ohne fremden Handel sehr 
wohl existieren kann.“ 

Das war vor 27 Jahren wörtlich richtig. Heute ist China nicht mehr durch- 
aus selbstversorgend, es braucht z. B. den Import von ca. 5o Millionen Taels 
Petroleum und von ca. derselben Summe in Farbstoffen und in Zigaretten, Dinge, 
die China in seiner heutigen Verfassung nicht selbst hervorbringen kann. Aber 
insofern ist Sir Robert Harts Anspruch immer noch zutreffend, als China noch 
immer landwirtschaftlich selbstversorgend ist oder sein könnte. 

China importierte unter anderem: 
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‚ Diese wenigen Zahlen zeigen sofort zwei wichtige Punkte auf: erstens, daß bei er- 
_ höhter Besteuerung des Exports von Produkten, d.h. bei Anlegung einer Maß- 
nahme, die den Bau von landwirtschaftlichen Produkten für fremde Märkte zu 
reduzieren geeignet ist, der chinesische Bauer zu erhöhter Erzeugung von Nahrungs- 
mitteln für das eigene Land schreiten kann, wodurch sich eine evtl. ungünstige 
_ Beeinflussung der Zahlungsbilanz ausgliche. Zweitens, daß in der Förderung der 
"Ausfuhr von Erzen, Metallen und Kohle, an denen China unerschöpflichen Erd- 
reichtum besitzt und noch verschwindend wenig abbaut, ein Mittel vorhanden ist, 
selbst eine starke Unterbilanz auszugleichen. — Die wichtigste Einsicht jedoch ist 
die, daß mit der Wiederherstellung der Selbstversorgung Chinas durch einen Zoll- 
druck auf landwirtschaftliche Produkte für fremde Märkte selbst eine stark un- 
günstige Zahlungsbilanz als Lebensfrage unbedeutend wird, weil ja dann nur über 
den Lebensbedarf hinaus erübrigter Reichtum durch die passive Zahlungsbilanz 
° abfließt. 

Aber damit sind die Argumente noch nicht erschöpft, die die Ausfuhrbesteuerung 
begünstigen. Da ist vor allem die Arbeiterschutzpolitik der Nationalistischen Regie- 
rung, ein Punkt, der nicht wenig angegriffen wird mit dem althergebrachten Vor- 
wurf, damit nicht mehr zu erreichen als einen circulus viciosus hervorzubringen. 
Hebt die Regierung, so sagt man, den Lohnstandard der Industrie- und Transport- 
arbeiter, so hebt sie damit nur die Produktionskosten, und schließlich findet sich 
der Arbeiter, durch die Verteuerung auch seines Lebensunterhaltes, wieder da, wo 
er immer gewesen ist. Das ist ohne Zweifel richtig in einem hochentwickelten 
Industrielande, wo der Lebensbedarf des Arbeiters zu einem großen Teil in Industrie- 
produkten besteht, und wo er zudem importierte Lebensmittel kaufen muß, auf 
denen Teuerung in Handlungsunkosten sofort fühlbar wird. Der circulus viciosus 
gilt aber nicht in gleichbedeutendem Maße in einem sich selbst ernährenden China, 
mit einer Arbeiterbevölkerung, deren Lebensbedarf noch zum größten Teil, zum 
überwältigenden Teil in Nahrungsmitteln besteht. 

Wir sehen, der Staatswirtschaftsplan in Sun Yatsens Volksstaat und die Schutz- 
politik für den armen Arbeiter und Bauern der Nationalistischen Regierung ent- 
behren keineswegs der real-politischen Grundlagen, die ihnen Dauer und volks- 
wirtschaftlichen Wert verleihen können. 


Zollertrag in Prozenten der Gesamteinfuhr 


N) Gesamteinfuhr für 1924. 


Zollertrag für die ersten 9 Monate 1926; 
A Gesamteinfuhr geschätzt nach den Ziffern 


des ersten Halbjahres. 


3) Zollertrag einschließlich Ausfuhrabgabe. 


4) Zollertrag auf Grund des Voranschlages für 
1926 geschätzt. 

5) Gesamteiufuhr für 1925. 

6) Gesamteinfuhr für 1923. 

7) Zahlen für ı1 Monate Jan.—Nov. 1926. 
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San Domingo 1924 "Dollar USA. 21,6 4,3 199 
Mexiko 1923 Dollar mex. 313,1 60,2 19,2. 07 
Brasilien 4) 1925 Pf. Sterl. engl. 85,9 14,1 ‚8,6 ; 
Ecuador 1924 Sucres 52,0 8,7 16,8 
Australien 1924/25 Pf. Ster!. 157,1 26,3 16,8 
= Polen3) 1924 Zloty 1 498,2 236,9 15,8 
Ei Vereinigte Staaten 1924 Dollar 3 609,9 545,0 15,1 
: Kanada) 1924/25 Dollar 796,9 120,2 15,1 
Ägypten !) 1923/24 Pf.Sterl.ägypt. 50,7 5,4 10,7 
Algier 1923 Fr: 420,9 42,8 10,2 
| Südafrika6) 1922/23 Pf. Sterl. 57,8 5,7 10,0 
E Schweden 1925 Kr. 1 446,4 132,7 92 
Ber? = Persien 1925/26 Krans 881,0 79:9 9,1 
j Schweiz 1925 Fr. 2 633,1 212,5 8,1 
t Großbritannien 1925/26 Pf. Sterl. 1 293,2 103,3 8,0 \ 
Norwegen 1924 Kr. ı 536,7 123,1 8,0 j 
Deutschland 1926 RM. 10 566,3 816,6 77 $ 
Tschechoslowakei 1923 Kr. 10 129,0 784,9 77 N 
Siam 1923/a& Tikals 136,3 10,3 7 
Österreich 1925 sh 28194 200,9 71 < 
Japan 1925 Yen a 572,6 98,8 3,9 h 
Frankreich 1925 Fr. 43 980,0 ı 486,0 3,4 \ 
Niederlande’) 1926 Fl. 2 263,2 52,8 2,4 : 
i 
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Vgl. die näheren Erläuterungen zur Tabelle im , Wirtschaftsdienst* Heft 17, v.29.4. 1927, S. 620-622 
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Die Tatsache, daß die Lebensprobleme der Völker immer häufiger vor einem 
internationalen Forum durchberaten werden, scheint das Symbol einer kom- 
menden Zeit zu sein. Einer Zeit, in welcher nicht nur bestimmte Lebens- 
bedürfnisse aus einem internationalen Quell gestillt werden, sondern in welcher 
‚auch wichtige soziale Lebensfunktionen von einem übernationalen Organismus 
ausgeführt werden. Die Weltwirtschaftskonferenz ist noch kein solches über- 
nationales Organ, weil sie weder politische Ziele setzen, noch politischen 
Willen zu betätigen befugt ist. Eine Gelehrtenversammlung, die alle bedeu- 
tenden weltwirtschaftlichen Tatsachen unter ihr scharfes Mikroskop zieht, um 
die letzten Ursachen und deren treibende Kräfte festzustellen. 

Es liegt außer Zweifel, daß ihr auch so manche Aufgabe gelingen wird, 
und wir nach Abschluß der Konferenz von dem geheimnisvollen Gewebe der 
- Weltwirtschaft und der Völkerexistenz ein deutlicheres Bild gewinnen werden. 
Wir werden vielleicht erkennen, warum es so ist, wie es ist. Es wird uns 
eine Gesetzmäßigkeit des weltwirtschaftlichen Verlaufes präsentiert, und wer 
genügend Konzentrationskraft und Scharfblick besitzt, der wird den hier ge- 
fundenen Faden von der Weltwirtschaft zur Volkswirtschaft und von da bıs 
zu seinem ganz persönlichen Einzelschicksal weiterspinnen können. Das wird 
gewiß eine nicht zu unterschätzende Bereicherung sein! Man wird erkennen, 
und von da ist der Sprung zum Verbessern nicht mehr weit. Aber alles das 
ist doch nur Statik. Die Konferenz mag mit dem schärfsten Seherblick ın 
das dynamische Getriebe der Weltwirtschaft einzudringen, sie mag alles, was 
sein Dasein einer unerklärlichen Schwungkraft verdankt, bis in das feinste 
Geäste bloßstellen, sie vermag doch nur bıs an den Rand der Gegenwart vor- 
zudringen. Ihre eminenteste Aufgabe liegt in der Erklärung des gegenwärtigen 
Zustandes. Dieser Zustand ist aber ein Querschnitt durch bewegende Kräfte, 
ist also Statik. 

So weit man aus den wissenschaftlichen Vorboten schließen kann, wird die 
Hauptarbeit der Konferenz in der Aufdeckung des dynamischen Verlaufes der 
Wirtschaft liegen. Aber alles das was geworden ist, ist für den Endpunkt 
dieser Dynamik Statik. Für die Gegenwart, für das Leben und für die Zu- 
kunft ist Dynamik Werdendes, Kommendes und vor allem Seinsollendes. 
Dieses Seinsollende ist die Statik der Zukunft, ist der von uns allen ange- 
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strebte Ruhepunkt, und alle dynamischen Kräfte der Gegenwart projizieren 


eilt 


sich in die Zukunft als solche Statik, sind eine physische Energieform der 
unerschütterlichen menschlichen Sehnsucht nach einem solchen zukünftigen 


Ruhepunkt. Die dynamische Kraft auszulösen, die uns zu diesem ersehnten 


Ruhepunkt führt, liegt nicht in der Macht der Konferenz. Sie wird sich gewiß 


ehrliche Mühe geben, um die Tendenzen der Gegenwart aufzudecken und auf 


ihren Verwirklichungsgehalt hin zu prüfen. Weiter kann sie aber nicht gehen, 


denn wenn sie einen Schritt weiter ‘geht, wenn sie Tendenzen nicht nur be- 
schreibt, sondern selbst eine Tendenz offenbart, wenn sie auch will, dann 
überschreitet sie ihr Machtbereich, dann hat sie sich auf das verbotene Terrain 
der politischen Zielsetzung, der politischen Willensbildung begeben, und diese 
Sünde ist mit dem Fluch aller politisch Mächtigen belegt. 

Ist der Konferenz auch das Recht auf politische Zielsetzung genommen, so 
war der Wille, der sie ins Leben gerufen hat, doch ein politischer. Das 
alleinige Ziel dieses politischen Willens konnte doch nicht bloß der Zusammen- 
tritt des ehrwürdigen Gelehrtenkollegiums sein. Dieses Ziel mußte weiterge- 
steckt sein. Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir annehmen, daß dem 
politischen Willen die Konferenz doch nur Organ ist, berufen, dasjenige 
Material zu sammeln, welches er benötigt, um der dynamischen Kraft, die 
hinter ihm steckt und von ihm geformt wird, Richtung zu geben. Dann ist 
aber der letzte Zweck der Konferenz doch nur die politische Willensbildung. 
Nur so hat sie einen Sinn, nur wenn ihre Entdeckungen in Bewegung um- 
gesetzt werden, wenn sie auf das Neue, Werdende, Seinsollende bestimmend 
einwirken. 

Damit tritt aber das Problem aus dem Bereiche des Gelehrtenkollegiums in 
das der Politik. Die Konferenz wird sagen, warum es so ist und vielleicht 
auch, wie es besser wäre, die Politik hat zu sagen, wie es sein soll, wie man 
es machen will, um dem ewig lebendigen Bedürfnis nach besserem Schicksal 
gerecht zu werden. Die Völker können sich keineswegs allein damit ab- 
finden, wenn sie erfahren wo der Grund liegt, der sich in ihrem subjektiven 
Empfinden als Unzufriedenheit wiederspiegelt. Die Völker wollen zufrieden 
sein, sie wollen immer neues schaffen, sie suchen triebhaft nach dem größeren 
Vorteil, nach dem höheren Glück. _ Darin liegt aber eine ungeheure dynami- 
sche Kraft. Welche Richtung wird nun von dieser dynamischen Kraft ein- 
genommen? Das ist keineswegs nur eine akademische Aufgabe der Tendenz- 
erforschung. Es ist die vornehmste Aufgabe der politischen Ideenschöpfung. 
Je größer die Spannung zwischen dem tatsächlich bestehenden und jenem 
ideellen Zustand des Zufriedenseins, um so drängender, um so gewaltiger wird 
die Aufgabe der politischen Ideenschöpfung. Mit dem Ansteigen und Ab- 
nehmen dieser Spannung steigt und fällt auch die Intensität der Dynamik. 
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‚ Die Weltwirtschaftskonferenz wird unter anderem gewiß zwei wesentliche 
Momente hervorheben, die für den Gang der Weltwirtschaft von mehr oder 
weniger ausschlaggebender Bedeutung sind. Das eine Moment ist die zu- 
nehmende Verpflechtung der einzelnen Volkswirtschaften miteinander. Das 
dokumentiert sich in der Zunahme des internationalen Warenverkehrs, der 
Kapitalsbewegung und manch anderen wirtschaftlichen Erscheinungen. Diese 
zunehmende Verpflechtung ist keineswegs das Produkt eines bewußten, ziel- 
Betzenden überindividuellen Willen; sie ist entstanden in der individuellen 
Verfolgung immer größerer Vorteile. Wir wollen sagen, sie ist die Wirkung 
einer ausschließlich individuellen dynamischen Kraft. Das zweite Moment, 

welches diesem entgegenwirkt, ist das überindividuelle, also nationale Bestreben 
nach gleichmäßiger Entfaltung aller nationalen Kräfte, d. h. letzten Endes 
nach Herstellung einer nationalen Autarkie. Will man nun ein Werturteil 

vom rein ökonomischen Standpunkt aus fällen, so wird man sagen, daß das 
zweite Moment eine ungünstige Erscheinung ist, weil es den Weg zu größerem 
wirtschaftlichen Reichtum verlegt, weil es dem triebhaften menschlichen 

Streben nach materiellem Wohlergehen entgegenwirkt. Will man dieses Pro- 
blem wissenschaftlich vertiefen, so wird man hier von Tendenzen sprechen 
und es als eine besonders wertvolle und auch praktisch bedeutungsolle Auf- 
gabe ansehen, den Stärkegrad dieser miteinander ringenden Tendenzen fest- 
zustellen. Der praktische Wert solcher Forschungsarbeit kann darin liegen, 

daß die zukünftige individuelle oder nationale Zielsetzung in die Richtung des 
gefundenen Resultats gelenkt wird, was naturgemäß mit einer Einschränkung 
unnützen Kräfteverbrauchs verbunden wäre. Die Kräfte, die im Dienste der- 

jenigen Tendenz stehen, die — nach wissenschaftlicher Ansicht — unterliegen 

muß, können — anstatt zwecklos verbraucht zu werden — schon auf halbem 

Weg der siegreichen Tendenz zugeführt werden. 

Möglicherweise wird sich die Wissenschaft auch zu einem politischen Urteil 
herbeilassen und von einer sinnlosen, unvernünftigen Politik sprechen. Im 
allgemeinen herrscht auch diese letztere Ansicht vor. Überall, wo man sich 
einen ökonomischen Seherblick zuerkannt hat, donnert man — mit der ganzen 
prophetischen Kraft des Hellsehers — gegen diesen politischen Unsinn los. 
Die wirtschaftlichen Argumente, die man dagegen ins Feld führt, sind so ein- 
leuchtend, daß es auch für den objektiven Beurteiler bestechend ist, diesem 
Urteil beizutreten. Es bleibt aber immerhin merkwürdig, daß von diesem 
Urteil gerade diejenigen nicht angesteckt werden, gegen die es gerichtet ist, 
die die politische Verantwortung für solche Zustände zu tragen haben. Wir 
müssen uns also zu einer noch größeren Sachlichkeit emporschwingen, 
wollen wir diesem merkwürdigen Widerspruch auf den Grund kommen. Vom 
subjektiven Standpunkt handelt der politische Wille niemals unsinnig. Er 
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wiegt die auf ihn eindringenden Motive ab und läßt sich dann von de 
stärksten leiten. Im allgemeinen pflegt dem angeführten Urteil folgende Mo 
tivation vorzuschweben: Internationale Arbeitsteilung und steigender Br 
einerseits oder nationale Arbeitsteilung und Hemmung des wirtschaftliche 
Aufstieges anderseits. Bei einer solchen Gegenüberstellung wird man eine 
Politik, die sich vom zweiten Motiv leiten läßt, mit Recht unsinnig nennen, 
Aber diese beiden Motive treten in Wirklichkeit bei den handelnden Staats- 
männern ın einer ganz anderen Form auf. Für sie lautet das erste Motiv: 
Internationale Arbeitsteilung und als unmittelbare Wirkung steigender Reich- 
tum, gleichzeitig Erhöhung der internationalen Abhängigkeit; in der weiteren 
Folge kann durch die geschaffene Abhängigkeit, durch die einseitige natio- 
nale Entwicklung, die politische Existenz der Nation bedroht werden, und 
mit dem Verlust der politischen Unabhängigkeit kann eine wirtschaftliche 
Unterdrückung und Verarmung der Nation verbunden sein. Die wirksamen 
Elemente dieses Motivs sind nicht internationale Arbeitsteilung und Reichtum, 
sondern internationale Abhängigkeit und politische und wirtschaftliche Ver- 
knechtung. Auch das zweite Motiv lautet anders: Entfaltung der nationalen 
Kräfte auch im Gegensatze zur weltwirtschaftlichen Rationalität, Verzicht auf 
raschen wirtschaftlichen Aufstieg, dafür aber erhöhte Sicherheit der politischen 
und wirtschaftlichen Existenz. Ob diese Motive nun selbst sachlich begründet 
sind, läßt sich allerdings nicht leicht feststellen, das ist aber auch ganz und 
gar nebensächlich. Das wesentliche ist, daß diese beiden Motive auf den 
handelnden Staatsmann einwirken. Bei einer solchen Gegenüberstellung darf 
man aber nicht leichtfertig das Urteil fällen, daß es unsinnig ist, wenn man 
eine Politik im Gegensatze zur internationalen Arbeitsteilung betreibt. 

Damit haben wır aber bloß einen Zustand erklärt und eine Politik vom 
Standpunkt der auf sie einwirkenden Motive rechtfertigt. Wenn aber diese 
Politik der nationalen Kräfteentfaltung die oben geschilderte Spannung zwischen 
tatsächlich bestehendem und ideellem Zustand nicht zu verhindern mag, dann 
wird hier eine dynamische Kraft ausgelöst, die auf Verminderung der Span- 
nung ausgeht. Solange diese Kraft wirkt, ist diese Politik nicht die beste, es 
muß also der politische Wille handeln, muß neue Formen suchen und finden, 
um diesem ideellen Zustand des Zufriedenseins näher zu kommen. Welchen 
Inhalt muß der politische Wille aufnehmen, um das erstrebte Ziel zu 
erreichen? Wir wollen unsere Methode der Motivenanalyse beibehalten. Bei 
diesem neuen Zustand werden sich die Motive folgendermaßen bilden: Das 
Resultat, welches in der Verfolgung der nationalen Wirtschaftspolitik erzielt 
wird, stellt die Nation noch immer nicht zufrieden. Sie will zwar politische 
und wirtschaftliche Sicherheit, sie will aber auf einen ansteigenden Reichtum 
nicht verzichten. Das zweite Motiv: Durch das Aufgeben der nationalen 
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irtschaftspolitik und eine intensivere Einschaltung in die weltwirtschaftliche 
beitsteilung wird zwar ein ökonomischer Aufstieg gewährt, aber die poli- 
ische und wirtschaftliche Sicherheit gefährdet. Der politische Wille darf sich 
‚von der nationalen Wirtschaftspolitik nicht ohne weiteres lossagen, weil er 
sonst in einen inneren Widerspruch gerät, er sucht wirtschaftlichen Aufstieg 
und findet am Ende einer Entwicklung wirtschaftliche und politische Knecht- 
schaft. 

Von diesem Dilemma muß die politische Ideenschöpfung befreien! Sie muß 
die Brücke schlagen, mit welcher diese scheinbaren Gegensätze verbunden 
‘werden können. Sie muß den Weg finden, um das gleichzeitige Streben nach 
" wirtschaftlichem Aufstieg und politischer Sicherheit zu befr iedigen. Das ganze 
"Problem kann also nicht mit der Erforschung mystischer Tendenzen abgetan 
werden, das Problem ist ein politisches und muß in einer politischen Willens- 
‚betätigung seine Lösung finden. Ist der Wille zum wirtschaftlichen Aufstieg 
ein unbesiegbarer, und das ist er auch in Wirklichkeit, so muß diesem Willen 
‚nachgegeben werden und die Gegenkraft in andere Bahnen gelenkt. Damit 
gewinnt auch das Problem einen ganz anderen Charakter. Jetzt heißt es nicht 
in allererster Linie die politische und wirtschaftliche Existenz zu sichern, 
sondern in erster Linie dem wirtschaftlichen Aufstieg die Bahn freizustellen. 
*Für das gleichzeitige Bedürfnis der Sicherheit aber eine solche Lösung finden, 
‚die zu diesem primären Willen in keinem Gegensatze mehr steht. 

Die Beschleunigung des wirtschaftlichen Entwicklungstempos ist nur in einer 
internationalen Arbeitsteilung möglich, also nur im Gegensatze zur gegen- 
wärtigen nationalen Wirtschaftspolitik. Das steht einmal fest, darüber gibt 
es keine Meinungsverschiedenheit. Wer also in erster Linie den wirtschaft- 
lichen Aufstieg will, kann nicht umhin, diesen einzigen Weg zu beschreiten. 
Demgegenüber ist die nationale Wirtschaftspolitik nicht das einzige Mittel, 
um den ihr innewohnenden Zweck, die politische und wirtschaftliche Siche- 
rung der Nation zu erfüllen. Da nun alle europäischen Nationen gleicher- 
weise bestrebt sind, dieses Ziel für sich zu erreichen, so ist hier allenfalls die 
Möglichkeit gegeben, die zahlreichen parallelen Aktionen durch eine gemein- 
same Aktion zu ersetzen. Damit wäre das Mittel der nationalen Wirtschafts- 
politik überflüssig, der Zweck wäre erreicht und die wirtschaftliche Aufgabe 
ließe sich ohne politische Beeinträchtigung ausführen. 

Das ganze Problem kann dahın zusammengefaßt werden: die wirtschaftlich 
verursachte internationale Abhängigkeit durch politisch begründete internatio- 
nale Sicherung zu kompensieren. 

Der Lösung dieser Aufgabe kann man sich keineswegs mit der Begründung 
entziehen, daß in der nationalen Mentalität große Hindernisse liegen, daß die 
nationale Tendenz noch viel zu kräftig ist, daß dem Streben nach Selbst- 
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genügsamkeit nicht genug wirksam entgegengetreten werden kann, daß der 
Freihandel eine schöne Idee ist, aber die rauhe Wirklichkeit doch ganz ver- 
schieden und dergleichen weiter. Das sind alles die lebhaftesten Dokumente 


einer Willensschwäche. Steht aber hinter diesem Problem auch wirklich eine \ 


dynamische Kraft, so kann es bei solchen Entgegnungen nicht verbleiben. Wir 
wissen, daß die nationale Tendenz nach Selbstgenügsamkeit kein Selbstzweck 
ist, sondern ein Mittel der politischen Sicherheit. Kann diesem Zweck durch 
ein gleichwertiges oder billigeres Mittel entsprochen werden, so verschwindet 
damit auch die sogenannte Tendenz nach nationalem Abschluß. Es fragt sich 
nun allerdings auf welcher entwicklungsgeschichtlichen Grundlage eine solche 
Sicherung aufgebaut werden kann. Wir wollen uns keineswegs dem naiven 
Glauben hingeben, daß mit der Notwendigkeit einer Abkehr von der geübten 
Politik nun auch alle Hindernisse leicht überrannt werden können. Es steht 
vielmehr außer Zweifel, daß ein bestimmter entwicklungsgeschichtlicher Zustand 
eine unerläßliche Vorbedingung ist. Allein die Zweckmäßigkeit hat noch 
keine geschichtsformende Kraft. Eine internationale Sicherung, die ihrem 
eigentlichen Zweck auch wirklich entsprechen kann, die also nicht bloß eine 
papierne Sicherheit bedeutet, sondern auch die Kraft besitzt, das Vertrauen 
der Parteien zu gewinnen, ist nur dann möglich, kann nur dann zur politi- 
schen Realität werden, wenn innerhalb des Sicherungssystems keine natur- 
haften, historisch noch nicht zu überwindenden Gegensätze herrschen. Es läßt 
sich natürlich mit den denkbar heterogensten politischen Elementen ein solches 
Sicherungssystem aufbauen, nur wird hier niemals jenes Maß an Vertrauen 
zu erzielen sein, welches allein die nationale Sicherung überflüssig macht. Wir 
haben zahlreiche Beispiele aus der Gegenwart und auch aus der letzten Ge- 
schichte. Die politisch-militärischen Bündnisse, die wir kennen, heben das 
gegenseitige Mißtrauen der Verbündeten keineswegs auf. 

Internationale Sicherung bedeutet internationale Rechtsordnung. Soll diese 
Rechtsordnung nicht durch äußeren Zwang, sondern in freiwilliger Zustim- 
mung begründet werden, dann setzt sie bei den Teilen eine Gleichmäßigkeit 
der internationalen Bestrebungen voraus. Diese Gleichmäßigkeit kann auch 
ein Negativum sein, d. h. es müssen nicht alle parallele Ziele verfolgen, son- 
dern es können alle an einem bestimmten Ziele desinteressiert sein. Für 
Europa ist dieses negative Ziel eine unorganische Machtausdehnung der ein- 
zelnen Staaten, also eine Ausdehnung über die Grenzen des Volkstums hinaus. 
Damit soll keineswegs behauptet sein, daß der gegenwärtige Zustand des 
europäischen Staatensystems ein solch negatives Ziel bereits verkörpert. Ent- 
spricht der tatsächlich bestehende Zustand diesem Ziele auch nicht, so ist die 
Abweichung davon keine so große, um die Ausgestaltung einer Rechtsordnung 
grundsätzlich unmöglich zu machen. 
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Wir müssen uns nun die Frage vorlegen, worin die Idee der Ordnung be- 
steht, die sich in unserem Sicherheitssystem, in unserer europäischen Rechts- 
ordnung konkretisieren soll? Wenn wir von einer Idee der Ordnung sprechen, 
so denken wir uns dabei, daß die europäischen Volksmassen ihr friedliches 
Nebeneinanderleben grundsätzlich von einer bestimmten Art der inneren 
Struktur, von einem überall gleichen Kristallisationspunkt abhängig machen. 
Für Europa ist diese Idee der Ordnung der Nationalismus, ist der Kristalli- 
sationspunkt die nationale Individualität. Diese Idee ist in der Gegenwart die 
einzig staatsbildende, das hat der Krieg kräftig und deutlich hervorgebracht. 
Die Bedeutung, die dem Siege des nationalen Gedankens, als Idee der Ordnung 
zukommt, kann nicht genug hervorgehoben werden. Es ist zu einer feier- 
lichen Alltäglichkeit geworden, die Herausarbeitung des nationalen Gedankens 
als den größten Erfolg des Weltkrieges hinzustellen. Leider pflegt man diese 
Errungenschaft immer bloß vom national-subjektiven Standpunkt aus zu feiern, 
ohne ihre Bedeutung für die europäische Ordnung zu erfassen. Es ist üblich, 
die herrschende Unordnung eben auf den Sieg des nationalen Gedankens zu- 
rückzuführen. Für den Moment ist das auch wahr, nur darf man dabei nicht 
vergessen, daß eine so grundstürzende Neuordnung nicht auch gleich die 
vollste Ordnung mit sich bringen kann und insbesondere, daß die nationale 
Differenzierung bloß die eine Seite einer Entwicklung ist und dieser Prozeß 
nur dann abgeschlossen sein kann, wenn der Differenzierung die Integrierung 
gefolgt ist. 

Unter Elemente der Ordnung, wie es die ausgereiften Nationen darstellen, 
denken wir uns in sich ruhende Pole, die ıhren Lebensraum erfüllen, darüber 
nicht hinausstreben und daher ihr Verhältnis zu anderen Elementen auf der 
Basis der Gleichberechtigung nicht nur regeln wollen, sondern auch ohne 
weiteres regeln können, weil in ihnen keine Tendenz zur Durchbrechung 
dieser Ordnung enthalten ist. Der Nationalstaat, in seiner idealen Form, 
ist entschieden ein solches Element der Ordnung. Er strebt nicht nach Macht- 
ausdehnung, weil ihm eine unorganische Ausdehnung wertlos ist. Sein 
höchstes Streben erschöpft sich in der Erhaltung und Sicherung der natio- 
nalen Gemeinschaft. Dieses Element der Ordnung hat der Weltkrieg ent- 
schieden — wenigstens in groben Umrissen — betont. Daß es tatsächlich 
Elemente der Ordnung sind, werden wir an einem Vergleich mit der Vor- 
kriegszeit am deutlichsten erkennen. In den Nationen wurde die unverwüst- 
liche Tendenz nach Bildung selbständiger politischer Einheiten erkannt. Diese 
Tendenz ist so heftig, daß wir sie — ohne sie eigentlich recht zu begreifen 
— als eine vielleicht biologische Tatsache hinnehmen müssen. Die politische 
Struktur des Vorkriegseuropa hat weder der Form, noch der Idee nach dieser 


Tendenz entsprochen. Die dynastische Macht hat sich ıhr mitunter nicht nur 
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entgegengesetzt, sondern ihr gegenüber auch durchgesetzt. Was der dynasti- 


schen Machttendenz an Naturkraft, an naturhafter Bedeutung gefehlt hat, 
vermochte sie durch die historische Überlieferung, durch straffe Organisation 
wettzumachen und sich auch durchzusetzen. Wir fragen nun: konnte es eine 
gesetzte europäische Ordnung solange geben, als diese beiden Tendenzen mit- 
einander rangen? Unmöglich! denn auch die strafiste Organisation vermochte 
auf die Dauer das Naturwunder: Nation, nicht zu überwinden. Das waren 
einmal elementare Gegensätze, die ausgetragen werden mußten. Die dynasti- 
‚sche Machttendenz mußte ihren Platz dem nationalen Lebenswillen räumen. 

In dem Nachkriegseuropa gibt es nur mehr eine Tendenz zur Bildung poli- 


tischer Einheiten und das ist die nationale. Es soll nicht als Übertreibung. 


gelten, wenn wir behaupten, daß wir in eine Epoche eingetreten sind, welche 
den Nationalismus, die nationale Individualität als einen dauernden politischen 
Zustand kennt, d. h. in welcher der Bestand der Nationen nicht von den Wechsel- 
fällen politischen Kräftespieles abhängt, sondern in der geistig-sittlichen Auf- 
fassung der Zeit verankert ist. 

Mit dieser Feststellung haben wir das Problem bedeutend vereinfacht. Bildet 
die nationale Idee ein Element der europäischen Ordnung, so ist nur noch 
die politische Form zu finden, um dieses Element zu einem wirksamen Be- 
standteil der Ordnung auszugestalten. Das läßt sich natürlich nur durch- 
führen, wenn die Zustände, die sich im Gegensatze zu unserer Idee noch be- 
finden, abgeschafft werden. Denn wir müssen unumwunden zugeben, daß 
eine Verletzung dieser Idee der Ordnung, also des nationalen Gedankens, in 
dem tatsächlich bestehenden Zustand Europas noch vielfach anzutreffen ist. 
Die Bedeutung dieses Hindernisses darf jedoch nicht überschätzt werden. Das 
werden wir erkennen, wenn wir uns die Frage vorlegen, warum diese Ver- 
letzung stattgefunden hat? Doch nur-aus dem Grunde, um den errungenen 
Sieg des nationalen Gedankens zu sichern. Die eine Nation sollte auf Kosten 
der anderen gesichert werden, dieses Bestreben tritt aus den Friedensverträgen 
nur zu deutlich hervor. Die praktisch erfolgte Durchführung der nationalen 
Idee steht also im Widerspruch zu ihrer grundsätzlichen Anerkennung. Wer 
jedoch anerkennt, daß die Verletzung der nationalen Idee aus dem Bedürfnis 
nach Sicherheit erfolgt ist, der muß zugeben, daß dieser Zustand kein un- 
überwindliches Hindernis für eine Politik sein kann, die ein dauerhaftes, ver- 
trauenerweckendes Sicherheitssystem schaffen will. 

Wir wollen nun zusammenfassen. Wir befinden uns in einer Epoche, in 
welcher die politische Erhärtung der nationalen Individualitäten zum aller- 
größten Teil erfolgt ist, in welcher ihre politische Existenz zu einem histo- 
risch-sozialen Zustand geworden ist, der durch die aktive Politik nicht erst 
sanktioniert werden muß. Die politische Selbständigkeit der nationalen In- 
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dividualitäten ist eine Zeiterscheinung, die ohne Widerspruch hingenommen 


wird. Die aktive Politik jedoch, die aus diesem Entwicklungszustand gewisser- 
maßen die Konsequenz zu ziehen hätte, ist aber bis zu dieser Höhe des Zeit- 
geistes noch nicht herangereift. Sie glaubt, den politischen Bestand der 
Nationen noch immer durch besondere nationale Maßnahmen sichern zu müssen, 
durch Maßnahmen, die vielfach einer anderen Zeitspanne entnommen sind. 
Auf der einen Seite haben wir also eine bestimmte, historisch erhärtete, aus 
der Logik der Geschichte sich ergebende Struktur der europäischen Völker, 
auf der anderen Seite eine aktive Politik derselben Völker, die diesem histori- 
schen Sinn der Zeit zuwiderläuft. 

Auf einer solchen entwicklungsgeschichtlichen Grundlage ist es gewiß nicht 


unmöglich, eine solche Politik zu betreiben, die sowohl dem gewaltigen 


Streben nach wirtschaftlichem Aufstieg, wie auch dem gleichzeitigen Bedürfnis 
nach politischer und wirtschaftlicher Sicherheit gerecht wird. Es fehlt ledig- 
lich nur noch an der Form, durch welche diese Idee zu einer wirksamen 
Tatsache werden kann. Diese Form muß allerdings in politischer Handlung 
gefunden werden. 


MANFRED SELL: 
DAS NIEDERLÄNDISCHE KOLONIALREICH IN WESTINDIEN 
UND SÜDAMERIKA 


Redet man heute von niederländischen überseeischen Besitzungen, denkt 
man unwillkürlich an die große malaiische Inselwelt Südostasiens.. Neben 
Britisch-Indien ist Niederländisch-Indien das reichste Kolonialgebiet der Welt, 
das noch im Besitz einer europäischen Macht ist. Seine Bedeutung ist so 
groß, daß die Sorge für die Erhaltung dieses Schatzes der holländischen Staats- 
kunst einen an Bedeutung die Sorge um das Mutterland noch überragenden 
Stempel aufdrückt. 

Neben dem südostasiatischen Inselreich gerät der andere niederländische 
Besitz leicht ins Hintertreffen, selbst in völlige Vergessenheit. Aus der Zeit 
ihrer Blüte als erste See- und Handelsmacht Europas haben die Niederlande 
noch einen Restbesitz in der Neuen Welt in die Jetztzeit hinübergerettet. 
Nicht weil er von großem Augenblickswert wäre, nicht weil er für die Zu- 
kunft außergewöhnliche Aussichten eröffnete, verlohnt sich eine Betrachtung 
dieses Restes einstiger Herrlichkeit. Wirtschaftlich liegen die Inselwelt wie 
die Kolonie Suriname auf dem südamerikanischen Festlande heute recht ım 
argen. Die Aussichten für die Zukunft sind schwerlich großartig, für Weiße 


ist das Klima hinderlich, die aufzuwendende Arbeit wird riesengroß, ihr Ver- 
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hältnis zum Ertrag schwer vorherzusagen sein. Die Veranlassung zu diesen 
knappen Ausführungen bilden die gleichen geschichtlichen und geographischen 
Erscheinungen, denen die niederländischen wie dıe noch bestehenden englischen 


und französischen Besitzungen, sowie eine ganze Reıhe anderer Kolonialgründun- 


gen in denselben Weltgegenden, die das Schicksal bereits ereilt hat, unterliegen. 

Die wirtschaftliche Grundlage der gesamten europäischen Kolonien in West- 
indien und dem nordwestlichen Südamerika bis ins nördliche Brasilien hinab 
war und ist noch heute überall dieselbe: Ackerbau auf wertvolle tropische 
Erzeugnisse, einstens in erster Linie Zuckerrohr, daneben Kakao, Kaffee, Tabak, 
Baumwolle, Südfrüchte, Gewürze. In den gebirgigen Landschaften trat der 
Bergbau dazu, der der Kolonisation der spanischen Andenländer Süd- und 
Mittelamerikas seinen Stempel aufgedrückt hat. Acker- wie Bergbauerzeugnisse 
waren höchstwertige Handelsgüter, deren Vertrieb großen Gewinn abwarf; 
für den Versand der Bergbauprodukte waren die westindischen Inseln die ge- 
gebenen Zwischenstationen auf dem Wege nach Europa. Für den Ackerbau 
auf Zuckerrohr und anderes waren sie und die Guayanaländer der Erzeugungs- 
ort. So lockten sie immer neue Mitbewerber an der Kolonialarbeit heran. 
Jeder derselben setzte sich in den Besitz einzelner Inseln oder Küstenstriche; 
die westindischen Inseln dienten als Stützpunkte für die Jagd auf die nach 
Europa abgehenden Handelsflotten der Gegner. Auf den Inseln selbst begann 
die Plantagenarbeit. 

Woran es für die letztere mangelte, waren die nötigen Arbeitskräfte. Weiße 
können unter dem Klima Westindiens und auch des nordwestlichen Süd- 
amerika nicht auf die Dauer arbeiten, wenigstens nicht in den Küstenstrichen. 
Die indianischen Eingeborenen waren zu jeder ausgiebigen landwirtschaftlichen 
Betätigung nicht verwendbar, erlagen schnell den Gewaltmaßnahmen der 
Europäer. So waren letztere gezwungen, nach anderweitigen Arbeitskräften 
Umschau zu halten. Hier trat nun eine Erscheinung in den Vordergrund, 
die bereits die erste Entdeckung Brasiliens durch die Portugiesen veranlaßt 
hatte. Auf der Ausreise nach Indien um das Kap der guten Hoffnung waren 
portugiesische Schiffe von den das ganze Jahr wehenden Passatwinden des mittleren 
Atlantischen Weltmeeres aus ihrem Südkurs verschlagen und an die süd- 
amerikanische Küste getrieben worden. Diese Passate und die ihnen ent- 
sprechenden Meeresströmungen schufen die günstigen Bedingungen für den 
Handel mit Negersklaven, die von den Ländern der Guineaküste Afrikas über 
den Atlantischen Ozean nach der Guayanaküste Südamerikas (man beachte 
die Gleichheit des Namens) und nach Westindien geschleppt wurden, um hier 
auf den Plantagen als Arbeiter Verwendung zu finden. Dieser Sklavenhandel 
zeitigte eine eigenartige Gestaltung der politischen Verhältnisse in Westafrika, 
die der Zerrisssenheit der Inselwelt Westindiens entsprach. Bis auf den 
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heutigen Tag wirkt diese politische Zersplitterung hüben und drüben sich aus. 
Fast gleichzeitig erfolgte die Festsetzung hier wie dort erst der- Portugiesen, 
dann der Spanier, der Holländer, Engländer, Franzosen, Dänen, Brandenburger, 
Kurländer. Westindien wurde ein Hauptinteressengebiet der europäischen 
Kolonialpolitik. 

Es waren hochwertige Waren, die aus diesen Ländern der Neuen Welt 
nach Europa geschafft wurden, desgleichen waren die Negersklaven ein sehr 
wertvolles Handelsgut. So erklärt sich die große Zahl der Bewerber, die Be- 
deutung, die einer festen Stellung in Westindien zugemessen wurde, und das 
nirgends sonst zu solcher Blüte gelangte Seeräuberwesen der Bukanier und 
Flibustier.. Westindien wurde zum Gebiet des unaufhörlichen Seekrieges aller 
gegen alle. Ungeachtet der beschränkten Raumverhältnisse wurde es zu einem 


_ der wichtigsten Kolonialgebiete überhaupt. Im engsten Verkehr mit Afrika ist 


seine heutige Bevölkerung entstanden. Der Neger oder Negermischling ist heute 
der vorwiegende Bevölkerungstyp der westindischen Inseln und der Guayanaländer. 

Die Niederländer haben, wie erwähnt, an diesem Kampf um Westindien 
und Guayana regsten Anteil genommen. Zeitweise schien es, als ob selbst 
das eigentliche Brasilien in niederländische Gewalt kommen sollte. Auch in 
Afrıka hatten die Niederländer ihre befestigten Handelsstationen für die Er- 
werbung der nach der Neuen Welt zu schaffenden Negersklaven. Wer die 
Geschichte der brandenburgischen Kolonialversuche liest, erfährt von der Be- 
deutung der Niederländer in den beiden Guineas. Der letzte niederländische 


Posten an der Goldküste ist erst 1871 durch Verkauf an England überge- 
gangen. Daß die Niederlande ihren westindisch-südamerikanischen Besitz auf 
die Neuzeit herüberretten konnten, verdanken sie teilweise mit der Zeit des 
Verfalls, die die Neuzeit über die Länder an der Karibischen See und an der 
Guayanaküste heraufgebracht hat. Der Rückgang wurde hervorgerufen durch 
die Aufhebung des Handels mit schwarzen Sklaven und durch das siegreiche 
Vordringen des Zuckerrübenanbaus und der Zuckergewinnung aus den Rüben 
in Europa. Die Grundlagen des Wohlstandes wurden Westindien entzogen. 

Noch in den Seekriegen der napoleonischen Zeit war Westindien ein wich- 
tiger Kampfschauplatz gewesen. Unmittelbar darauf setzte der Verfall ein. 
Das Getümmel des unaufhörlichen Kampfes aller gegen alle verstummte. 
Westindien und die Guayanaküsten entfernten sich aus dem Mittelpunkt des 
Weltverkehrs. Es trat eine Zeit des Stillstandes und des Rückganges ein. 
Der Besitzstand der einzelnen Mächte blieb, wie er sich durch die Kämpfe 
der letzten Zeit erhalten hatte. So kam es zu einer so eigenartigen Erschei- 
nung, daß ein Inselchen, wie das kleine St. Martin zwischen zwei Nationen: 
Franzosen und Niederländern, bis auf den heutigen Tag geteilt ist. So blieben 
die Niederländer im Besitz der Inselchen St. Eustatius und Saba. So hielten 
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sie Curacao, Aruba und einige andere Eilande vor der venezolanischen Küste. 


In der Neuzeit haben sich dann einige westindische Inseln als Dampfer- 


zwischenstation für den transatlantischen Verkekr zu neuer Bedeutnng empor- 
schwingen können; der Panamakanal hat diese Entwicklung beschleunigt. Aller- 
dings sind nur die günstigst gelegenen in Betracht gekommen, unter ihnen das 


niederländische Curacao, das für den Dampferverkehr von und nach Mittelamerika 


und durch den Panamakanal eine Bedeutung gewonnen hat, die der Madeiras 


oder der Kanarischen Inseln für den Verkehr Europas mit Südamerika oder 


Südafrika ähnelt, ohne allerdings deren landschaftliche, klimatische und übrige 
Vorzüge aufzuweisen. 

Der räumlich größte Besitz der Niederlande in der Neuen Welt ist Nieder- 
ländisch-Guayana oder Surinam. Als Kolonie ist es völlig im Rückstand. 
Die niederländische Regierung bemüht sich aufs eifrigste, das Land aus einer 
der wirtschaftlichen und geldlichen Hilfe des Mutterlandes bedürftigen Kolonie 
in ein auf eigenen Füßen stehendes Wirtschaftsgebiet umzuwandeln. Die große 
Fruchtbarkeit der tropischen- Landschaft verspricht in dieser Hinsicht viel. 
Aber das Klima und die Oberflächengestaltung stellen furchtbare Hindernisse 
entgegen. Die Küste ist eine große schwer zugängliche Sumpflandschaft voller 
Fieber. Die Zahl der eingesessenen Europäer ist entsprechend gering. Weiße 
machen noch nicht eins vom Hundert der Bevölkerung aus, leben nur auf 
wenigen Punkten, die ihnen das Klima erlaubt. Der Buschwald macht das 
Innere des Landes schwer zugänglich, setzt Rodungs- und Entwässerungs- 
arbeiten größte Schwierigkeiten entgegen. Der Grundstock der Bevölkerung 
besteht auch in Surinam aus Negern, die aber teilweise in Urwaldzustände 
zurückversunken sind und in den Wäldern ein Nomadenleben führen. Bei- 
läufig sei erwähnt, daß diese Beschreibung auch für die britischen und fran- 
zösischen Guayanabesitzungen gilt. 

So ıst das Bild der niederländischen Kolonien in der Neuen Welt geschicht- 
lich von höchstem Interesse, für die Gegenwart ohne außergewöhnliche An- 
ziehungskraft, selbst wenig erfreulich zu nennen. Curacao mit seinem Dampfer- 
verkehr, mit seiner wieder aufgeblühten Rohrzuckerindustrie macht eine löb- 
liche Ausnahme. Surinam bleibt auf absehbare Zeit ein unbeschriebenes Blatt, 
mögen auch die Staten-Generaal zum so und so vielsten Male Entwürfe zwecks 
Hebung der in ihm schlummernden Kräfte ausarbeiten. Man versteht es, daß 
der holländische Kolonialunternehmer sich dem hellen Stern Indiens zuwendet, 
kein Geld in der Neuen Welt Niederlands anlegen will. Der Gedanke eines 
Verkaufs des ganzen amerikanischen Anteils regt sich nicht zum erstenmal 
in den Niederlanden. Das dänische Beispiel des Verkaufs von St. Thomas 


und St, Croix an die Vereinigten Staaten ist gegeben. Gibt es aber einen 
Käufer für das Ganze? 
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SER M. FRIEDERICHSEN: 
„DEUTSCHLAND“ ALS „NATÜRLICHE“ GROSSLANDSCHAFT 
MITTEL-EUROPAS 


Als Raumwissenschaft studiert die moderne Geographie mit Vorliebe die 
Frage der Zerlegung der Erdoberfläche in „natürliche“ Landschaften. Was 
will das heißen? Es bedeutet: den Versuch der Abgliederung von Land- 
schaftseinheiten, die nicht durch „künstliche“, willkürliche (z. B. manche politi- 
sche) Grenzen umhegt, sondern „natürlich“ umgrenzt sind, wobei unter „natür- 
lich“ zwar zunächst an die Natur der jeweiligen Erdräume zu denken ist, 
daneben aber auch im Sinne eines „natürlichen Systems“ möglichst alle 
anderen geographischen Merkmale, vor allem die anthropogeographischen 
und kulturellen Verhältnisse mit berücksichtigt werden sollten (vgl. Näheres 
darüber in R. Gradmann, Das harmonische Landschaftsbild. Z.d.G.f.E., 
Berlin 1924, S. 129 ff; besonders Anm. ı auf S. 130/31). 

Ein Herausarbeiten solcher „natürlicher“ Gebiete nach beiden genannten 
Richtungen, Natur und Kultur, ist keineswegs eine leichte Aufgabe! Sie kann 
im Großen, aber auch im Kleinen, ja bis ins Kleinste versucht werden und 
wird je nach dem zur Ausscheidung von Großlandschaften im Sinne von 
Erdteilen und Ländern, oder von Kleinlandschaften ım Sınne von Land- 
schaften und Örtlichkeiten führen. 

Einer der grundlegendsten geographischen Gesichtspunkte für solche 
Gliederungsversuche ist: die Beachtung der Verteilung von Wasser und 
Land, und die dadurch bedingte Erkenntnis der Grundzüge von Lage- und 
Raumverhältnissen in der Horizontalen. Auf Grund solcher Betrachtungen 
erhält man die erste Gliederung der Erde in Kontinente und Meere. Für 
unseren Sonderfall der Betrachtung eines europäischen Landes interessiert da- 
bei die Abscheidung Europas auf dieser Grundlage als: Halbinsel des 
Kontinents Asien, und nur aus Konvention und Rücksichtnahme auf 
historische und kulturelle Momente auch als: selbständiger Kontinent. 

Auch bei weiterer Untergliederung so erhaltener kontinentaler Großräume ist 
der Gesichtspunkt horizontaler Gliederung noch gut verwertbar, besonders 
bei einem so stark gegliederten Erdteil wie Europa. Karl Ritter führte dieser 
Gesichtspunkt zur Abteilung eines kontinentalen europäischen Rumpfdrei- 
ecks und ihm angefügter Glieder, und damit zur prägnanten Gegenüber- 
stellung einer binnenländisch-europäischen Kernlandschaft und mehr maritim 
beeinflußter peripherischer Gliedteile. 

Untergliederung brachte man in diesen Dreiecksrumpf des europäischen 
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Kontinents, indem man unter Anwendung weiterer geographischer Gesichts- 
punkte: vertikale Gliederung, innerer Bau, äußere Gestalt, Klima, Gesamtheit 
der biologischen Verhältnisse (einschließlich des Menschen mit seiner Kultur) 
zunächst die Selbständigkeit der Ländergestalt Frankreichs innerhalb der 
Westhälfte dieses Rumpfes, sowie ferner des kontinentalen Osteuropa in seiner 
Osthälfte hervorhob. Was übrig blieb, wurde zunächst seiner Lage nach als 
Mitteleuropa bezeichnet. Dieses Mittelstück des Kontinents und „Deutsch- 
lands“ Anteil an ihm ist es, welches üns im folgenden beschäftigen soll. 

Was versteht man unter diesem Mitteleuropa? Ungewöhnliche, daher 
auch nicht unwidersprochen!!) gebliebene Grenzen hat Joseph Partsch in seinem 
1904 erschienenen Buch „Mitteleuropa“ diesem Begriff gegeben. Die Ausdehnung 
von Partsch’s Begriff Mitteleuropa zeigt die Titelkarte seines Buches, aus welcher 
man erkennt, daß der Verfasser das engere, „germanische* Mitteleuropa aus- 
gedehnt wissen wollte um das gesamte damalige Österreich-Ungarn, zuzüglich 
seiner Okkupationsgebiete, um Serbien, Rumänien und Bulgarien, also um 
alles Land gegen Südosten bis an das Schwarze Meer heran. Partsch’s raum- 
weiter Auffassung dieses „größeren“ Mitteleuropa hat sich neuerdings Hugo 
Hassinger in seiner Schrift über „Das geographische Wesen Mitteleuropas“ 
(Mitt. d. Geogr. Ges. Wien, 1917, Bd. 60, H. ı 1), sowie zuletzt Fritz Machat- 
scheck in seinem 1925 erschienenen Werk über Mitteleuropa im wesentlichen 
angeschlossen. Im einzelnen bestehen freilich betreffs der Abgrenzung be- 
deutungsvolle Unterschiede! Hassinger trennt vom „weiteren“ gen Süd- 
osten ausgedehnten Mitteleuropa Partsch’s die mediterran beeinflußten 
Küstenstreifen der Balkanhalbinsel im Bereich der ehemals österreich-ungari- 
schen Okkupationsgebiete an der Adria, sowie die gleichgearteten mediterranen 
Küstenregionen Griechenlands im Norden des Ägäischen Meeres ab, die er zu 
seinem „Süd- oder Mittelmeereuropa“ zählt (vgl. Skizze l. c. S. 478). Machat- 
scheck geht noch weiter in der Beschneidung des Partsch’schen „größeren “ 
Mitteleuropabegriffes, indem er auch noch den Rest des heutigen Jugoslavien und 
ganz Bulgarien von Mitteleuropa abtrennt, so daß die Save—Donaulinie zur 
Grenze seines in ein „danubisches* und in ein vorwiegend „germanisches“ zer- 
fallenden Mitteleuropas wird. Dadurch werden freilich bei Machatscheck 
wesentliche Teile des „größeren“ Mitteleuropa im Sinne von Partsch und 
Hassinger abgegliedert, deren kulturelle Eigenart im Gegensatz zum nord- 
östlich benachbarten, vor allem germanisch beeinflußten Mitteleuropa Hassinger 
dazu veranlaßt hatte, in so plastischer Weise vom „werdenden“ Mitteleuropa 
des Südostens zu sprechen? 

Wie steht es nun, abgesehen von solchen mitteleuropäischen Abgrenzungs- 
fragen, um „Deutschland“ innerhalb des Rahmens eines solchen „weiteren“ 
Mitteleuropa? Ist es innerhalb dieses mitteleuropäischen Gesamtgebietes eine 


FRIEDERICHSEN: DEUTSCHLAND NATÜRLICHE GROSSLANDSCHAFT MITTELEUROPAS 425 
m — 00 


„natürliche Einheit“, wenn auch von niederer Ordnung? Und wenn ja, 


welche Grenzen hat es dann? Deckt sich der dieses „Deutschland“ im 
rein wissenschaftlichen Sinne umfassende geographische Raum mit dem Begriff 
einer „natürlich“-geographischen Großlandschaft im Sinne unserer Eingangs- 
formulierung? 

Verfasser neigt dieser Ansicht zu und möchte die Umgrenzung im größeren 
Rahmen Mitteleuropas (das Resultat der folgenden Betrachtung vorausnehmend) 
etwa wie folgt annehmen: 

a) Die Westbegrenzung ist zu suchen in jener Grenzzone, welche von 
der Straße von Calais, bei Dünkirchen, entlang der Schwelle von Artois und 
über die Wasserscheide-Region zwischen Schelde—Maas— Mosel und 


 Oise—Aisne—Marnegebiet hinüber zur Gegend der „Burgundischen Pforte*® 


und von da weiter über den deutschen Faltenjura zur Westgrenze der deut- 
schen Schweiz hin zieht. 

b) Als Südbegrenzung wird etwa die deutsche Sprachgrenze in der Schweiz, 
sowie die Gegend der Südbegrenzung des alten österreich-ungarischen, ost- 
alpinen Kerngebietes bis in die Gegend östlich von Graz gelten können. 

c) Die Ostgrenzzone zieht aus der Gegend östlich von Graz über Preß- 
burg nach Oberschlesien, von dort nach Thorn und weiterhin an der ost- 
preußischen Süd- und Ostgrenze entlang bis zum Memelgebiet. 

d) Die Nordgrenze ist zunächst durch die Küste der Nord- und Ostsee 
einwandfrei festgelegt. Im strittigen Gebiet der Cimbrischen Halbinsel ent- 
scheiden wir uns vorerst für die Gegend der alten deutsch-dänischen Grenz- 
zone im Gebiet der Königsau. 

Für das so annäherungsweise umgrenzte Gebiet eines „deutschen Raumes“ 
kann es für das weitaus größte Areal seiner eigentlichen Kernregion nicht 
den leisesten Zweifel geben, daß diese Region (sowohl nach physischen wie 
nach anthropogeographischen Gesichtspunkten) eine eigenartig gestaltete, eben 
„deutsche“ Landschaft im Sinne einer „natürlichen Landschaft“ ist. Das wird, 
wenn auch nur in großen Zügen, hier zu belegen sein. 

ı. Dieser „deutsche Raum* hat in seinem Kerngebiet eine ihm eigene ganz 
bestimmte Raumlage im Kontinent und in dessen mittlerem Teil. Diese 
Lage bedingt eine derart bei den anderen Großlandschaften der Rumpf- und 
Gliedteile Europas nicht wiederkehrende Zwischen- und Übergangslage, 
charakterisiert dadurch, daß sich in ihr die Einflüsse und Wesenszüge aller 
übrigen Teile Europas, insbesondere östliche und westliche Merkmale berühren 
und durchdringen. 

Als Folge dieser Lage, die Schicksal ist (Ratzel; Volz), fehlt freilich 
dem „deutschen Raum“ im Gegensatz zu seinen Nachbarn ein unmittelbar 
freier Ausgang zum offenen Weltmeer. Dagegen besitzt er einen so 
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sonst in Europa nicht wiederkehrenden Anteil an der Küste der wichtigsten _ 
atlantischen Nebenmeere, der Nord- und Ostsee, die ihm Anteil am 
Welthandel und Weltverkehr wie am baltischen Binnenmeerhandel und -ver- 
kehr gestatten. } 

2. Der Kern dieses „deutschen Raums“ hat einen, in dieser Art gleich- 
falls nur iim zukommenden besonderen inneren Aufbau und dadurch be- 
dingte äußere Gestalt. Partsch (1904) hat die Formel dafür gefunden; es 
ist der „Dreiklang*: Hochgebirge, Mittelgebirge und Ebene, welcher die 
„Symphonie“ seines physischen Landschaftsbildes beherrscht. Wo ım Westen 
und Osten dieser Dreiklang aufhört und an seine Stelle ein Zweiklang tritt 
(in Frankreich: Mittelgebirge und Niederungsland; im neupolnischen Nachbar- 
gebiet Deutschlands: mäßig hohes Gebirge [Karpathen] und Tiefebene mit 
Mittelgebirgsresten [polnisches Mittelgebirge]), vor allem aber Beckenland- 
schaften im Wechsel mit Mittelgebirgen fehlen, da hört in einer verfließenden 
Grenzzone der „deutsche Raum“ auf. 

Es ist also vornehmlich die-reiche Individualisierung und innige Ver- 
gesellschaftung wechselnder, bodenbedingter Gebirgs- und Beckenlandschaften 
in seiner Mitte, die zusammen mit gleichfalls gut individualisierten, Mittel- 
europa zugehörigen alpinen Gebirgslandschaften in seinem Süden Bau und Boden 
des „deutschen Raumes* als etwas Besonderes, eben in dieser eigenartigen 
Vergesellschaftung Charakteristisches erscheinen lassen.?) 

3. Hinsichtlich des Klimas und der dadurch bedingten Vegetation hat 
dieser Raum in seiner Zwischen- und Übergangslage eine durch seinen Bau 
und die dadurch bedingte äußere Gestalt vertikaler Gliederung beeinflußte 
besondere Charakteristik. Im Süden wird durch den Wall des Hochgebirges 
der Alpen mediterraner Klimaeinfluß stark gehemmt, ja fast ausgeschaltet, 
während von Norden und Westen starke meteorologische Kräfte in den Kampf 
mit den von Osten und Südosten kommenden atmosphärischen Wirkungen ein- 
treten und die Vegetation beeinflussen. 

Auch sind die Klima und Aufbau bedingten Abflußverhältnisse durch 
die der südöstlichen Abdachung gegenüber bei weitem vorherrschende Ab- 
dachung gegen Norden und Nordwesten in weiten Teilen des „deutschen 
Raumes“ derartig einheitlich, daß auch in dieser Beziehung physisch be- 
dingte, anderen Gebieten so nicht eigentümliche Besonderheiten die Folge sind. 

4. In anthropogeographischer Beziehung ist das Kerngebiet dieses 
„deutschen Raumes“ dadurch einheitlich und besonders geartet, daß weithin 
die deutsch sprechende, denkende und handelnde Bevölkerung die allein 
vorherrschende ist, so daß es zur Herausbildung eines geschlossenen „deut- 
schen Sprach- und Volksboden-Gebietes“ gekommen ist.?) 

Nach dem Gesagten bedarf es kaum besonderer Betonung, daß auch die 
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wirtschaftlichen, und die von diesen getragenen Kulturverhältnisse 
(bis hinauf zu den geistigen Eigentümlichkeiten) diesem rein deutschen Kern- 
gebiet des deutschen Raumes eine besondere Eigenart aufgeprägt haben. 


* * 
* 


Die somit für das Kerngebiet des „deutschen Raumes“ als charakteristisch 
erkannten, und zu seiner Ausscheidung aus einem weiteren mitteleuropäischen 
Raum mit Recht führenden besonderen Merkmale verwischen sich nun freilich 
in den Grenzzonen. Es wird daher nötig sein, zur Rechtfertigung der 
Einzelheiten unserer eingangs bereits vorweg genommenen ungefähren Um- 
grenzung des „deutschen Raumes“ im Sinne einer „natürlichen Landschaft“ 
diese Gebiete in seiner Peripherie noch besonders ins Auge zu fassen und auf 


"ihre Verhältnisse näher zu prüfen. 


Dabei werden wir uns erneut daran zu erinnern haben, daß bei allen Ver- 
suchen der Aussonderung „natürlicher“ Räume möglichst alle geographischen 
Besonderheiten, also sowohl die physischen wie die anthropogeographi- 
schen berücksichtigt werden sollten. 

Treten wir unter diesen Gesichtspunkten an eine Sonderbetrachtung der 
Grenzgebiete heran, so ergibt sich folgendes: 

ı. Im nördlichen Teil der Westgrenzzone endet in physischgeographi- 
schem wie geologischem Sinne das Norddeutsche Flachland mit seiner insel- 
besetzten Dünen- und Marschenküste, sowie die Kohlenbecken des Nordrandes 
der Mittelgebirgsschwelle zweifellos an den nordwestlich ziehenden Höhen der 
Schwelle von Artois, also in dem Gebiet der vlämisch sprechenden Bevölkerung 
Flanderns mit ihrer hohen niederdeutschen Kultur. Der „deutsche Raum* 
als „natürliche Landschaft“ im wissenschaftlichen Sinne genommen (abge- 
sehen von allen Fragen staatlicher Zugehörigkeit) hat hier also seine Grenze 
gegen das benachbarte Frankreich. 

Im mittleren und südlichen Teil der Westbegrenzung sind die Ver- 
hältnisse die folgenden: Von rein physischgeographischen Gesichtspunkten aus 
sind die aus dem Osten heranziehenden Ardennen und die Vogesen ebenso 
zur „geographischen Gestalt“ (Penck) Deutschlands gehörig und der mittel- 
deutschen Gebirgsschwelle voll zuzuzählende markante Eckpfeiler, wie umge- 
kehrt die aus dem Westen gegen die vorher genannte Wasserscheideregion 
zwischen Maas—Mosel und Aisne—Marne—Saöne heranbrandenden Escarpe- 
ments der Gesteinsschüsselränder des Pariser Beckens zu Frankreichs „natür- 
licher Landschaft“ gehören, diese also gen Osten begrenzen. Darnach wäre 
an sıch physischgeographisch das Maasland, Lothringen und die alte 
Pfalzgrafschaft Burgund deutsches Land!) Vor tausend Jahren war 
es auch im politischen Sinne so! Dann aber hat der französische Nachbar 
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diese östliche Naturgrenze Frankreichs gegen den deutschen Raum hin über- 
schritten, und seine politische Grenze und sein Volkstum immer weiter, heute 
im deutschen Elsaß sogar bis an den Rhein, vorgeschoben.®) 

Im Sinne der „natürlichen“ Landschaftsbegrenzung werden wir also von 
diesem strittigen Gebiet zwischen dem wallonischen Belgien, der Ardennen- 
landschaft im Norden und der Gegend der Burgundischen Pforte im Süden 
vorerst nur diejenigen Teile, welche wie das Elsaß und die deutsch sprechen- 
den und deutsch besiedelten Teile Löthringens gleichzeitig auch einwandsfrei 
„deutscher Volksboden“ sind oder dem „deutschen Kulturboden“ 
zugeschlagen werden dürfen, dem Raumbegriff „Deutschland“ (im Sinne einer 
„natürlichen Landschaft“,) zurechnen dürfen. 

a. Einfacher erscheinen die Verhältnisse an der Südgrenzzone. Hier fällt 
einwandsfrei deutscher Volks- und Kulturboden in Schweiz, Tirol und Inner- 
Österreich mit dem zum „deutschen Raum“ gehörigen Auteil am mitteleuropäi- 
schen Alpengebirge so weitgehend zusammen, daß trotz politischer Besonder- 
heiten der dortigen Grenz- und Staatenbildung vom rein wissenschaftlichen 
Standpunkt aus die Zugehörigkeit dieser Gebiete zur „natürlichen“ deutschen 
Großlandschaft Mitteleuropas nicht bezweifelt werden kann. 

3. Erheblichere Schwierigkeiten beginnen wieder im Osten! 

Im südlichen Teil der Ostgrenze begegnen wir hier vor allem Böhmen. 
Vom physischgeopraphischen Gesichtspunkt aus kann kein Zweifel bestehen, 
daß Böhmens umrandende Gebirge Teilstücke der deutschen Mittelgebirge 
sind. Auch die Kessellandschaft Innerböhmens ist den unmittelbar westlich 
benachbarten Beckenlandschaften deshalb so ähnlich, weil sie in ihrer Ver- 
gesellschaftung mit Mittelgebirgen den echtdeutschen Landschaftstypus ver- 
körpert (vgl. vorher), auch hydrographisch eng an die deutschen Flußgebiete 
(Elbe) und Deutschlands allgemeine Abdachung gen Norden angeschlossen ist. 

Anthropogeographisch dagegen ist dieses alte Germanenland in seinem 
Inneren seit einem Jahrtausend von Slaven bewohnt, politisch seit fünf Jahren 
zusammen mit der Slovakei ein eigener slavischer Staat. Aber peripherisch 
wohnen noch heute über 3,1 Millionen Deutsche (= fast ein Viertel der Gesamt- 
bevölkerung des Staates) in seinen deutsch besiedelten Randgebieten im Norden, 
Westen und Süden und in den großen deutschen Volks- und Sprachinseln 
im Osten des böhmischen Kessels. Auch ist der Gang der böhmischen Ge- 
schichte ein solcher gewesen, daß trotz aller Bekämpfung des Deutschtums 
die Kultur der heute tschechisch bewohnten Teile dieses inneren Böhmer- 
landes so stark von deutscher Art durchdrungen wurde, daß man das Gebiet 
deswegen dem „deutschen Raum“ im Sinne eines „natürlichen“ Gebietes wird 
zurechnen dürfen, weil es unbestreitbar alter deutscher Kulturboden ist. (Vgl. 
Penck-Fischers oben zitierte Karte.) 
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_ Im mittleren und nördlichen Teil der deutschen Ostgrenze liegen die 
rechältnisse in Schlesien, Posen, West- und Ostpreußen ähnlich: Physisch- 
Be esbisch sind alle diese Landschaften jenseits und diesseits der heutigen 
' und früheren deutschen Reichsgrenzen so geartet, daß die Bodengestalt, die 
Flüsse, das Klima, die Vegetation ohne deutlicher erkennbare Grenzen herüber 
_ und hinüber ineinander übergehen. Aber die völkischen und kulturellen Ver- 
- hältnisse sind hier besonders schwierig. Die deutsch und slavisch sprechende 
Bevölkerung, die deutsch und polnisch gesonnene, wechseln in hier nicht 
- näher zu erörternden erbeblichen Grenzen. Ganz abgesehen von den heute 

wie einst rein deutschen Gebieten in diesen Grenzlanden ist aber doch der 

deutsche Kultureinfluß auch in den gemischtsprachigen Anteilen ein so großer 
gewesen,°) daß die Zugehörigkeit zum deutschen Kulturbodengebiet selbst in 
‚denjenigen Gebieten zweifellos sein dürfte, welche heute bereits völkisch stark 
polonisiert sind. Das aber gibt uns die Berechtigung, gestützt auf die 
physischgeographisch großen Ähnlichkeiten, auch diese Grenzlandschaften „dem 
natürlichen Gebiet“ des „deutschen Raumes“ innerhalb der früher angedeuteten 

Grenzzone zuzurechnen. Die baltischen Lande der nordöstlichen Ostsee- 

küste jenseits Ostpreußens Grenzen werden wir dagegen trotz großer physisch- 

geographischer Ähnlichkeit und stärkster deutscher Kulturbeeinflussung wegen 
räumlicher Trennung und Entfernung, sowie wegen der nur geringen Zahl 
der baltischen Deutschen dem geschlossenen „deutschen Raum“ im Sinne einer 

„natürlichen“ Landschaft nicht zuzählen dürfen. 

4. Im Gebiet der Nordgrenze schließlich liegen die Verhältnisse auf der 
Cimbrischen Halbinsel so, daß die nördliche jütische Halbinsel, die dänischen 
Inseln und das südliche Skandinavien (Schonen) zwar physischgeographisch 
nach Bau und Gestalt, Klima und Vegetation dem „deutschen Raum“ Mittel- 
europas nahe stehen, daß aber dem gegenüber die anthropogeographischen. 
Verhältnisse im Norden der Cimbrischen Halbinsel und auf den dänischen 
Inseln doch durch weit stärkere Beeinflussung der Dänen vom skandinavi- 
schen Kulturkreis her es nicht rechtfertigen lassen, den „deutschen Raum“ 
weiter als bıs etwa zur Königsau zu rechnen. 


* * 
* 


So ergibt sich denn, daß es wohl möglich ist, nach den Gesetzen „natür- 
licher“ Landschaftsabgrenzung unter rein wissenschaftlichen Gesichtspunkten 
und abgesehen von aller Politik, aus dem von der Nordsee bis zum Schwarzen 
Meer, von den Alpen bis zu den Baltischen Gestaden reichenden Raumbegriff 
Mitteleuropas eine deutsche Großlandschaft abzusondern. Innerhalb der be- 
sprochenen Grenzen, resp. Grenzzonen stellt dieser „deutsche Raum“ ein höchst 
bedeutungsvolles Teilstück Mitteleuropas von selbständiger Eigenart dar. 
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Als Binde- und Zwischenglied aller anderen Teile Europas ist auf dem 
Boden dieses deutschen Raumes manch heiße Schlacht geschlagen, manche 
Entscheidung über das Schicksal des ganzen Kontinents ausgefochten worden. 

Auch heute wieder, nach dem unseligen Weltkrieg, hängt Wohl und Wehe 
ganz Europas an „Gedeih“ oder „Verderb“ dieses seines Mittel- und Kern- 
stückes. ‘So innig und fest ist „Deutschland“ mit Europa verbunden, daß 
letzteres nur gesunden kann, wenn sein „deutscher Raum“, sein deutsches Kern- 
land wieder gesundet. Dieses Bewußtsein zu fördern und die Überzeugung von 
einem deutschen Lebensraum mit einem deutschen Lebensrecht (Volz) in ihm zu 
vertiefen, ist eine Gegenwartsaufgabe geographischer Forschung in dieser Notzeit 
deutschen Volkstums. 
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ERNST REINHARD: 
DER FRANZÖSISCH-SCHWEIZERISCHE KONFLIKT 
UM SAVOYEN 


Genf, heute Sitz des Völkerbundes, ist erst seit dem Wiener Vertrag 
schweizerische Stadt. Während Jahrhunderten stand es mit der alten schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft nur in einem losen Bündnisvertrag, der ihm seine 
außenpolitische Selbständigkeit als „zugewandter Ort“ im wesentlichen über- 
ließ. Es verfügte zu dieser Zeit über keine Landverbindung mit dem Staate, 
dem es heute angehört, sondern sah sich durch Zwickel französischen Landes, 
die von den Jurakämmen bis zum Genfer See herniederstießen, von seinen 
politischen Freunden getrennt und auf die Seeverbindung angewiesen. Sein 
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5 - wirtschaftliches Hinterland ist Savoyen, dessen natürliche Hauptstadt es ist, 
_ wie etwa Konstanz die natürliche Hauptstadt des schweizerischen Kantons 
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Thurgau darstellt. Politische Gründe, die im Gegensatz zwischen der freien 
Bürgerschaft Genfs und dem Feudaladel Hochsavoyens bestanden, trennten es 
im ı6. Jahrhundert nach langen, harten und aufopferungsvollen Kämpfen 
von der Landschaft Savoyen und von der Herrschaft des Herzogs, mit dem 
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die letzte Verbindung durch die Reformation und die Arbeit Calvins vollends 
zerschnitten wurde. In diesen Kämpfen hatte Genf mit Hilfe Berns einmal 
das wirtschaftliche Hinterland erobert, mußte es aber im Frieden von St. Julien 
1603 wieder abtreten, als die französische Diplomatie den Vorstoß Berns ın 
die savoyischen und burgundischen Gebiete endgültig abbremste. Doch ge- 
lang es, nachdem ein Anschlag des Herzogs mißglückt war, die Stadt durch 
einen Handstreich noch einzunehmen, was die erzwungene Wiedervereinigung 
Genfs mit seinem Hinterland bedeutet hätte, in eben diesem Frieden den 
Genfern wenigstens die wirtschaftliche Verbindung zu retten, indem im Ver- 
trag den Genfern ausdrücklich das freie Handelsrecht mit Savoyen und die 
Befreiung von den Weg- und Brückenzöllen zugestanden wurde. So war 
Genf politisch von einem Lande getrennt, mit dem es wirtschaftlich ver- 
bunden blieb. Dieser seltsame unbefriedigende Zustand erhielt sich, bis der 
Einmarsch der französischen Heere in die Schweiz 1798 den Konflikt löste, 
Genf zur Hauptstadt eines französischen Departements machte und damit 
die Vereinigung feststellte. Solange Frankreich eine demokratische Republik 
war, fanden sich die Genfer mit dieser Tatsache einigermaßen ab. Als aber 
die französische Monarchie als Kaisertum wieder erwachte und ihre geistlose 
Fortsetzung unter dem wiederhergestellten Regime der Bourbonen zu erwarten 
stand, gesellten sich zu dem Gegensatz, der in der zentralistischen Verwaltung 
Frankreichs zu der Gemeindeautonomie des alten Genfs begründet lag, die 
Befürchtungen einer völligen politischen Rechtloswerdung, so daß die Genfer, 
nach der Niederwerfung des napoleonischen Frankreich, sich doch auf ihre 
alte Zugehörigkeit zur Eidgenossenschaft besannen und die politische Ver- 
bindung mit ıhr eifrig zu betreiben begannen. In Wien war es vor allem 
der kluge und energische Gesandte Genfs, Pictet de Rochemont, der eine 
neue Regelung der Genfer Verhältnisse nicht nur den Diplomaten der Groß- 
mächte abzutrotzen wußte, sondern seine Bestrebungen recht eigentlich gegen 
die Vertreter der alten Eidgenossenschaft selbst durchsetzen mußte. Seine 
weitschauenden Pläne sahen vor, daß Genf nun einmal seine Verbindung mit 
Savoyen auch staatsrechtlich erhalten sollte.e Er suchte daher nicht nur die 
Annexion der Provinzen Chablais und Faucigny zu erhalten, sondern bewarb 
sich lebhaft um das Ländchen Gex, das zwischen dem westlichen Nordufer 
des Genfer Sees und den Jurakämmen liegt und heute durch die Konferenz 
von Thoiry berühmter geworden ist, als durch den Aufenthalt Voltaires in 
Fernet. Doch scheiterten diese Pläne nicht nur am Widerstand Savoyens, 
sondern auch an der Indolenz der eidgenössischen Vertreter, so daß Roche- 
mont bald einsah, wie verloren die Position sei, um die er kämpfte. Aus 
dem Zusammenbruch suchte er zu retten, was möglich war. Es gelang ihm, 
wenigstens die Landverbindung mit der übrigen Schweiz zu sichern, indem 
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die unmittelbar an den See grenzenden französischen Gebiete, die bis 
i dahin zwischen die Waadt und Genf eingeschoben hatten, zu seinem neuen 
Kanton geschlagen wurden, daß ferner das Genf unmittelbar umschließende 
£ Landgebiet durch den Einbezug einiger französischer Gemeinden abgerundet 
wurde, dermaßen, daß Frankreich 17 Gemeinden an den neuen Stand der 
iärenossenschaft abzutreten hatte. Was aber wichtiger war: Frankreich 
_ mußte im Wiener Vertrag die Landschaft Gex als zollfreie Zone für Genf 
_ anerkennen, seinen Zollkordon also hinter die politische Grenze schieben. Das 
- Gebiet aber, das südlich des Genfer Sees liegt, gehörte damals zu Sardinien- 
Piemont, dessen Königreich rittlings der Westalpen saß. 
Mit diesem Königreich wurde 1816 zu Turin ein Vertrag geschlossen, in 
. dem ein Gebiet, das in einer Breite von etwa ı0 Kilometern, an der Rhone 
beginnend, sich um die südöstliche Grenze Genfs bis an den See schwingt, 
ebenfalls als zollfreie Zone bezeichnet wurde. So besaß Genf, das sein natür- 
liches Hinterland nicht politisch gewinnen konnte, wenigstens die wirtschaft- 
- liche Verbindung mit einer Landschaft, auf deren Produktion und Markt es 
angewiesen war. 

Als dann nach dem Kriege von 1859 der dritte Napoleon sich von Sardinien 
Savoyen abtreten ließ, erhielt er diese Gebiete nur unter der ausdrücklichen 
Bedingung, daß auch Frankreich an die Verpflichtungen gebunden sei, welche 
Sardinien zugunsten Genfs und der Schweiz übernommen hatte. Die wirt- 
schaftlichen Verbindungen waren wirklich so stark, daß in Savoyen eine große 
Partei bestand, welche den Anschluß an die Schweiz dem Übergang zu Frank- 
reich vorgezogen hätte. Aber die geschickte Regie des kaiserlichen Abenteurers 
wußte diese Ungebärdigen stille zu halten; das Volk selbst wurde beschwich- 
tigt, indem man ihm die Zusicherung gab, daß die Zonenordnung bestehen 
bleibe; so kam es, daß in einer Abstimmung, die unter sehr merkwürdigen 
Verhältnissen vor sich ging, die Savoyarden „Ja und Zone“ stimmten. Während 
zwanzig Jahren hat die Schweiz übrigens diese Abstimmung nicht anerkannt; 
sie ließ sich nicht einmal beschwichtigen, als Napoleon, um die Genfer und 
die Schweiz für den Verlust alter Rechte zu entschädigen, die freien Zonen 
durch eigenen Beschluß noch durch eine weitere vergrößerte, welche die 
beiden strittigen Provinzen Chablais und Faucigny umfaßte. So blieb Genf 
im Besitz dreier zollfreier Zonen: ı. Der Zone von Gex, die im Wiener Ver- 
trag geschaffen wurde; 2. der sardischen Zone, welche der Vertrag yon Turin 
festlegte, und 3. der sogenannten großen Zone, die auf einem freiwilligen 
Entgegenkommen des französischen Staates beruhte nnd, im Gegensatz zu den 
ersten zwei, jederzeit wiederum abgeschafft werden konnte, obne daß der 
Schweiz daraus ein Einspruchsrecht erwachsen wäre. 


Der schweizerische Widerstand hatte aber noch einen andern triftigen 
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Grund. Der Wiener Kongreß hatte aus weltpolitischen Gründen die Neu- 
tralität der Schweiz festgesetzt und damit die wichtigen Alpenpässe den 


Aspirationen irgend einer Großmacht entzogen. Aber das schweizerische 


Territorium umfaßt den wichtigen kleinen St. Bernhard nicht, und es ließ 
außerdem die Möglichkeit zu, daß ein Gegner, der sich am Südende des Genfer 
Sees sammelte, durch den schmalen Gebietsstreifen des Kantons Wallis vor- 
stoßen und die beiden Pässe Simplon und Großer St. Bernhard forcieren 
konnte. Beides hatte Napoleon durch seine bekannten Alpenübergänge eben 
bewiesen. Um eine Wiederholung zu verhüten, schloß der Wiener Vertrag 
nicht nur das ganze Gebiet von Hochsavoyen in die schweizerische Neutralität 
ein, sondern gestand der Schweiz das ausdrückliche Besetzungsrecht für den 
Kriegsfall zu. Diese Neutralisierung Hochsavoyens kam nicht nur der Schweiz, 
sondern vor allem Sardinien zugute, lag aber auch im allgemein europäischen 
Interesse, indem sie den Riegel, der sich zwischen Österreich, seinen italieni- 
schen Besitz und Frankreich legte, nicht unwesentlich verstärkte. Die Schweiz 
gab dieser Verstärkung noch militärisch Ausdruck durch die Festungsanlage 
von St. Maurice, welche die Ausgänge des Großen St. Bernhard ebenso sperrt, 
wie die Gotthardanlagen bestimmt sind, eine Diversion aus dem Simplongebiet 
unmöglich zu machen. Diese neutralisierte Zone umfaßt nicht nur das durch 
die sardische und große Zone umschlossene wırtschaftliche Gebiet, sondern 
noch das Gebiet von Annecy und zieht sich in großem Bogen von den 
Kämmen des Mont-Blance nach der Stadt Ugine zum Lac de Bourget und 
von da an die Rhone. Nach der Abtretung dieses Gebietes an Frankreich 
übernahm der französische Staat dieses schweizerische Servitut. Aber die Be- 
unruhigung war so groß, daß man ernsthaft an eine Besetzung Savoyens 
dachte. Doch hatte die neue politische Lage die Bedeutung dieses Gebietes für 
Sardinien, das nun nicht mehr bestand, sondern in Italien aufgegangen war, 
dahin fallen lassen, und nur die Schweiz schien noch ein Interesse am alten 
Zustand zu haben. Während aber Frankreich diesen Zustand als drückend 
empfand, war die große Frage, ob die Ausübung des Besetzungsrechtes im 
schweizerischen Interesse lag. Die juristischen Bestimmungen waren jeden- 
falls nicht ganz klar; daß aus der Ausübung eines formalen Rechtes ein Kon- 
flikt mit einer stärkeren Macht werden mußte, war sehr deutlich. Die Schweiz 
erklärte daher wohl zu Ausbruch des Weltkrieges, daß sie ihr Recht zur 
Besetzung Hochsavoyens aufrecht erhalte, dachte aber nie im Ernste daran 
es auszuüben, konnte es auch gar nicht; sie sah vielmehr schweigend zu, wie 
französische Truppen, die Italien zu Hilfe eilten, über die Mont-Cenis-Linie 
durch das neutralisierte Gebiet transportiert wurden, und erst, als franzö- 
sische Regimenter allzunahe der Grenze kamen, protestierte sie, übrigens mit 


Erfolg. 


b 
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Dieses merkwürdig verwirrte System, das der Schweiz aiitälsche und 
wirtschaftliche Rechte auf ein Stück Boden gewährte, das politisch zu Frank- 
reich gehört, konnte natürlich auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden. 
‚Als daher die französische Regierung 1919 vorschlug, im Art. 435 des Ver- 
- sailler Vertrags sowohl die Neutralisierung Hochsavoyens, als auch die freien 
Zonen aufzuheben, war man sich überall bewußt, daß die Schweiz ihre alten 


Rechte nicht unverändert erhalten könne. Das Problem war nur, wie Genfs 
_ Interesse, das durch eine Vorschiebung der wirtschaftlichen Zollgrenze an die 
- politische auf das schwerste geschädigt werden mußte, gewahrt werden könnte. 


Der Art. 435 des Versailler Vertrags sah nun vor: 
Die Hohen Vertragschließenden Parteien anerkennen die durch die Ver- 
träge von 1815 und insbesondere die Akte vom 20. November 1815 zugunsten der 


Schweiz begründeten Garantien, welche Garantien internationale Abmachungen 


zum Zwecke der Aufrechterhaltung des Friedens bilden; sie stellen indessen fest, 
daß die Bestimmungen dieser Verträge und Abkommen, Erklärungen und 
andern ergänzenden Akte betreffend die neutralisierte Zone Savoyens, wie sie 
in Art. 92, Absatz ı, der Schlußakte des Wiener Kongresses und in Art. 3, 
Absatz 2, des Pariser Vertrages vom 20. November ı815 umschrieben wird, 
den heutigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen. Die Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien nehmen demzufolge von der zwischen der französischen 


und der schweizerischen Regierung getroffenen Vereinbarung Akt, wonach die 


jene Zone betreffenden Vertragsbestimmungen aufgehoben sind und aufge- 
hoben bleiben. 

Desgleichen anerkennen die Hohen Vertragschließenden Parteien, daß die 
Bestimmungen der Verträge von ı815 und der andern ergänzenden Akte be- 
treffend die freien Zonen Hochsavoyens und des Pays de Gex den heutigen 
Verhältnissen nicht mehr entsprechen und daß es Frankreich und der Schweiz 
überlassen wird, unter sich in beidseitigem Einverständnis die Verhältnisse 
dieser Gebiete in der ihnen gutscheinenden Weise zu ordnen. 

Gleich zu Anfang kam es über der Auslegung dieses Artikels zu Streitig- 
keiten. Während die französische Regierung, trotz des klaren Wortlautes, 
der eine Neuregelung in beiderseitigem Einverständnis vorschreibt, für sich 
das Recht ableitete, die Zollgrenze sofort nach der Unterzeichnung des Friedens- 
vertrags an die politische Grenze vorzuschieben, behielt sich die Schweiz aus- 
drücklich vor, das dies erst geschehen dürfe, wenn eine befriedigende Lösung 
gefunden sei. Und da beide Regierungen zäh an ihrem Standpunkte fest- 
hielten, kamen die beiden entscheidenden Noten mit den vollständig ver- 
schiedenen Interpretationen des Artikels 435 in den Versailler Vertrag als An- 
hang, damit neuerdings dokumentierend, in welch liederlicher Weise dieser 


ungeheuerliche Vertrag zusammengeschustert wurde. 
28° 
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Gegen das Ei der sofort aufgenommenen Verhandlungen erhob sich 


in der Schweiz ein Widerstand, der über alle Klassen hinausging. Nicht nur 


war man ergrimmt über die Aufgabe der Zonen, sondern man fühlte leb- 


haftes Unbehagen darüber, daß ganz offensichtlich die Frage der Versorgung 
Genfs gewissen schweizerischen Regionalinteressen geopfert worden war; vor 
allem aber befriedigte die Art der Unterhandlung nicht. Man warf dem 
schweizerischen Unterhändler für den Art. 435 des Friedensvertrags seine 
frankophile Gesinnung und eine unverständliche Geheimdiplomatie vor. Das 
Ergebnis war, daß gegen den Vertrag das Referendum ergriffen wurde; in 
der Volksabstimmung, die im Februar 1923 stattfand, wurde er mit einem 
überwältigenden Mehr abgelehnt. 

Nun geschah das Unglaubliche. Poincar& bestritt der schweizerischen Re- 
gierung das Recht, den Vertrag dem Referendum zu unterstellen; trotz der 
klaren Bestimmungen der schweizerischen Bundesverfassung schrieb er in 
seiner Note vom 21. März 1923: 

„Der schweizerische Staat kann sich demnach nicht in rechtsgültiger Weise 
auf ein Oppositionsreferendum stützen, um das Abkommen zu verwerfen, das 
er in regelrechter Weise in Verwirklichung der Vereinbarung von 1919 
(Art. 435! E.R.) und gemäß den Bestimmungen dieser Vereinbarung abge- 
schlossen hat.“ 

In logischer Ausführung dieser These und ohne sich um den schweizeri- 
schen Protest nur im geringsten zu kümmern, wurde daher sofort die Zoll- 
grenze nach vorn geschoben; heute ist die Lage so, daß hart an der Grenze 
französische Zollkasernen gebaut werden, welche die Schweiz einfach vor die 
vollendete Tatsache stellen. Wäre die Schweiz nicht ein kleiner Staat, so 
dürfte die Frage aufgeworfen werden, ob eine solche Behandlung nicht zum 
Kriege geführt hätte, wenn schon besonders in den Arbeiterklassen der ent- 
schiedene Friedenswille sich geltend machte. Alles, was die Schweiz erreichen 
konnte, und auch dies nur mit der Drohung, die Angelegenheit vor den 
Völkerbund zu tragen, war ein Abkommen, die Angelegenheit dem Haager 
Schiedsgericht zu unterbreiten. Es kam erst zustande, als die Regierung 
Herriot diejenige des Herrn Poincar& ersetzt hatte. 

Dieses Abkommen über die zollfreien Zonen ist von der Schweiz seit zwei 
Jahren ratifiziert worden. Die französische Ratifikation liegt heute noch nicht 
vor. Die Widerstände im Senat werden nicht nur durch die Anhänger 
Poincares genährt, sondern noch durch Senatoren aus Hochsavoyen verstärkt, die 
auf die zollfreie schweizerische Einfuhr in die Zonen mit scheelen Augen 
sehen, weil sie daraus eine Schädigung ihrer eigenen industriellen und finanziellen 
Interessen ableiten. Den formellen Grund dafür liefert die Tatsache, daß die 
Schweiz das weitere Abkommen über die Aufhebung der Neutralität Hoch- 
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' savoyens noch nicht ratifiziert hat. Damit hat es aber seine guten Gründe. 


Es ist eigentlich jedermann einverstanden, daß es angenommen werden müßte. 
Liegt seine endgültige Ratifizierung durch das Parlament aber vor, dann muß 
es, da es ein Statsvertrag von mehr als ı5 Jahren Dauer ist, dem Referendum 
unterstellt werden. Unter ordentlichen Verhältnissen denkt kein Mensch 
daran, gegen den Vertrag das Referendum zu ergreifen, und geschähe es doch, 
so, kämen die erforderlichen 30 000 Stimmen sicherlich nicht zusammen. Ge- 
schieht die parlamentarische Erledigung aber jetzt, dann ist zu erwarten, daß 
als Protest gegen die Behandlung der Schweiz seitens Frankreichs eine Volks- 
bewegung entsteht, die auch diesen Vertrag zerreißt — und was dann die 
Folgen sein werden, ist leicht auszudenken. 

Das Bewußtsein der Verantwortung um den europäischen Frieden hat da- 


‚her das schweizerische Parlament veranlaßt, vor der letzten Station der 


' formellen Ratifikation Halt zu machen. Beide Räte haben zugestimmt, nur 


die Schlußabstimmung hat nicht stattgefunden. Der französische Senat ver- 
langt aber, daß die endgültige Zustimmung des Volkes vorliege, bevor er 
seinerseits die Unterschrift unter den Schiedsgerichtsvertrag über die Zonen- 
frage setze — und eben dieses Begehren kann nicht erfüllt werden, wenn 
man nicht unabsehbare Gefahren laufen will. 

So ist aus dem geopolitischen Unsinn, der die Stadt Genf aus dem Ver- 
band ihres wirtschaftlichen Hinterlandes reißt, ein Konflikt entstanden, dessen 
Natur der Außenstehende schwer zu überblicken vermag, der aber eine böse 
Verstimmung zwischen zwei Völkern heraufbeschwören kann, die in jeder 
Beziehung aufeinander angewiesen sind. 


EUGEN voN FRAUENHOLZ: 
ARABER UND BERBER IM RIF 


Wenige Tagereisen von uns entfernt, an seinen Grenzen mit Bahn und 
Schiff nicht schwer zu erreichen, liegt an der Nordküste Marokkos ein Ge- 
biet, dessen innere Abgeschlossenheit heute noch dem Europäer Rätsel zu 
lösen gibt. Die kriegerischen Ereignisse der letzten Jahre lenkten die Auf- 
merksamkeit Europas erhöht dorthin, und die militärischen Expeditionen haben 
eine stärkere Berührung mit den Eingeborenen des Rif, den Berbern, vermittelt. 

Neben den Berbern aber bewohnen Araber Teile des Rif, und der Unter- 
schied, der zwischen der Lebensführung der Araber und Berber besteht, drängt 
auch dem Laien den Wunsch auf, zu ergründen, wieweit diese durch die 
Natur des Landes und der beiden Völker bedingt ist. 

Der Araber kam als Eroberer ins Land. Aus breiten, wüsten Ebenen brach 
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sich der Strom des fanatisierten Reitervolkes Bahn und schlug, die Felsen e 
des Rif umbrandend, vernichtend nach dem europäischen Spanien hinüber. 
Nach jahrhundertelanger Herrschaft wurden die Araber wieder zurückgedrängt 
und konnten erst auf dem afrikanischen Kontinent wieder Fuß fassen. Im 
südlichen, ebeneren Marokko fiel das nicht schwer. Im nördlichen Teil je- 
doch, im gebirgigen Rif, verbanden sich Natur und Bewohner feindlich gegen 

den Eindringling, der sich hier zwar religiös, nicht aber politisch und kulturell 

durchzusetzen vermochte. Die Freiheit der Bewegung fehlte im Rif. Hohe 

und schwer zugängliche Berge engten die schmalen Ebenen ein. Die Be- 
wohner wehrten sich gegen jede Beeinflussung, die ihnen unbequem war. Das 

eindringende Volk der Araber verschmolz weder mit der Bevölkerung noch 

mit der Natur des Rif. 

Das ist bis heute so geblieben. Nur an wenigen Orten, ın der Hafenstadt Tanger, 
in dem in der Nähe des Meeres gelegenen Tetuan, und merkwürdigerweise 
in einer Binnenstadt, in dem Wallfahrtsorte Xauen sehen wir arabische Nieder- 
lassungen. Und diese tragen schon äußerlich den Charakter der Feindselig- 
keit gegen das Land. Sie sind gegründet, um zu erobern und zu herrschen, 
und sie sind schließlich als Zufluchtsorte erhalten worden, da die gewollte 
Beherrschung des Landes mißlang. Nicht mehr als Zwingburgen, wie sie 
ihrer ganzen Anlage nach gedacht waren, sondern als Verteidigungswerke an 
besonders wichtigen Handelspunkten sind sie bestehen geblieben, nur Xauen 
dankt seine Erhaltung wohl religiösen Motiven. Eine mächtige Alcazaba, 
womöglich, wie in Tetuan, auf überragender Höhe, bildet den Mittelpunkt 
der Niederlassung. An sie schmiegt sich die arabische Stadt so eng gedrängt, 
als ob sie sich fürchten würde, mehr als den nötigsten Platz des feindseligen 
Landes einzunehmen. Starke Mauern, von mächtigen Türmen überragt, um- 
schließen die Stadt und verbinden sie mit der Burg. Auch im Inneren setzt 
sich der Eindruck der Wehrhaftigkeit fort. Die Häuser gleichen Festungen, 
von denen jede für sich verteidigt werden kann. Die engen Straßen er- 
schweren dem Angreifer die Entwicklung seiner Macht und setzen ihn den 
Waffen der Verteidiger aus, ohne daß er sich genügend zu wehren vermag. 
Besonders empfängt man diesen Eindruck in der noch gänzlich unberührten 
Stadt Xauen, die bis vor wenigen Jahren überhaupt noch dem Europäer un- 
zugänglich war, und die erst der Krieg, und der nur vorübergehend, in die 
Hand der Spanier gebracht hat. Inmitten von hohen Bergen, gleichsam 
ständig belagert, hat sich dıese merkwürdige Stadt aufgetürmt, deren Kern 
eine gewaltige Befestigungsanlage bildet, die sich neben der Hauptmoschee 
erhebt. Wie die übrigen Städte, umschließt auch Xauen die klobige Stadt- 
mauer. Die Häuser weisen bis zur Höhe des zweiten Stockwerkes fast nie- 
mals Fenster, sondern nur Schießscharten auf. Die festen, eisenbeschlagenen 


' 
vr. FRAUENHOLZ: ARABER UND BERBER IM RIF 439 


Türen der Häuser sind so eng und so niedrig, daß sie nur einem Mann den 
Einlaß gewähren; und dieser muß das Haus gebückt betreten, damit er 
leichter erschlagen werden kann, wenn er ein Feind ist. 

Innerhalb dieser Städte spielt sich das rege und buntbewegte Leben ab, 
das der Araber liebt. In engen Quartieren wird fleißig gearbeitet. Webereien, 
Lederwaren, Waffen, Kleidung und Schmuck entstehen hier noch in der 
individuellen Prägung des künstlerischen Handwerkes, das wohl durch eine 
lange Tradition geführt, nicht aber durch starre Gesetze gebunden ist. Auf 
den breiteren Straßen und Plätzen des Marktviertels herrscht das Getriebe 
des angeregten, doch niemals hastenden Handels- und Tauschverkehrs. 

Der arabische Krieger hat sich in den städtischen Niederlassungen zum 
Händler gewandelt. Vielleicht hat die Weite der Wüste, aus der er kam, 
ihm den Sinn gegeben, der ihn die Weite des Meeres und die Möglichkeiten 
' erkennen läßt, die dem Verkehr der Menschen aus dieser trennenden und 
doch vereinigenden Fläche erwächst. Was dem berberischen Rifeio abgeht, 
der nur den engen Horizont der eigenen Heimat kennt, das besitzt der Araber 
in hohem Maße: das Interesse an anderen Völkern und Ländern ist rege, 
und die Kenntnisse auf geographischem Gebiet sind auch bei einfachen Leuten 
häufig verblüffend. Diese Kenntnis aber verbindet sich nicht mit Bewunderung 
und Nachahmung fremden, etwa europäischen Wesens. Mitleidig und ver- 
achtend sieht der Araber auf das hastige Getriebe des abendländischen Men- 
schen, der ihm würdelos seinem Tode zuzueilen scheint, der letzten Endes 
doch nicht aufzuhalten ist. Auch die technischen Errungenschaften des letzten 
Jahrhunderts, denen wir einen ungebührlich großen Platz in unserem Leben 
und Denken einräumen, nimmt er als Dinge hin, die wohl ab und zu prak- 
tische Annehmlichkeiten haben, aber doch den Menschen nicht beherrschen 
dürfen. Es fällt keinem Araber, der den Fahrpreis erschwingen kann, ein, 
die staubige Straße von Tetuan nach Tanger zwei Tage lang zu Fuß zu 
wandern, wenn ihn das Postauto in zwei Stunden dorthin bringen kann. Die 
Eisenbahn von Tetuan nach Ceuta wird von Europäern und Eingeborenen 
benutzt. Auch das elektrische Licht hat in der Araberstadt Eintritt gefunden 
und ist vielleicht die europäische Errungenschaft, die am höchsten geschätzt 
wird. Allein kein Araber hält ein stinkendes und fauchendes Auto für 
eine Erfindung, die man anders als vom praktischen Standpunkt aus be- 
trachten kann. Der arabische Begriff des Schönen und Festlichen verbindet 
sich nicht mit den Erzeugnissen europäischer Zivilisation. Wenn der Kalıt 
in Tetuan am Freitag mit den Wesieren und dem Hefstaat sich in festlichem 
Zuge zur Moschee begibt, so sitzt er selbst als einziger zu Pferde, trotzdem 
der Weg vom Palast zur Moschee nur wenige Schritte beträgt; und vor ihm 
wird ein reichgeschirrtes Ehrenpferd von edelster Rasse geführt. Hier, beim 
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eerlichen Aufzug, ist jeder europäische Anklang vermieden, und der Zug, | 


der sich vor tausend Jahren wohl nicht anders präsentiert hat, trägt den 


Charakter einer symbolischen Ablehnung alles Fremden. Deutlich tritt auch 


gerade bei diesem Kirchengang die schärfste Trennung in die Erscheinung, 
die zwischen Europäer und Araber besteht, die religiöse. Im Gegensatz zu 
den freieren Sitten in Algier, wo dem Fremden ab und zu der Eintritt ge- 
währt wird, sperrt in Tetuan eine Inschrift in arabischer und spanischer 
Sprache den Eingang zur Moschee für Nichtmohamedaner; und wenn der 
schwere Ledervorhang hinter dem Kalifen fällt, ist er dem fremden Einfluß 
entrückt, und gehört ganz seinem Volke und seinem Glauben. 

Sonst aber gewährt die arabische Höflichkeit und Gastlichkeit auch dem 
europäischen Gast in zuvorkommender Weise Einblick in das Leben und 
Treiben der arabischen Stadt. Auf Schritt und Tritt stößt der Fremde auf 
die Spuren einer alten und feinsinnigen Kultur. Schon das Äußere des arabi- 
schen Menschen verleugnet die Abstammung aus einem Volke nicht, das auf 
eine eigene, starke Entwicklung zurückblickt. Durchgeistigte Gesichter, hohe, 
schlanke Figuren, feingegliederte Hände sind auffallend oft zu finden und 
sprechen von alter, durch Generationen gepflegter Tradition. Die Formen, 
in der sich der Verkehr mit anderen Menschen abspielt, zeigen in ihrer würde- 
vollen Selbstverständlichkeit, daß sie nicht anerzogen, sondern durch lange 
Gewohnheit zum Gesetz geworden sind, gegen das niemand verstößt, weil 
ihm jede Verletzung als etwas ihn selbst Entwürdigendes erscheinen würde. 

Die Kenntnis der Schrift ist trotz ihrer Schwierigkeit weit verbreitet. Wie- 
weit die Überlieferung der alten Gelehrsamkeit reicht, entzieht sich meiner 
Kenntnis. 

Auffallend, und auch als Zeichen hoher Kultur zu werten, ist die Ver- 
wendung des Gewinnes, den der Handel gebracht hat. Die Freude am schönen 
Besitz, nicht am Gelde schlechthin, ist allgemein. Besonderen Wert legt der 
Araber auf die Ausstattung seines Hauses. Von außen unscheinbar, meist nur 
durch ein schönes Tor ausgezeichnet, bietet das arabische Haus im Innern 
einen überraschenden Anblick. Mit Geschmack und Liebe sind die Räume 
gestaltet. Ein kühler, schattiger Hof, in dem heißen Klima besonders ge- 
schätzt, empfängt den Eintretenden. Häufig sind diese Höfe durch laufendes 
Wasser belebt und mit Blumen geziert. Die Wände erhalten ihren eigentüm- 
lichen Schmuck durch eine Vertäfelung mit bunten glasierten Ziegeln, die über 
Mannshöhe hinaufreicht; bildliche Darstellungen fehlen, reiche Ornamentik 
bietet hierfür Ersatz. Um diesen Hof, den eine Säulengalerie umsäumt, ist 
das maurische Haus angelegt. Was ihm an Verbindung mit der Außenwelt 
fehlt, sucht das arabische Heim in der Beziehung aller seiner Teile zu dem 
schattenspendenden Mittelraum. Jedes Stockwerk — zwei oder auch drei sind 
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_ üblich — hat seine Säulengalerie, von der sich der Blick in den Hof wendet; 
E auf diese Galerien münden die Zimmer ohne Türen. Die Prachtliebe des Be- 
4 sitzers spricht sich in der Ausschmückung auch dieser Räume aus; vor allem 
sind schöne, farbenfreudige Teppiche und Wandbehänge beliebt. Mit Stolz 
- zeigt der Besitzer, daß er das erworbene Geld zur feineren Ausgestaltung des 
Lebens zu verwenden versteht. 
= Die Abgeschlossenheit der Frauen wird bei den Arabern streng durchgeführt. 
- Schon die kleinen Mädchen zeigen sich auf der Straße nur verschleiert und 
- auch die alte Frau gibt ihr Gesicht den Blicken der Fremden nicht preis. Die 
Vielweiberei soll aus praktischen Erwägungen heraus nicht mehr häufig sein. 
Der Araber begnügt sich nun vielfach mit einer Frau; dagegen soll die Schei- 
dung und die Rückgabe der Geschiedenen an ihre Familie heute im Gegensatz 
‘zu früher eine große Rolle spielen. 
Dem arabiscben Leben, das sich in räumlicher Begrenzung in den Städten 
abspielt, steht das Leben des berberischen Ureinwohners gegenüber, der in 
besonderem Maße mit seinem Lande verwachsen ist. Nicht nur sein Haus, 


+ 


seine Familie ist sein eigen, ihm gehört das ganze Rif und dementsprechend 
geht seine ganze Lebenshaltung ins Breite. 

Man spricht die Berber — Kabylen — als Ureinwohner des Landes an. 
Jedenfalls finden sie sich hier seit historischem Gedenken. Weder die phö- 
nikische und römische Kolonisationsarbeit, von der sich noch viele und be- 
merkenswerte Spuren im Lande finden, noch die vandalische oder arabische 
Überflutung des Landes haben das Volk der Rifeios vernichten oder aus seinen 
Wohnsitzen und Gewohnheiten vertreiben können. Die Stämme des Rif haben 
den fremden Einfluß abgelehnt, von welcher Seite er auf sie einzudringen 
versucht hat. Auch die Theorie, die in den manchmal blonden und hell- 
äugigen Berbern eine Mischung der Ureinwohner mit den Überresten der 
Vandalen erblicken will, entbehrt nicht nur der Begründung, sondern ist mit 
Rücksicht auf die Ablehnung alles Fremden durch die Rifbevölkerung im 
höchsten Grade unwahrscheinlich. 

Der Gegensatz zwischen den Arabern und Berbern im Rif wird auch dem 
ungeübteren Auge bald erkennbar. Der kräftige, untersetzte Rifeäio unter- 
scheidet sich schon äußerlich von dem feingliederigeren, schlanken Araber. 
Er ist der geborene Gebirgsbewohner. Die jahrhundertelange Gewöhnung an 
kriegerisches und räuberisches Leben hat den Rifleuten den Stempel besonderer 
Kraft aufgedrückt. In die ruhigen und maßvollen Bewegungen, die Berber 
wie Araber auszeichnen, kommt im Kampfe energievolles Leben. 

Der äußerlichen Verschiedenheit steht eine starke Unterschiedlichkeit in der 
Lebensführung zur Seite. Während der Araber das ihm feindliche Land aus 
seinem Leben möglichst verbannt, sein Haus von der äußeren Umgebung ab- 
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schließt, sieht der Rifeto das ganze Land als sein Heim an. Sein Haus ist 
keine Schutzwehr gegen das Eindringen der rauhen Natur des Landes, seine 


Heimstätte ist ein Stück der Natur selbst. Kaum heben sich die Rifdörfer, 
wenn man den Siedlungen diesen Namen geben will, von ihrer natürlichen 
Umgebung ab. Dichte graugrüne Kakteenhecken leiten von der dürftigen E 


Bodenbewachsung der Felsen zu den kleinen flachen Häusern über, die aus 
Feldsteinen erbaut sind und nur ein ebenerdiges Stockwerk haben. Die Häuser- 
gruppen sind auf den ersten Blick käum erkennbar. Bei näherer Besichtigung 
machen sie den Eindruck starker Wehrhaftigkeit. Die dichten Kakteenhecken 
können nur auf den Pfaden durchschritten werden, die mit Absicht freigehalten 
werden und leicht verrammelt werden können; bei- jedem Versuch, diese 
Hecken außerhalb der Wege zu durchdringen, reißen die langen und harten 
Stacheln bösartige, schlecht heilende Wunden. Im Inneren der Ansiedlung 
ist jedes Haus wieder von den anderen durch Mauern und Kakteenhecken ge- 
schieden, so daß jede Heimstätte für sich einer Festung gleicht, die im Not- 
falle auch gegen den Nachbarn verteidigt werden kann. Die Häuser selbst 
haben nur etwas über mannshohe schmucklose Räume mit niederen viereckigen 
Türen und kleinen Fenstern nach dem Hofraum, um den sich die verschiedenen 
Baulichkeiten gruppieren. So liebevoll ausgestattet das arabische Haus im 
Inneren erscheint, so wenig prunkend zeigt sich das Heim des Kabylen. Türen 
und Fenster entbehren jeder architektonischen Verzierung. Der graziöse 
maurische Hufeisenbogen findet ebensowenig Verwendung als die bunten Glas- 
ziegel mit Ornamenten. Säulen fehlen. Die viereckigen Zimmer sind einfach 
weiß getüncht, die wenigen Teppiche und Kissen sind lediglich Gebrauchs-, 
keine Schmuckgegenstände. Die geringe fahrende Habe, Festtagskleider und 
Ahnliches hängen in Körbe verpackt an den Wänden. In allem drückt sich 
aus, daß der kriegerische Räuber jederzeit bereit ist, mit seinen Weibern und 
dem wenigen Vieh sein Haus zu verlassen. 

Der Rifiote läßt nicht von der Gewohnheit, das Heim als verteidigungs- 
fähigen Schlupfwinkel zu betrachten und auf Bequemlichkeit und Aus- 
schmückung zu verzichten. Vor vierzehn Jahren lag neben einem spanischen 
Militärlager das kleine Rifdorf Nador. Heute hat sich aus der Militärstation 
eine ganz ansehnliche Niederlassung mit steinernen Häusern, Kirche, Magazinen 
und Eisenbahnstation entwickelt. Das Rifdorf aber liegt neben der kleinen 
Stadt in der gleichen Unberührtheit wie damals; nicht einmal das vom Araber 
begehrte elektrische Licht hat Eingang in das Kabylendorf gefunden. Trotz 
der völligen Sicherheit des Landstriches ist das Dorf nach wie vor von dem 
wehrhaften Kakteengürtel umgeben. Die gleichen Typen in gleicher Tracht 
sieht man ım Dorf, und auf der Landstraße vor dem Dorfe spielen die Kinder in 
gleicher Ungezwungenheit und anmutiger Verachtung der Fremden wie früher. 
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2 Die arabische > Gesällichelt fehlt dem Berber. Sein Räuberdasein läßt ıhn 
2 im Nebenmenschen, sogar im Rifioten, der nicht dem gleichen Stamme ange- 
3 hört, Feind und Ausbeutungsobjekt erblicken, Die zerrissene Natur des Landes 
fördert die Gemeinschaft mit anderen Menschen nicht, sie unterstützt ihren 
e. dagegen in der Ausübung seines räuberischen Berufes. Man ist oft ver- 
wundert, aus nächster Nähe unvermutet die Gestalt eines Rifeios auftauchen 
zu sehen, und die vortreffliche Geländebenützung, die eine besondere Eigen- 


im 


' schaft des Kabylen ist, macht ihn in erster Linie als Gegner so furchtbar. 

Die Leute Abd el Krims, wie seiner Vorgänger nehmen den Kampf nur an, 
wenn ihnen das Gelände vortreffliche Kampfbedingungen bietet, und das ist 
meist der Fall. Liegen die Verhältnisse ungünstig, so verlegt der Rifeüo lieber 
den Widerstand auf eine geeignetere Zeit und auf einen mehr entsprechenden 

Ort. Er kann das ohne Bedenken, denn er weiß, daß ihn die Natur des 
Landes nicht im Stiche läßt und daß sich eine Stellung hinter der anderen 

bietet. Hier im Kampfe tritt besonders die Verwachsung der Bevölkerung 
mit ihrem Heimatboden in die Erscheinung. Niemals erreicht der Europäer 
auch mit den bestausgebildeten Truppen die Gewandtheit in der Ausnutzung 
des gebirgigen Rifgeländes mit all seinen Sonderheiten, die dem Rifeio durch 
eine Jahrhunderte alte Tradition in Fleisch und Blut übergegangen ist. 

Der engere Zusammenschluß der in der weiten Ebene aufgewachsenen Araber 
hat ein stärkeres Staatsleben mit großen politischen Gesichtspunkten erzeugt, 
das sich auch in Marokko mit Ausnahme des Rif ausgebreitet hat. Dieser 
merkwürdige Landstrich hat bei seinen Bewohnern politische Zerrissenheit und 
Eigenbrödelei großgezogen, die die Versuche der Bildung eines gemeinsamen 
Staates, wie ihn Abd el Krim und viele vor ihm angestrebt haben, zunichte 
machten; aber das Rif gibt seinen Söhnen dafür auch die Kraft, sich fremdem 
Einfluß zu verschließen; es unterstützt sie in ihrem Kampf um ein kriegerisches 
Räuberleben, dem bisher kein an sich überlegener Feind ein Ende bereiten 


konnte. 


PAUL OSTWALD: 
JAPAN UND DER AMERIKANISCHE FLOTTENABRÜSTUNGS- 
VORSCHLAG 


Der realpolitische Sınn des japanischen Volkes hatte es von vornherein klar 
erfaßt, daß die geographische Lage des Mikadoreiches dessen Außenpolitik 
vor zwei Aufgaben stellte, von deren Lösung seine Zukunft und Machtstellung 
abhängen würde. Als ein Inselreich. das ähnlich wie England dem europäi- 
schen Kontinent Asien gegenübergelagert ist, und das am Rande des Stillen 
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Ozeans gelegen ist, mußte sich die japanische Außenpolitik aus klar erkannten 
geopolitischen Notwendigkeiten nach beiden Seiten hin einstellen, und mußten 


sich für sie die großen Ziele ergeben, sowohl auf dem asiatischen Kontinent | 


wie im Stillen Ozean zum arbiter genttum zu machen. Immer hat denn 


auch die japanische Außenpolitik sich von diesen beiden großen Zielen be- 


stimmen lassen, indem sie je nach der Gunst der Umstände bald das eine 
bald das andere mehr in den Vordergrund schob. 

Diese grundsätzliche Einstellung der japanischen Außenpolitik muß fest- 
gehalten werden, wenn wir richtig ihr gegenwärtiges Verhalten zu der Flotten- 
abrüstungsfrage verstehen wollen, denn es scheint zunächst, als ob wir es bei 
ihr mit einem völligen Bruch mit der überlieferten außenpolitischen Tradition 
zu tun haben. Japan hat tatsächlich der amerikanischen Note über eine 
weitere über die Washingtoner Abmachungen hinausgehende Regelung der 
Flottenabrüstung im großen und ganzen freudig zugestimmt. Den Weg eines 
vertraglich geregelten Flottenbaus, den es in Washington nur erst zögernd 
beschritt, will es heute konsequent weiter gehen. Die Möglichkeiten, die es 
sich damals mit Frankreich zusammen sicherte, die ihm auferlegten Ein- 
schränkungen bezüglich der Großkampfschiffe durch einen vermehrten Kreuzer- 
bau wettzumachen, ist es heute bereit, bis zu einem gewissen Grade zu cpfern. 
Wir suchen nach einer Erklärung für diesen Wandel in der japanischen 
Politik, und finden sie natürlich leicht in der Erkenntnis, daß Japan ein- 
sehen gelernt hat, daß ein Wettrüsten mit dem Angelsachsentum in jeder 
Form für das Mikadoreich auf die Dauer untragbar ist. Japan hat in der 
Tat durch besondere Anstrengungen auf dem Gebiete des Kreuzerbaus es da- 
hin gebracht, daß es im Jahre ı929 über 21 modernste Kreuzer verfügen 
wird, während England zur gleichen Zeit nur 7, Amerika ı8 dieser Art auf- 
zuweisen haben. Aber man weiß in Tokio auch, daß trotzdem die japanische 
Flotte es weder mit der englischen noch mit der amerikanischen wird auf- 
nehmen können, man weiß in Tokio, daß die beiden angelsächsischen Staaten, 
wenn sie nur wollen, auch den Vorsprung, den Japan im Kreuzerbau während 
der letzten Jahre gewonnen hat, leicht einholen können. Treiben die Dinge 
aber einem weiteren Wettrüsten mit dem Angelsachsentum entgegen, dann 
muß Japan unterliegen, denn schon jetzt bedeuten die Anforderungen für 
Heer und Marine eine schwere Belastung des Etats. Die wirtschaftliche 
Sıtuation des Landes hat sich zwar in der letzten Zeit etwas gebessert, doch 
sind die Aussichten keineswegs derartig, daß sie glänzend genannt werden 
können. Immer noch bedürfen viele Industrien und Schiffahrıslinien staat- 
licher Subventionen, um sich überhaupt am Leben zu erhalten, und Japan 
wird auf Jahre hinaus gerade hierfür noch viel Geld bereit halten müssen. 
Will Japan also sich aus diesem Dilemma retten, dann kann das nur ge- 
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schehen, indem es auch die angelsächsischen Gesner dazu zwingt, gewisse 
Einschränkungen auf dem Gebiete des gesamten Flottenbaus vorzunehmen, es 
kann nur dann sich von ihm immer schwerer werdenden Ausgaben retten, 
die dazu doch nicht seine Sicherheit verbürgen, wenn es die ihm so not- 
wendigen Einschränkungen in einem gewissen Verhältnis auch den angel- 
sächsischen Mächten auferlegen kann. Vor allem hat sich von solchem Ge- 


' sichtspunkte der Außenminister der erst vor kurzem gestürzten Regierung, 


Shidehara, leiten lassen, der schon Kato nach Washington begleitet hatte. 


- Während seiner fast dreijährigen Amtszeit hat er denn auch diesen seinen 


Standpunkt in der Abrüstungsfrage oft genug gegen die japanische Admiralität 
verfochten, ja er ließ sogar im vorigen Jahre von sich aus Anregungen zu 
einer neuen Flottenabrüstungskonferenz nach Amerika gelangen, nur daß 
Coolidge damals den Zeitpunkt noch nicht für gegeben hielt. Auch die neue 


jetzt ans Ruder gekommene Regierung des Generals Tanaka wird von dieser 


durch Kato in Washington eingeleiteten und von Shidehara dann fortgeführten 
Linie in der japanischen Flottenpolitik nicht abweichen können, weil eben die 
Möglichkeiten dazu fehlen. 

Ist das aber nun alles als ein Verzicht Japans auf den Stillen Ozean zu 
werten, als ein Bruch mit der traditionellen politischen Überlieferung? Wohl 
kaum. Dafür ist im japanischen Volk der natürliche Drang zum Meer viel 
zu stark, als daß ıhm durch derartige Konferenzbeschlüsse und Vertragsab- 
kommen wirklich Fesseln für immer angelegt werden könnten. Dagegen spricht 
auch nicht die Tatsache, daß die japanischen Volksmassen es mit völliger 
Ruhe hinnehmen, wenn die Regierung konsequent ihren in Washington be- 
gonnenen maritimen Canossaweg weiter verfolgt. Hier zeigt sich nur die dem 
japanischen Volke eigenartige politische Disziplin, wie sie immer wieder nach 
außen hin in Erscheinung tritt, hier zeigt sich die realpolitische Einstellung 
des japanischen Volkes, das politischen Träumen und Idealen nicht in Mo- 
menten nachgeht, wo diese sich als praktisch unausführbar erweisen. Es ist 
ein Zurückweichen vor den bitteren Notwendigkeiten des Augenblickes, aber 
kein Begraben der stolzen Hoffnungen, die man hegte, und deren Erfüllung 
man trotz allem von der Zukunft, wenn auch einer späteren, erwartet. Un- 
verrückbar wird auch weiterhin deshalb das große maritime Ziel dem japani- 
schen Volk vor Augen schweben, und es wird mit seinem alten Anspruch auf 
die ihm gebührende Vormachtstellung im Stillen Ozean von neuem hervor- 
treten, wenn der Zeitpunkt dafür ihm günstiger erscheint, als er es heute ist. 
Dazu kommt, daß Regierung und Volk darin übereinstimmen, daß das mari- 
time Problem zu Japans Gunsten nur zu lösen sein wird, wenn auf dem ost- 
asiatischen Festlande die kontinentale Grundlage dafür geschaffen worden ist. 
Es geht in China ja nicht nur um die Selbständigkeit und Befreiung des 
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Reiches der Mitte, sondern vom japanischen Standpunkt aus geht es dort auch 
um die Zukunft des Mikadoreiches. Gelingt es der Tokioer Politik nicht. das 


neue China mit sich und Rußland zu einem asiatischen Block .enger zu ver- \ 
binden, dann wird ihm die Rückendeckung fehlen, die es dem Angelsachsen- 


tum gegenüber braucht. Gelingt es weiter der Tokioer Politik nicht, das 
neue China auch wirtschaftlich enger mit sich zu verbinden, so daß es teil 


haben kann, an dessen großen Bodenschätzen und Rohstoffen, dann sieht es 
mit der wirtschaftlichen Zukunft Japans trübe aus. Die Gefahren aber in 


dieser Richtung sind für Japan nicht gering, denn das Streben Englands, nach 


wie vor in China seine alte Vormachtstellung; wenn auch in anderer Form, 


aufrecht zu erhalten, ist unverkennbar, und noch ist das letzte Wort darüber 


nicht gesprochen, ob es ihm nicht doch gelingt. Die Umstellung der eng- 
lischen Politik China gegenüber mag spät erfolgt sein, ob sie zu spät erfolgt 
ist, muß gerade bei einem in politischen Dingen so erfahrenen Lande, wie es 
England ist, abgewartet werden. Jedenfalls zeigen sowohl das bekannte eng- 
lische Chinamemorandum an die Großmächte, das sich aber auch indirekt an 
das chinesische Volk richtete, zeigen die Verhandlungen Londons mit der 
Kantoner Regierung, mit welcher Geschicklichkeit und Gerissenheit England 
auch in diesen schwierigen Verhältnissen zu operieren weiß. Mag vieles heute 
nach einem englischen Rückzug in China aussehen, nach Prestigeverlust und 
Demütigung, es steckt dahinter doch eine weitschauende Politik, die um nichts 
anderes kämpft als um die Sicherung der führenden Stellung Englands in 
China auch unter anders gewordenen Verhältnissen. Viel zu wenig wird 
gerade das bei uns in Deutschland erkannt, wie das in der deutschen Presse 
nur allzu deutlich zum Ausdruck kommt, aber weit mehr hat man dafür in 
Japan das richtige Gefühl und die richtige Auffassung. Denn zweifellos be- 
stehen hier zwischen der durch das englische Chinamemorandum eingeleiteten 
neuorientierten englischen Politik in China und der Anknüpfung von diplo- 
matischen Beziehungen der Tokioer Regierung mit der Kantoner engste Ver- 
bindungen. Gerade weil man in Tokio befürchtet, daß auch das neue China 
irgendwie von neuem unter englischen und angelsächsischen Einfluß gerät, 
will man beizeiten dem entgegenarbeiten, um eben nicht zu spät zu kommen. 
Nicht auf dem Ozean, wohl aber auf dem ostasiatischen Festlande gilt es für 
Japan heute dem Angelsachsentum gegenüber auf dem Posten zu sein, und es 
wird das eben umso besser können, wenn es sich durch einen vorläufigen 
Verzicht nach der maritimen Seite Bewegungsfreiheit verschafft. Der Moment 
für eine Entscheidung des kontinentalen Problems, wenn auch nicht in dem 
Sinne, wie es Japan noch im Weltkriege meinte und hoffte, ist gekommen, 
und es geht hier für Japan um zu viel, als daß es nicht dazu bereit wäre, 
nach einer anderen Seite hin sich Beschränkung aufzuerlegen, zumal die 
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sonstigen Umstände hier sowieso dazu zwingen. So gesehen, gewinnt also die 
japanische Bereitwilligkeit zur Flottenabrüstung ein anderes Aussehen, als es 
‚scheinbar hat, sie bleibt in der Linie der traditionellen Politik des Mikado- 
reiches, sie ist alles andere als ein Verzicht, sie will die Rückendeckung 
"schaffen für im Augenblick dringendere Aufgaben, deren Lösung wieder dazu 
_ dienen soll, eine breitere und günstigere Grundlage für den Kampf um das 
Meer zu schaffen, in dem man unter den gegenwärtigen Umständen zurück- 

' stehen und das Feld den angelsächsischen Gegnern überlassen muß. 
Die japanische Bereitwilligkeit zu weiteren vertraglichen Regelungen über 
den Flottenbau muß aber noch von einem anderen Gesichtspunkt betrachtet 
werden, der besonders vom deutschen Standpunkt aus Beachtung verdient. 
Denn wie erinnerlich waren es in Washington Frankreich und Japan, die 
sich gemeinsam amerikanischen Anregungen widersetzten, wie sie für die neue 
bevorstehende Flottenabrüstungskonferenz vorgesehen sind. Daß es in Washington 
nur zu einer Einigung über die Großkampfschiffe kam, lag in dem starken 
französisch-japanischen Protest gegen weitere Beschränkungen begründet. Wenn 
nun heute Japan eine andere Stellung dazu einnimmt, so bedeutet das nichts 
anderes als eine Absage an Frankreich. Damit ist aber auch das letzte Band 
der in Washington begründeten französisch-japanischen Intimität zerschnitten, 
‘ denn alle anderen sind bereits in die Brüche gegangen, und sie mußten in 
die Brüche gehen, weil sie unnatürlich waren. Ganz abgesehen davon, daß 
Frankreich weder über eine weltbeherrschende Flotte noch über Flottenstütz- 
punkte verfügte, wie sie England zur Verfügung stehen, und mit deren Hilfe 
es Japan wirklichen Schutz und Rückendeckung zu leisten imstande war, war 
ja auch für die einseitig auf Europa eingestellte französische und die vor 
allem nach Ostasien hin tangierende japanische Politik eine gemeinsame Basis 
kaum gegeben. Nicht einmal da, wo Berührungspunkte für Frankreich und 
Japan gegeben waren, in Indochina, fanden sich die beiden Mächte, da Frank- 
reich sich in keiner Weise dazu bereit zeigte, dort Japan wirtschaftlich ent- 
gegenzukommen. So blieb als einzige Grundlage für eine französisch-japani- 
sche Zusammenarbeit das gemeinsame Interesse an einer Verhinderung ameri- 
kanischer Flottenabrüstungsabsichten über die Washingtoner Festsetzungen 
hinaus. Frankreich kann heute hier nicht mehr auf Japans Unterstützung 
rechnen, es muß in ihm sogar den Gegner sehen, und die Enttäuschung, die 
man darüber in Paris empfindet, ist begreiflich genug. Mit Eifer versuchte 
man auf französischer Seite, von neuem Japan zu sich herüberzuziehen und 
durch falsche Auslegungen der japanischen Antwortnote neues Mißtrauen 
zwischen Japan und Amerika zu säen, aber wie vorauszusehen war, erreichte 
die Pariser Diplomatie mit derartigen Quertreibereien recht wenig. Japan 
zeigte von Anfang an festen Willen genug, um sich nur von seinen eignen 
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Interessen leiten zu lassen, und zwar umsomehr, als es die Erfahrungen bat 


machen müssen, daß eine Unterstützung Frankreichs ihm in keiner Weise 
politische Gegenwerte schaffen kann, die das aufwiegen würden, was es an 
Gefahren und Schwierigkeiten auf sich nimmt, wenn es sich zu den amerika- 
nischen Vorschlägen ablehnend verhalten würde. _ Eine neue französisch- 
japanische Intimität wird also die neue Flottenabrüstungskonferenz nicht be- 
gründen, sie wırd vielmehr beide Mächte voneinander völlig trennen, und das 
kann für uns nicht hoch genug bewertet werden, wenn wir an die Kosten 
‘ denken, die wir dafür zu zahlen hatten, daß es Frankreich in Washington 
gelungen war, Japan vor seinen Wagen zu spannen. 

Japans Stellung auf der Flottenabrüstungskonferenz, die nach der endgültigen 
Absage Italiens und Frankreichs nur eine Konferenz zu Dreien sein wird, dürfte 
allerdings sehr schwierig werden. Es ist auf sich allein angewiesen, und man 
wird gespannt sein dürfen, wie es verstehen wird, den angelsächsischen Ver- 
suchen zu begegnen, die doch schließlich auf nichts anderes hinausgehen, als 
die Seemachtgeltung des Mikadoreiches im Stillen Ozean gründlich zu unter- 
graben. | 


KARL SAPPER: 
MITTELAMERIKA UND WESTINDIEN IH 


Ein Beitrag zur politischen Geographie kleiner und kleinster Räume. 


II. Die spanische Kolonualzeit. 


So lagen die Dinge in Mittelamerika und Westindien, als am Ende des 
ı5. Jahrhunderts die Spanier Westindien und bald darauf Mittelamerika ent- 
deckten und dank der außerordentlich großen staatlichen Zersplitterung und 
der stark unterlegenen Bewaffnung und Taktik der Indianer bald fast das 
ganze Gebiet sich untertan gemacht hatten. Nur gewisse Wald- und Gebirgs- 
gebiete, sowie die Kette der Kleinen Antillen waren nicht tatsächlich unter- 
worfen worden, weil die Aufgabe mit zu großen Blutopfern hätte erkauft 
werden müssen; man fürchtete mit Recht in Mittelamerika die plötzlichen 
Überfälle der Indianer im unsichtigen Urwald und andererseits im östlichen 
Westindien den Mut und die giftigen Pfeile der Karaiben. Freilich würden 
auch diese Hemmnisse überwunden worden sein, wenn deren Wohngebiete 
reiche Goldschätze enthalten hätten. Da aber alles darauf hindeutete, daß 
solche nicht vorhanden waren, so ließ man diese Gegenden in der Hauptsache 
unbehelligt, um so mehr, als manche Kriegszüge unglücklich für die Spanier 
ausgefallen waren. Andererseits gelang es aber doch im Laufe der Zeit auf 
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 mittelamerikanischem Boden das Herrschaftsgebiet auch in die anfänglich 


NN. 


widerstehenden Landflächen vorzutragen, so im „Lande des Krieges“ (Tezulutan) 


um die Mitte des ı6. Jahrhunderts durch friedliche Christianisierung seitens 


des großen Menschenfreundes Fray Bartolom& de Las Casas und seiner 


Mönche: ein leuchtendes Ehrenmal in der spanischen Kolonialgeschichte! Eine 


_ Folge dieser Großtat des Dominikaners war es, daß diese nunmehr „wahrer 
_ Friede“ (Vera Paz) genannte Landschaft in der Zukunft eine mönchisch-kirch- 


liche Herrschaft wurde, in der die Ansiedelung von Spaniern verboten blieb. 


‚so daß sich indianische Sprache, Kultur und Volkheit bis über die Zeit der 


spanischen Herrschaft hinaus rein zu erhalten konnte. (In der Alta Verapaz 
waren sogar noch am Ende des 19. Jahrhunderts 95 % der Bevölkerung rein- 
blütige Indianer!) 

Wenn auch die letzte größere Indianerherrschaft des mittelamerikanischen 
Urwaldgebiets (Itzä) gegen Ende des ı7. Jahrhunderts von Yucatän aus erobert 
werden konnte, so blieben aber doch noch weite Teile der atlantischen Ur- 
waldflächen tatsächlich unabhängig und das um so leichter, weil die fast un- 
besiedelten Waldstrecken brauchbarer Wege ermangelten und daher nur schwer 
zu durchziehen waren. Die dort wohnenden Indianerstämme, an sich unbe- 
deutend, fühlten sich meist als Feinde der Spanier und erschwerten daher 


etwaige Durchzugsversuche derselben noch mehr. Das ging soweit, daß ge- 


wisse atlantische Küstenstrecken von den meistbesiedelten pazifischen und 
inneren Landesteilen vielfach auf direktem Wege gar nicht oder nur sehr 
schwer zu erreichen waren. Sie blieben daher praktisch ebenso außerhalb des 
eigentlichen Machtbereichs der Spanier, wie die Kleinen Antillen oder die 
Bahamas, welch letztere von den Spaniern bald nach der Entdeckung bereits 
entvölkert worden waren. 

Wenn die Spanier demnach auch ansehnliche Räume nicht zu durchdringen 
vermocht haben, so beherrschten sie doch vermöge ihrer überlegenen Seemacht 
zunächst das Gebiet des amerikanischen Mittelmeeres nebst den anliegenden 
Landschaften durchaus. Aber ihre Bevölkerungspolitik war so ungünstig als 
irgend möglich, denn sie achteten nicht darauf, die unterworfenen Völker mit 
allen Mitteln zu erhalten, vielmehr dezimierten sie sie alsbald durch Kriege 
und übermäßige, oft auch ungesunde Arbeit; dazu kamen eingeführte Krank- 
heiten, von denen die Pocken besonders schwere Opfer gefordert haben, ohne 
daß ernsthafte Versuche gemacht worden wären, durch hygienische und ärzt- 
liche Maßnahmen dem Übel eutgegenzuwirken. Wenn so in kurzer Frist die 
Bevölkerung des Festlands stark abnahm, so starb die Indianerbevölkerung 
der Großen Antillen fast ganz aus, da die willensschwachen Tainos vielfach 
Massenselbstmord übten.?2) Da der Versuch, durch Menschenraub an den be- 


nachbarten Küsten und Inseln neue Arbeiterscharen sich zu sichern, durch 
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deren Wegsterben ebenfalls rasch wieder vereitelt wurde, so blieb kein andres 
Mittel mehr übrig, als Neger aus Afrika als Sklaven einzuführen und so einen 
leistungsfähigen und klimastarken Arbeiterstamm zu gewinnen. So sehen wir 
denn, daß die gesamte arbeitende Bevölkerung in Westindien allmählich sich 
verändert und daß eine landfremde Menschenrasse an die Stelle der Urein- 
wohner auf den spanischen Inseln tritt, während auf dem mittelamerikanischen 
und mexikanischen Festlande nur wenige heiße Landstriche einen stärkeren 
Schuß von Negerblut bekamen. 

Man muß die Abnahme bzw. das Verschwinden der indianischen Bevölke- 
rung als ein Moment der Schwächung für die Spanier ansehen, da die Ur- 
einwohner doch naturgemäß ein höheres Maß von Anhänglichkeit an ihre 
vererbte Scholle besaßen, als die entwurzelten Neger. Diese Tatsache ist um 
so folgenschwerer, als die weiße Bevölkerung äußerst dünn gewesen ist. Leider 
bin ich nicht in der Lage, für die spanischen Antillen eine bestimmte Zahl 
angeben zu können. Sicherlich war sie aber recht niedrig. Für Neuspanien 
(Mexiko bis einschließlich Chiapas) wurden gegen Ende des 16. Jahrhunderts 
nur etwa 20000 Weiße und etwa ebensoviele Neger angenommen, für Mittel- 
amerika (Guatemala bis Costa Rica und Veragua) rund 3000 Weiße. Bedenkt 
man ferner, daß weitaus die Mehrzahl dieser Bevölkerung im Innern und 
nahe der Südseeküste wohnte, so begreift man, daß die ‚urwaldbedeckten 
atlantischen Küsten nur äußerst dünn mit weißen Siedelungen besetzt gewesen 
sind. Dazu kommt, daß diese wenigen Küstenorte sehr schwach bevölkert 
waren und daher aus sich heraus wenig Widerstand gegen etwaige Angriffe 
von auswärts leisten konnten, zu allem hin aber nur auf langwierigen 
schlechten Wegen von den größeren Städten des Innern aus erreichbar waren. 

Das war nicht schlimm, so lange Spanien das westindische Meer völlig be- 
herrschte. Aber als die spanische Seegeltung durch den Verlust der Armada 
gegen Ende des ı6. Jahrhunderts schwand, wurden die Inseln und Küsten 
des caraibischen Meeres nicht mehr genügend beschützt und als nun am An- 
fang des 17. Jahrhunderts Freibeuter auf dem Plan erschienen und den 
spanischen Schiffen und Siedlungen nachstellten, da fanden sie guten Unter- 
schlupf in den von der spanischen Regierung tatsächlich nicht besetzten Ge- 
bieten, wo sie zugleich vielfach seitens der dortigen, den Spaniern feindseligen 
Indianer noch Unterstützung fanden. 

Neben Flibustiern traten privilegierte Handelsgesellschaften auf den Plan 
und nachdem die Engländer ı612 die Bermudas besiedelt hatıen, erschienen 
sie bereits 1623 auf der kleinen Antilleninsel St. Christopher, wo zwei Jahre später 
an deren anderen Ende sich die Franzosen festsetzten, die bald darauf, ebenso 
wie die Engländer, weiter ausgriffen, so daß um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
bereits ein großer Teil der kleineren Inseln Westindiens den Spaniern end 
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- E gültig entrissen war. Außerdem hatten sich die Holländer auf Saba, St. 
_ Eustatius und St. Martin in den Rleinen Antillen und auf Curacao nebst seinen 
- Nachbarinseln vor der südamerikanischen Küste festgesetzt, die Franzosen 
Tortuga und den unbewohnten westlichen Teil von Haiti genommen, während 
--1655 auch Jamaica in die Hände der Engländer fiel und die Dänen einen Teil 
- der Jungferninseln gegen Ende des 17. Jahrhunderts nahmen. So war den Spaniern 
um 1660 außer Cuba und Puerto Rico nur Osthaiti, sowie Trinidad und kleinere 
Inseln verblieben. Die ersteren drei Gebiete waren verwaltungstechnisch zu 
‚ einer Einheit zusammengefaßt. Aber auch auf dem Festland hatten Schotten 
sich an der Küste von Britisch-Honduras festgesetzt und Engländer von Jamaica 
aus Beziehungen zu den Indianern der Mosquitoküste angebahnt, während die 
Flibustier auf der Nicaragua gegenüberliegenden kleinen Insel Old Providence, 
auf der vor der hondurefischen Küste gelegenen Insel Ruatan und an anderen 
Stellen festen Fuß faßten. 

Die nichtspanischen Handelsgesellschaften hatten anfänglich versucht, mit 
weißen Arbeitern durchzukommen, was dazu führte, daß ansehnliche Zahlen 
derseiben nach Westindien kamen und so gegenüber den dünngesäten Spaniern 
trotz der kleinen besetzten Flächen einen starken Halt erhielten. Und obwohl 
auch sie allmählich einsahen, daß mit weißer Arbeit nicht voranzukommen 
war, so blieb doch eine verhältnismäßig zahlreichere weiße Bevölkerung in diesen 
Wohngebieten zurück und stärkte ihre Stellung. 

Ohne auf die kürzeren Episoden kurländischer, brandenburgischer und 
schwedischer Festsetzungen einzugehen, sei nur hervorgehoben, daß schon um 
das Ende des ı7. Jahrhunderts die westindische Inselwelt zwischen der spa- 
nischen und den anderen europäischen Herrschaften geteilt war und daß 
wirtschaftlich vielfach die nichtspanischen Besitzungen sogar den Vorrang 
erlangt hatten, vor allem im Plantagenwesen. Aber auch der Handel blühte 
in den nichtspanischen Gebieten — freilich vor allem der nichtlegitime 
Schmuggelhandel nach benachbarten spanischen Gebieten hinüber, so von 
Jamaica aus nach Campeche oder von Curagao nach dem südamerikanischen 
Festlande u. s. f. 

Handelspolitisch waren alle europäischen Besitzungen jeweils aufs engste mit 
ihrem Mutterlande verbunden, was ihre Entwicklung naturgemäß hemmen 
mußte, wozu dann, namentlich seitens Spaniens, noch einschneidende Anbau- 
verbote im Lande selbst zu Gunsten der mutterländischen Erzeuger hinzu- 
kamen (so das Verbot des Weinbaus, der Olivenkultur, der Seidenzucht). England 
ging in seinen Beschränkungen nicht so weit, erlaubte aber seinen westindischen 
Kolonien nicht, raffinierten Zucker herzustellen, womit es sie in entschiedenen 
Nachteil gegenüber den französischen Kolonien (vor allem Haiti) brachte, die an 


Ort und Stelle gleich weißen Zucker erzeugen und verschicken durften. 
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Politisch war ganz Westindien (mit Ausnahme weniger kleiner Antillen- 


inseln) ein europäisches Kolonialgebiet geworden und damit war es durchaus 


abhängig von den politischen Anschauungen und Wechselfällen Europas. Jede 


Selbstbestimmung blieb ihm vorenthalten und wenn auch die englischen Be- 
sitzungen ein gewisses Maß von Selbstverwaltung zugestanden erhielten, so 
blieben doch auch sie außenpolitisch vollständig am Gängelband ihres Mutter- 
landes — wenn auch in den Handelsbeziehungen mehr Freiheit herrschte, als 
im spanischen Kolonialreiche, wo der Außenhandel sich in festbestimmten 
Zeitintervallen und unter dem Schutz begleitender Kriegsschiffe abspielte und 
wo in der inneren Verwaltung alle hohen Stellen Leuten aus dem Mutter- 
lande vorbehalten blieben, während die in Amerika geborenen Weißen (Kreolen) 
gewissermaßen Bürger zweiten Grades waren. — Es war das ein gewaltiger 
politischer Fehler, da er dem landesbürtigen Weißen das Gefühl der Zurück- 
setzung gegenüber den „Peninsulares“ einimpfte und so einen allmählich immer 
stärker werdenden Lokalpatriotismus großzog, der schließlich bis zu Abtrennungs- 
gelüsten sich verstärkte. 

Ein eigenstaatliches Gefühl konnte in Westindien im 17. und 18. Jahrhundert 
nirgends aufkommen, es sei denn in rudimentärer Form in den kleinen Ge- 
meinwesen entlaufener, in unzugänglichen Waldwildnissen hausender Neger 
(„Marones“, gegen die zuweilen geradezu Kriege geführt werden mußten, so 
auf Jamaica 1734, 1736, 1795) oder in den kommunistischen Freistäätchen der 
Flibustier, die sich in der Hauptsache von Seeraub und von der Plünderung 
ungenügend geschützter Plätze erhielten, aber zuweilen auch größere Unter- 
nehmungen wagten, so den erfolgreichen Angriff auf Panamä am Ende des 
ı7. Jahrhunderts. Freilich konnten sich die Flibustier nur so lange in West- 
indien (zeitweise auch im Stillen Weltmeer) halten, als die nichtspanischen 
Mächte sie duldeten, während sie alsbald erliegen mußten, als sie auch diesen 
unbequem geworden waren: Vernichtung der Flibustier auf ihrem Haupt- 
stützpunkt, den Bahamas, durch die Engländer 1718/19, ein Schlag, der nur 
an wenigen Stellen (z. B. Ruatan) noch einige Zeit überdauert wurde. 

Auf dem mittelamerikanischen Festlande lagen die Dinge etwas anders 
als im Inselgebiete. Hier lagen größere zusammenhängende Festlandsflächen 
vor, die zu Verwaltungseinheiten zusammengefaßt werden mußten, was in 
recht ungleicher Weise geschah: man richtete sich nicht nach der natürlichen 
Einheit der Landbrücke zwischen den beiden Landengen von Tehuantepec 
und Panamä oder Darien, sondern gliederte Tehuantepec, Tabasco, Campeche 
und Yucatän noch Neu-Spanien an, dagegen das Gebiet der gegen- 
wärtigen Republik Panamä dem benachbarten Neu-Granada, obgleich, wie 
noch heute, nicht ein einziger brauchbarer Landweg dorthin führte, jeglicher 
Verkehr also zu Wasser erfolgen mußte. Der Rest der Landbrücke wurde 
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zu dem Generalkapitanat Guatemala zusammengeschlossen und dieses in sechs 


Provinzen eingeteilt: Chiapas, Guatemala, EI Salvador, Honduras, Nicaragua 
und Costarica. Bei der Kleinheit der indianischen Staatswesen und Sprach- 
gebiete umfaßte jede dieser kleineren Verwaltungseinheiten eine Mehrheit, oft 


‚eine Vielheit derselben. Dabei muß im Auge behalten werden, daß die einzelnen 
Indianerstaaten und -stäätchen einander großenteils feindselig gesinnt gewesen 
_ waren und daß diese Gesinnung nicht nur die Zeit der indirekten spanischen 
_ Herrschaft überdauerte, d. i. die Zeit, in der die indianischen Fürstenge- 


schlechter und politischen Einrichtungen noch der Form nach erhalten ge- 
blieben waren, so daß die spanischen Verwaltungsorgane durch ihre Vermitt- 
lung ihre Befehle erteilten und Steuern einhoben, sondern auch späterhin noch 
anbielt, ja in sehr vielen Fällen bis zum heutigen Tage besteht. Und nicht 


etwa nur zwischen den Gebieten der verschiedenen Indianersprachen, deren 


um die Wende des 20. Jahrhunderts noch etwa 50 gesprochen wurden (gegen 
nur ı — caraibisch — in Westindien!), herrscht vielfach entschiedene Abneigung 
bis zum heutigen Tage, sondern oft auch noch zwischen den Bewohnern ver- 
schiedener Herrschaftsgebiete der alten Zeit innerhalb desselben Sprachgebiets, 
wie ich in der Alta Verapaz habe feststellen können, wo die einstigen drei 
Kekchifürstentümer von Cobän, Garchä und Chamelco noch immer an dem parti- 
kularistischen Verhalten ihrer jetzigen Bewohner erkennbar sind! 

Man sieht aus den bisherigen Darlegungen, daß die spanischen Verwaltungs- 
einheiten hinsichtlich ihrer Volksbestandteile höchst uneinheitlich waren, ja 
daß allerlei stark widerstrebende Elemente darın enthalten waren. Es ist 
psychologisch sehr verständlich, daß die Indianer überall in den Spaniern nur 
ihre Unterdrücker sahen, und daß ihr politisches Fühlen am Boden und am 
Stamm haftete, ja, wo die Stammessprache und -art erhalten geblieben ist, 
bis zum heutigen Tage noch haftet. Im Laufe der Zeit machte aber die Ver- 
mischung der Spanier mit den Indianern immer größere Fortschritte und 
Hand in Hand damit auch die Ausbreitung der spanischen Verkehrssprache, 
die gegenwärtig im südlichen Mittelamerika bereits so sehr das ganze Gebiet 
beherrscht, daß die Indianersprachen nur noch kleine Inselchen darstellen, 
während im nördlichen Mittelamerika noch immer kompakte Indianergebiete 
vorhanden sind, in denen das Spanische erst wenig Eingang gefunden hat, so 
daß man stellenweise beim Reisen noch Dolmetscher benötigt. 

Die Spanier haben sich bei der Verwaltungseinteilung Mittelamerikas als 
kluge Politiker erwiesen, insofern sie überall den Verwaltungsmittelpunkt der 
Provinzen in das Gebiet des bedeutendsten Staates und der größten Volks- 
ansammlung verlegten, was ihren Maßnahmen von vornherein größere Kraft 
gab. Eine einzige Ausnahme bildete die Provinz Guatemala selbst, wo der 
Sitz der Regierung ins Gebiet der Cakchiqueles, und nicht in das der mäch- 
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tigeren und volkreicheren Quiches verlegt worden ist (und zwar deshalb, weil 
die Cakchiqueles die Spanier zur Hilfe gegen die Quiches ins Land gerufen | 
hatten) — ein Umstand, der sich lange später beinahe noch gerächt hätte, 


indem nämlich der Versuch der Errichtung der „Repüblica de Los Altos“ 


1839/40 auf dem Gegensatz zwischen den beiden Hauptdichtegebieten Guate- 
malas beruhte. Ze 
Großen Weitblick bewiesen die Spanier in der Wahl ihrer Provinzhaupt- 


städte, die sie bei allen an beide Meere grenzenden Provinzen in der Nähe 


der Hauptwasserscheide und damit an einem verkehrsgeographisch besonders 


| 


günstigen Punkte errichteten, während auf den Inseln und bei dem maritim 


orientierten Panamä die Lage am Meere naturgemäß gegeben war. 


Im Laufe der Zeit und mit einsetzender direkter Verwaltung, vor allem aber 


mit wachsender Vermischung zwischen Weißen und Indianern milderten sich 
allerdings die Gegensätze zwischen den einzelnen Bevölkerungselementen und 
im Süden Mittelamerikas überwog bald das Mischlingselement stark — mit‘ 
einziger Ausnahme von Costa Rica, wo die Indianer sich so frühzeitig in die. 
Wälder zurückgezogen hatten, daß eine Vermischung in stärkerem Maße über- 
haupt nicht erfolgte und daher hier eine Provinz mit vorwiegend weißer Be-. 
völkerung entstand. 

In den einzelnen Provinzen ist innerhalb des Mischlingsbestandteils allmäh- 
lich allerdings eine gewisse Vereinheitlichung der Bevölkerung durch Zwischen- 
heiraten erfolgt; aber da in jeder Provinz andere und zum Teil sogar sehr 
verschiedene indianische Unterlagen vorhanden gewesen waren, so begreift 
man, daß die Bewohner der einzelnen Provinzen sich von jeher stark von- 
einander in Charakteranlagen und Geistesrichtung unterschieden und noch jetzt 
unterscheiden, und das vor allem in Gegenden, wo auch die eingewanderten 
Spanier aus verschiedenen Heimatstämmen herrührten. — 

Vergleicht man mit diesen Verhältnissen die Westindiens, so erkennt man 
den gewaltigen Unterschied zwischen beiden Gebieten hinsichtlich ihrer Be- 
völkerung sofort: auf dem Festland Indianer und Mestizen, auf den Inseln 
Neger und Mulatten neben den spärlichen Weißen. Die an sich so betrüb- 
liche Tatsache der Vernichtung aller Indianer auf den größeren Inseln führte 
dazu, daß diese Gebiete späterhin im völkischen Unterbau der Gegensätze 
entbehrte, die in Mittelamerika durch die Verschiedenheit der Stämme gegeben 
war. Freilich hatten die wurzelfremden Neger auf westindischem Boden eben- 
sogut ein Gefühl des Hasses gegen ihre weißen Herren, wie die mittelamerika- 
nischen Indianer, und beiden fehlte gleicherweise jegliches Interesse und Ver- 
ständnis für das spanische Mutterland, das aus weiter Entfernung seine Ver- 


fügungen traf und noch dazu oft genug ohne genügende Kenntnis der Ver- 
hältnısse ın der Kolonie. 
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nn aber theoretisch Spanien das mittelamerikanische Festland in seiner 
ganzen Ausdehnung beherrschte und die vielen tatsächlich noch ‚bestehenden 
unabhängigen Indianerstäätchen der Urwaldgegenden offiziell i ignorierte, so gab 
es um die Mitte des ı8. Jahrhunderts immerhin noch rechtlich anerkannte 
Eräisneigehiere ‚auf den Kleinen Antillen, insofern den Karaiben ihr Besitz- 
recht auf Domimika und St. Vincent 1748 in aller Form anerkannt wurde, 


_ was freilich nicht hinderte, daß auch diese Inseln nicht lange bernach in die 
 landgierigen Hände der Europäer fielen. 


Wohl stammten auch die einzelnen Neger aus verschiedenen Teilen Afrikas 
und hatten daher auch ursprünglich verschiedene Kultur und Auffassung ge- 
habt, aber da diese Elemente nicht getrennt wohnten, so wurde das Neger- 
element bald verhältnismäßig einheitlich, wobei alte Glaubensansichten nur 
stellenweise erhalten geblieben waren. Bald brachten nur noch die europäischen 


' Sprachen und Kulturen eine Differenzierung in die Negermassen, insofern 


spanische, englische und französische Sprache sie in drei Hauptgruppen schied, 
während die Holländer und Dänen in zu geringer Zahl erschienen waren, um 
ihr Idiom größeren Negermassen zu übertragen, weshalb auch auf den nörd- 
lichsten-Kleinen Antillen überall (auch im dänischen und holländischen Gebiet) 
englische Volkssprache geherrscht hatte und noch herrscht. Die auf manchen 
englischen Kleinen Antillen gebräuchliche „Langue Creole* (d. ı. der französi- 
sche Negerdialekt) zeigt dagegen noch heute die frühere französische Kolo- 
nisation an. 
IV. Die neue Zeit. 

Die Schriften der französischen Aufklärung waren die ersten Morgenröte 
einer neuen Zeit, die 1776 mit der Unabhängigkeitserklärung der späteren 
Vereinigten Staaten und der darin verkörperten Unzufriedenheit der euro- 
päischen Kolonisten auf amerikanischem Boden jäh in Erscheinung _ trat. 
Spanien verstand die Zeichen der Zeit und bewilligte seinen Kolonien eine 
Reihe von Reformen, die vor allem dem Handel wesentliche Erleichterungen 
schufen, ohne jedoch die sehr berechtigten Klagen der Kreolen zum Schweigen 
bringen zu können. Dann kam die große französische Revolution und mit ihr 
die Befreiung der Sklaven in der französischen Kolonie Haiti. Napoleon 
versuchte zwar hernach den übereilten Schritt wieder rückgängig zu machen, 
vermochte aber trotz der Gefangennahme des Negerführers Toussaint de 
l’Ouverture die Negermassen nicht mehr zu bändigen, da diesen ein damals 
unbesiegbarer Bundesgenosse zur Seite stand: das Gelbe Fieber ım Verein mit 
Malaria und anderen Tropenkrankheiten. So entstand an der Stelle der 
blühenden französischen Kolonie auf der Schwelle des ıg. Jahrhunderts eine 
Negerrepublik mit französischer Staatssprache, der sich das Mulattengebiet der 
spanisch redenden östlichen Inselhälfte zugesellte. 
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Um ı810 begann auf dem spanischen Festland in Mexiko und in Neu- 
Granada der Kampf der Kreolen und Mischlinge um die Selbständigkeit, und 
als die spanischen Streitkräfte in jenen Ländern sich nicht mehr behaupten 
konnten, traten am 15. September 1821 die höchsten bürgerlichen und kirch- 
lichen Persönlichkeiten der Stadt Guatemala in Verbindung mit zahlreichen 
königlichen Beamten und hervorragenden Kreolen zu einer Beratung zusammen, 
als deren Ergebnis auf friedlichem Wege die Unabhängigkeit Mittelamerikas 
beschlossen wurde. Der Generalkapitän Gainza und die Gouverneure der 
Einzelprovinzen fuhren fort, die Regierung auszuüben, bis über die neue Re- 
gierungsform entschieden war. Das geschah zunächst im Sinn des Anschlusses 
an das mexikanische Kaisertum Iturbides (1822), indes nach dessen Sturz im 
folgenden Jahre eine Föderativrepublik nach dem Muster der Vereinigten 
Staaten geschaffen wurde, wobei aber sich Chiapas ausschloß, da es mit Mexiko 
vereint blieb. Auch Panamä fuhr fort, ein Teil von Neu-Granada zu sein. 

So gehörte denn die mittelamerikanische Landbrücke nunmehr (ab 1823) 
drei verschiedenen selbständigen Staaten an: Mexiko, Mittelamerika und Neu- 
Granada. Alle drei entbehrten verwaltungsgeübter starker Persönlichkeiten, 
die den neuen Staatsschiffen jeweils eine sichere Fahrt hätten verbürgen können. 
In den Parlamenten traten die größten Gegensätze hervor und die Ungleich- 
artigkeit der Bevölkerungen dieser Staatswesen führte vielfach zu Trennungs- 
tendenzen einzelner Bestandteile, die in Verbindung mit den ehrgeizigen Be- 
strebungen politischer Caudillos keine Beruhigung der Leidenschaften auf- 
kommen ließen. So trennten sich die einzelnen Staaten der mittelamerika- 
nischen Föderativrepublik 1839 in ihre verschiedenen Bestandteile, die zu un- 
abhängigen Freistaaten wurden und nun selbständig ihren Weg gingen, ohne 
daß es einem von ihnen vergönnt gewesen wäre, irgend welche größeren poli 
tischen Erfolge zu erringen, denn jeder ‘einzelne dieser Staaten war zu schwach, 
um etwas Durchgreifendes im Gegensatz zu einem der Nachbarstaaten er- 
reichen zu können. So kommt es, daß die Unklarheit, in der die alte spa- 
nische Verwaltung die Grenzen der einzelnen Provinzen gelassen hatte, wohl 
zu vielen Konflikten, aber zu keinen allzubedeutsamen Gebietsverlusten be- 
stimmter Staaten führte, während allerdings die beiden äußersten Staaten, 
Guatemala und Costa Rica, große Stücke Landes an ihre größeren Außennach- 
barn abgeben mußten. Schlimmer als die äußeren Schwierigkeiten waren für 
die meisten Republiken die inneren Streitigkeiten, die Häufigkeit der Revolutio- 
nen — wobei allerdings ein Freistaat eine rühmliche Ausnahme machte: das 
kleine Costa Rica, dessen weiße Bevölkerung sich eines hohen Grades von Mäßigung 
befleißigte, da sie eben allein reif für die gewählte Staatsform gewesen war. 

Natürlich kam der Nachteil der Verkleinerung der Staatsfläche und der 
Volkszahl vielen einsichtigen Mittelamerikanern zum Bewußtsein, weshalb 
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immer wieder Versuche zur Wiedereinigung der fünf Republiken gemacht 
; wurden. Ja, es wurden vielfach die Vorteile einer politischen Vereinigung 


_ ganz übertrieben eingeschätzt, wie denn ı890 in dem kleinen guatemalteki- 


schen Hafenplatz Livingston gelegentlich eines neuen Einigungsversuches ein 
Schulkind bei der Feier pathetisch deklamierte: „Que tiemblen los tiranos en 
' Europa!“ („Es mögen die Monarchen in Europa zittern!*), da der Dichter 
glaubte, daß die fünf mittelamerikanischen Republiken vereint die europäischen 
 Großmächte an Macht überragen würden! Aber alle Versuche schlugen nach 


kürzerer oder längerer Dauer immer wieder fehl und man begnügt sich, wie 


es scheint, gegenwärtig damit, außer Schiedsgerichtsverträgen den Angehörigen 
der übrigen Schwesterländer auf den verschiedensten Gebieten der Verwaltung 


und des öffentlichen Lebens möglichst entgegenzukommen, wobei aber immer 
nur die einst vereint gewesenen Staatsgebilde gemeint sind, während Panamä 
als durchaus fremd und fernstehend betrachtet wird. 

Panamä war als „Tierra firme“ im alten spanischen Kolonialreich das wich- 
tigste Durchgangsland für die nach und von den pazifischen Kolonialgebieten 
gehenden Güter und Personen gewesen und hatte bei seiner räumlichen Ab- 
trennung vom Hauptkörper Neu-Granadas eine gewisse Sonderstellung einge- 
nommen. Das ging in politischer Beziehung so weit, daß das Departamento 


‘ sich zeitenweise selbständig machte (1855—6ı) und auch 1885 wieder den- 
selben Wunsch zu erkennen gab. Auch wirtschaftlich ging es zum Teil seine 


eigenen Wege, wie es denn zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Inflation von 
Colombia nicht mitmachte, sondern in seinem Gebiet an der Silberwährung 
festhielt. Und als nach dem Ankauf der französischen Kanalarbeiten durch 
die Vereinigten Staaten 1903 Colombia die Abtretung eines Landstreifens zu 
beiden Seiten des im Bau begriffenen Kanals nicht bewilligen wollte, sagte 
sich Panamä aufs neue los und vermochte dank der Begünstigung durch die 
Vereinigten Staaten seine Unabhängigkeit zu behaupten, wobei es allerdings 
den Vereinigten Staaten ein Interventionsrecht eingestehen mußte. 

Im äußersten Norden Mittelamerikas ist die Halbinsel Yucatän verkehrs- 
geographisch in ganz ähnlicher Lage zum mexikanischen Hauptland wie im 
äußersten Süden Panamä zum colombianischen, insofern auch hier eine gang- 
bare Landverbindung zum Hauptland fehlt und nur Seeverkehr die Verbin- 
dungen zwischen beiden Landesteilen aufrecht erhalten kann. Die politi- 
schen Folgen waren denn auch die gleichen: auch bei Yucatän steigerten sich 
die Abtrennungstendenzen mehrfach bis zu politischer Selbständigmachung 
(1841—47 und später wieder nach 1850 für längere Zeit). Seit der Episode 
des Kaisers Maximilian freilich ist Yucatän fest im mexikanischen Staatsgefüge 
verblieben, obgleich die Sympathien für die Mexikaner des Hochlands gering 
sind. Yucatan spielt aber in der politischen Geschichte Mittelamerikas inso- 
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fern noch eine besondere Rolle, als es die schwersten Indianeraufstände des. 


? 


ganzen Gebiets zu ertragen hatte. Indianeraufstände sind zwar auf dem 


Boden des nördlichen Mittelamerika auch in Guatemala und Chiapas zeiten- 
weise in ziemlich großem Maßstab erfolgt und selbst Westindien erlebte gegen 


Ende des ı8. Jahrhunderts (1796) noch einen größeren Indianeraufstand, der 


auf der Insel St. Vincent zu Gunsten Frankreichs erfolgte, aber bald damit be- 
endet worden ist, daß 5000 Karaiben nach der mittelamerikanischen Baiinsel 
Ruatan übergesiedelt wurden.?) Aber alle diese Aufstände waren verhältnis- 
mäßig bescheiden in ihren Ausmaßen, schon aus dem Grund, weil die be- 
treffenden Stämme weniger volkreich gewesen sind, als die in großer Zahl in 
Yucatän wohnenden Mayas. 

Wenn schon die politisch bindende Kraft der Sprache bei den Indianern 
nirgends sehr stark gewesen ist, so reichte sie doch unter allen Umständen 
aus, um politische Bewegungen innerhalb des betreffenden Sprachgebiets zu 
erleichtern. Nur in einem so ausgedehnten und volkreichen Sprachgebiet wie 
dem der Mayas konnten so weitreichende Erhebungen Platz greifen, wie sie 
schon 1761 den Spaniern schwer zu schaffen gemacht hatten oder wie sie 1847 
weite Teile Yucatäns verwüsteten. Der Krieg der Mayas im Osten und Süden 
der Halbinsel ging nach 1847 noch Jahre lang mit wechselndem Glück weiter 
und wenn auch 1853 die Indianer von Ixcanhä (sprich: Ischkanhä) und Icaiche 


Frieden mit der mexikanischen Regierung schlossen und gegen Anerkennung | 


der mexikanischen Oberhoheit kleine in den inneren Angelegenheiten selbstän- 
dige Stätchen bildeten, so vermochten doch die östlichen Mayas ihre Unab- 
hängigkeit auf lange Jahre zu behaupten und bildeten einen faktisch unab- 
hängigen Staat innerhalb der politischen Grenzen der mexikanischen Republik. 
Da dieser Staat an Britisch Honduras angrenzte und von dort aus sich die 
Güter erster Notwendigkeit jederzeit “verschaffen konnte, so war ihm lange 
Dauer beschieden, die natürlich unmöglich gewesen wäre, wenn er im Innern 
des mexikanischen Staatsgebiets gelegen gewesen wäre. Das später in vier 
Provinzen eingeteilte unabhängige Gebiet umfaßte zur Zeit seiner Gründung 
um 1850 etwa 40000 Einwohner, die aber bis gegen 1894, als ich das Ge- 
biet berührte, auf 10—15 000 zusammengeschmolzen sein mochten. Sie hatten 
sich mehr und mehr auf einen Streifen zwischen Chansantacruz und Bacalär 
verdichtet, so daß ein breiter unbewohnter Urwaldstreifen das unabhängige 
Gebiet von den mexikanischen Teilen der Halbinsel trennte. Die Oberleitung 
des Staates war nicht in einer bestimmten Familie erblich, vielmehr rückte 
immer die jeweils niedrigere Charge eines Kommandanten zum „General“ auf, 
der oberster Heerführer und Richter war, aber offenbar der Volksversamm- 
lung gegenüber verantwortlich gewesen ist. Eine Wiedereroberung des Gebiets 
durch mexikanische Truppen 1871 blieb ohne nachhaltigen Erfolg und nach- 
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FAem die mexikanische Regierung mit großen Streitkräften das ganze Gebiet 
1901/02 wieder erobert und mehrere Jahre mit festen Garnisonen gehalten hatte, 
ist schließlich doch wieder eingetreten, was ich 1894 in einem Sonderbericht 
A _ der mexikanischen Regierung als wahrscheinlich vorausgesagt hatte: daß näm- 
lich die besiegten Indianer ausweichen (was gegen Tulum zu geschehen ist) 
und daß sie allmählich wieder in ihre alten Sitze einrücken würden. Freilich 
- soll ihre Zahl jetzt auf etwa 5000 zurückgegangen sein, so daß sie allmählich 
‘zur Bedeutungslosigkeit herunterkommen dürften, wie das schon so vielen 
anderen in die Urwälder geflüchteten Stämmen Mittelamerikas geschehen ist.t) 
Ich habe das Beispiel von Yucatän etwas ausführlicher behandelt, um daran 
zu zeigen, wie der Besitz einer starken Ureinwohnerschaft zu bedeutsamen 
politischen Folgen innerhalb des betreffenden Erdgebiets führen kann. Aber 
damit ist es in Yucatän noch lange nicht getan gewesen, vielmehr ist (großen- 
‚teils durch die Folgen des großen Aufstandes und des nachherigen Kriegszu- 
standes, sowie der hygienischen Verschlechterung der Wohnverhältnisse zahl- 
reicher Bewohner der Halbinsel) ein starker Rückgang ihrer Gesamtbevölke- 
rung eingetreten. Wir sind freilich nicht in der Lage, den Einfluß der er- 
wähnten politischen Vorgänge und Zustände auf die Volkszahl im einzelnen 
belegen zu können. Aber so viel ist klar, daß dieser Aufstand einen großen 
Teil der Schuld an dem relativen Zurückbleiben der Bevölkerung der Halb- 
insel gegenüber der anderer Gebiete der Nachbarschaft trägt: Während diese 
alle in den letzten ı5o Jahren ganz bedeutende Volkszunahme er- 
fahren haben, ist die Volkszahl der Halbinsel Yucatän gegenüber 
früher stark zurückgegangen, wie folgende Zusammenstellung zeigt: 


Intendantschaft Merida (Halbinsel Yucatän) 1803: 465 000 Einw.‘) 1921: 406 000 Einw. 


ee ne, UDO OO get 32 7000 
Guatemala . . 1778: 366 000 „ “) 1920: 2005000 „ 
Honduras (ohne Tapazgalp u. « Tologal) 1778: 88000 „ *) 1922: 662000 „ 
Salvador ein 1778: 147000 „ *) 1922: 1526000 „ 
u ann 2 06778: 108000, w ,”) » 7920: .,638. 000. „ 
Beer r1098; 33000. 5,.)21922: 489.000 , 
DE ee a re ? 1920: 43500 „ 
Panamäkanalzone, !. u... m, Wr: ? 1921: 27000 ,„ 
Buitiseh Honduras I5=#7 . „um ? 1921: 45000 „ 


*) Alex. v. Humboldt, Versuch über den politischen Zustand des Königreichs Neu-Spanien. 


Tübingen ı810, Seite 167. 
*) Domingo Juarros, Compendio de la Historia de la Ciudad de Guatemala. Guatemala ı808. 


Freilich ist dabei zu bemerken, daß auf der Halbinsel Yucatän die beiden 
Staaten Yucatän und Campeche in dem Zeitraum zwischen den letzten Zäh- 
lungen 1910 und 1921 infolge der Wirkungen der in dieser Zeit stattgehabten 


“ EN B e . 
460 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 5 
= nenn nn nano ngernoereegEenpEvenwatnaeneiRrRmerBen Fe ererhe one eurBSErPeeebne Spree eeseengeneißl 


Revolution erheblich an Einwohnerzahl eingebüßt haben: —4,5 % bzw. 
— 19,10/,, wogegen die tatsächliche Zunahme der Volkszahl des sehr dünn- 
bevölkerten Territoriums Chintana Roo (20,4 °/,) nicht viel bedeutet. So ist 
denn der Rückgang der Bevölkerung des Gebiets in den letzten ı20 Jahren 
auf 59000 Seelen anzunehmen — eine katastrophale Feststellung, die einem | 
höchst unwahrscheinlich erscheinen müßte, wenn nicht ein Vergleich älterer 
mit neueren Karten des Gebiets augenfällig zeigen würde, welch große Zahl 
von Dörfern inzwischen eingegangen ist und unbewohnten Flächen Platz ge- 
macht hat! Dazu kommt, daß der Norden und Westen der Halbinsel als 
Teil von Mexiko von dessen zahlreichen Revolutionen und inneren Kriegen im 
19. Jahrhundert viel zu leiden hatte. Aber alle diese inneren Reibungen haben 
das Hauptgebiet Mexikos nicht so stark mitgenommen, daß nicht im ı9. Jahr- 
hundert eine erhebliche Zunahme der Bevölkerung erfolgt wäre — aber aller- 
dings eine wesentlich geringere, als die mittelamerikanischen Länder aufweisen. 

Die zahlreichen praktisch noch fast unabhängigen Indianerstämmchen der 
großen Urwaldzone der atlantischen Seite südlich Mexikos sind zumeist so 
volksarm, daß sie völlig ohne Bedeutung sind und die San Blas-Indianer des 
Isthmus von Panamä, die noch vor etwa zehn Jahren den Staat Panamä nicht 
anerkannt hatten und unentwegt die colombianische Flagge weiterbenützten, 
sind durch einige geschickte Manöver des damaligen Präsidenten von Panamä 
(Dr. Porras) friedlich der neuen Regierung gewonnen worden. 

Wo immer Indianerstämme (oder in Westindien in früheren Zeiten ent- 
laufene Negersklaven: „Marones“) ein gewisses Maß von Selbständigkeit hatten 
erlangen können, da war es immer der Schutz des Waldes gewesen, der das 
ermöglichte. Aber damit ist die politische Rolle des Urwaldes noch nicht 
erschöpft, sondern bis in die Gegenwart hinein ist seine verkehrshemmende 
Eigenschaft für die Gestaltung der wirtschaftlichen wie politischen Verhält- 
nisse von großer Bedeutung. Das konnte man in unserem Jahrhundert sehr 
deutlich in Nicaragua beobachten: In diesem Lande ist die Bevölkerung der 
atlantischen Küste durch einen breiten Urwaldgürtel fast ganz gegen den 
bevölkerteren pazifischen Landesteil abgeschlossen, so zwar, daß um 1920 je- 
mand, der von Bluefields nach der Hauptstadt Managua reisen wollte, am 
besten tat, mit dem Schiff nach Puerto Limön zu fahren, dann auf der 
kostaricanischen Bahn die Landbrücke zu überqueren, von Puntarenas mit 
dem Dampfer nach Corinto zu reisen und dann wieder die Eisenbahn nach 
Managua zu benutzen, wenn er nicht vorzog, die Reise über Panamä zu 
machen! Diese Umstände haben im Verein mit der verschiedenen natürlichen 
Ausstattung beider Landesteile bewirkt, daß fast kein Verkehr zwischen beiden 
besteht und daß jedes sein Eigenleben lebt. Verstärkt wird diese Trennung 
noch durch die Tatsache, daß an der atlantischen Küste Englisch, an der 
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. pazifischen aber Spanisch Hauptverkehrssprache ist. So war es denn ein 


Leichtes, von hier aus die Herrschaft Zelayas 1909 zu stürzen, um $o mehr, als 


auch in diesem Fall die Amerikaner die Revolutionäre unterstützten, so daß 


der kühne militärische Zug des nicaraguenischen Generals Godoy durch das 


Urwaldgebiet mit Kanonen und anderem Kriegsgerät wertlos wurde. 


Wenn so der Urwald in jüngster Zeit in Nicaragua politische Folgen zeitigte, 


so ist dasselbe lange zuvor schon der Fall gewesen, indem durch seine An- 


wesenheit den Indianerstämmen der atlantischen Küste immer ein gewisses 
Maß von Selbständigkeit verblieben ist, während gleichzeitig englische Ein- 


_ flüsse sich von der See her geltend machten. So kam es, daß — lange vor 


W. Wilson — um die Jahrhundertwende (1900) erst eine Volksabstimmung den 
‚Entscheid geben mußte, daß die Mosquitoküste in die Republik Nicaragua auf- 
gehen dürfe — eine Entscheidung, bei der freilich, wie mir versichert wurde, 
freigebig gespendeter Alkohol die Stimmung stark beeinflußt haben soll, was 
als ein bescheidener Beitrag zu der noch zu schreibenden Geschichte der 
politischen Wirksamkeit des Alkohols hier beiläufig erwähnt sein möge. 


Anmerkungen 


1) Die Staatswesen der Mayavölker. Compto- 3) Karl Sapper, Mittelamerikanische Reisen und 


rendu des 21. Internationalen Amerikanistenr- Studien. Braunschweig 1902, Seiten 243. 
kongresses, 2. Session, Göteborg 1925,8.174 ff. 4) Karl Sapper, Mas nördliche Mittelamerika. 
2) Otto Stoll, Suggestiion und Hypnorismus in Braunschweig 1897, Seiten 246 ff. 


der Völkerpsychologie, Leipzig 1894, S. 187 ft. 


J. L. Wırser: 
DAS ERDÖL IN DER WELTWIRTSCHAFT UND WELTPOLITIK I 


Wie eın strablender Komet ist am Wirtschaftshimmel der Welt die Erdöl- 
industrie heraufgestiegen. 

Unsere Großeltern wußten noch wenig vom Steinöl; es war russendes Heiz- 
mittel, Wagenschmiere, den Indios Kriegsbemalung, anderen Medizin und Kult- 
gegenstand. Als unsere Eltern Kinder waren, fing man an, Leuchtöl darzu- 
stellen und erfand die Petroleumlampe (1857). Der deutsche Chemiker 
Liebig entwarf ı860 eine großangelegte Veredelungsfabrik, eine Raffinerie 
für Baku, wo die Gebrüder Nobel Erdöl im großen fördern wollten. Ahn- 
liche Bestrebungen waren gleichzeitig in den östlichen Vereinigten Staaten 
Nordamerikas im Gange. In wenigen Jahren entfesselte sich der Strom.!) 
Rußland blieb anfänglich in den Schatten gestellt durch Nordamerika, wo 
Rockefeller 1870 die Standard Oil Co. gründete. Galizien lieferte schon ı861 
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Schmieröle. Um die Jahrhundertwende stellten Nordamerika und Baku fast 
die gesamte Weltölförderung mit je rund g Millionen Tonnen Steinöl, aus. 
denen insgesamt 8 Millionen Tonnen Leuchtöl fabriziert wurden. Leuchtöl, 
'Schmieröl und Heizöl brachten überall den Unternehmern Ströme von Gold. 
Die Rockefeller-Stiftungen und die Nobelpreise sind mit Öl getauft. 

Das begehrteste Produkt der Petroleumindustrie war bis in unser Jahr- 
hundert hinein das Leuchtöl. Schmieröle blieben verhältnismäßig nebensäch- 
lich. Das Benzin, seit dem Kriege der wichtigste Stoff, war anfänglich lästige 
Beigabe; dieser „Edelteil“ wurde auf die Halde geführt, wie es den Abraum- 
salzen in der Kaliindustrie ergangen war, bis die deutsche Chemie deren Wert 
entdeckte. Für die Leuchtöl-,Abfallstoffe“, die 50—70°/, des Rohöles aus- 
machten, schuf erst der Ingenieur volle Verwendung, der Verbrennungs- und 
Explosionsmotoren baute. Schweröle und Benzin nebst Schmierölen waren 
danach auf einmal die gesuchtesten Teile. Schiffsmotore, Automobile, Flug- 
zeuge, Wasser-, Land- und Luftflotten entstanden. Ihr Triebstoff kam aus 
dem Erdöl. Ölversorgung wurde für den Weltkrieg so wichtig wie 
Munition und Proviant. Foch bekannte schon 1915: „Jeder Tropfen Öl 
ist soviel wert wie eın Tropfen Menschenblut“. Und Lord Curzon gestand 
später: „Wir schwammen auf einer Ölwoge zum Siege“. 

Die Nachfrage nach Kraft- und Wärmestoffen?) ist ins Ungeheure gestiegen; 
etwa die Hälfte des Wertes aller Bergwerkserzeugnisse kommt aus dem Erd- 
öl?); die Gesamtförderung 1926 mit nahezu ı50 Millionen Tonnen ist fast das 
Dreifache von 1914, das Siebenfache von 1900%). Das gegenwärtige Jahr- 
hundert beherrschen die flüssigen Kraftstoffe, wie es die Kohle im 
vergangenen tat. Erdöl ist daher nicht mehr lediglich Privatwirt- 
schaftsproblem, es ist eine staatspolitische, eine Weltfrage ge- 
worden.d) 

Um den Besitz der Naturquellen wurden im Weltkrieg Schlachten ge- 
schlagen, nachher Weltkonferenzen abgehalten, geht heute zähes Ringen weiter 
zwischen denen, die die Welt beherrschen und teilen wollen. Und wunder- 
bar, Deutschland, das entwaffnete, das beraubte, das ausgeschaltete, fällt die 
Entscheidung. Es macht sich daran, seine und der anderen Kohle zu ver- 
flüssigen, Kohle in Erdöl umzuwandeln und so die Weltwirtschaft, die Welt- 
politik vor eine ganz neue Sachlage zu stellen. Die intellektuelle Wehrkraft 
des deutschen Volkes siegt über den Materialismus eines Versailler Diktats. 

Erdöl ist in allen Weltteilen, besonders in jungen Gebirgsvorländern, zu 
finden. Es handelt sich um meist flüssige Kohlen wasserstoffe, Reste ehemaliger 
Lebewesen, die in schlechtdurchlüfteten Meeresrtäumen aufgehäuft und verfault 
sind. Verwickelte chemische Umbildungen erzeugten aus den Leichnamen im 
Laufe der geologischen Perioden flüssiges Öl. In klüftigem und porösem Ge- 
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stein ıst es angereichert und fließt — z. B. aus Sanden und Kalksteinen — 


als braune bis graue Brühe heraus; aus dichtem Gestein, aus Ölschiefern, muß 
es mit überhitztem Dampf herausgetrieben werden. Besondere geologische 
Lagerung und Gasabsonderungen erzeugen mächtige Ölspringbrunnen, die aber 


‚naturgemäß sehr beschränkte Lebensdauer haben. Wo Erdöl an der Erdober- 


fläche liegt, wird es steif als Erdpech und Asphalt gewonnen; in tieferen 


: Lagen muß es durch Bohrlöcher aufgeschlossen und heraufgeschöpft oder 
_ gepumpt werden, soweit es nicht von selbst hochsteigt. Die Zahl der Boh- 


rungen nach Erdöl auf der Erde (zum Teil bis nahezu 2!/, km tief)®) über- 


. steigt längst eine Million.) Aber bestenfalls etwa 1/, des eingeschlossenen 


Erdöls wird mit Sondenbetrieb herausgebracht; die übrigen #/, bleiben im 
Gestein kleben. Sinnreiche moderne Methoden vermögen das Dreifache, also 
bis 60°), und mehr, herauszuholen. Besonders sei erwähnt die Anwendung 
von bergbaulichen Schächten und Strecken, die (der Gasgefahr wegen) unter 
die Erdölschicht getrieben werden, damit in ihnen das Erdöl nach und nach 
zusammenrinnen kann. Diese uralte Methode wurde erstmals von der Deut- 
schen Erdöl A.-G. während des Krieges in unseren elsässischen Ölfeldern in 
die moderne Technik eingeführt und bürgert sich nun mit weiteren Ver- 
besserungen in den verarmenden Revieren auf der ganzen Welt, besonders in 
den U.S,A. ein. 

Mit dem natürlichen Roherdöl ist wenig anzufangen; es muß gespeichert, 
verarbeitet, raffiniert8S) und schließlich zum Verbraucher transportiert werden. 
Nachdem 1859 die erste mechanische Bohrung in Pennsylvanien fündig ge- 
worden war, entstand bis ı862 eine solche Überproduktion, daß das Öl in 
Flüsse abgeleitet werden mußte und weite Landbrände ausbrachen. Hier fand 
Rockefeller den Anstoß, das Speicherungs- und vornehmlich Transportwesen 
zu organisieren, ohne sich zunächst nennenswert an den Naturvorkommen zu 
beteiligen. Lediglich die Raffination wurde noch in den Geschäftsgang ein- 
bezogen, im wesentlichen durch Zusammenschluß (1870) mehrerer kleiner An- 
lagen zu der Standard Oil Co. of Ohio. 

Schon zu Anfang stellte sich heraus, daß die Petroleumindustrie außer- 
ordentlichen Schwankungen in Produktion und Absatz ausgesetzt ist. Jede 
Bohrung ist ein Glücksspiel; im Handel liegt geringe Sicherung, ausreichende 
nur, wenn er monopolistsch ist. Raffinerien, Vorratsbehälter, Rohrleitungen 
(Pipelines)?), Tankschiffe und -wagen erfordern Riesengeldsummen. Nur das 
Großkapital kann sich mit Ölwirtschaft abgeben und wird bemüht sein, 
weniger Produktion als Verarbeitung, "Transport und Handel in einer Hand 
zu vereinigen. Wie in keinem anderen weltumspannenden Industriezweig 
herrschen in der Erdölwirtschaft Zusammenschlüsse!®), Trusts, die Dynastien 
der neuen „demokratischen“ Welt. Und nur allzu durchsichtig stehen hinter 


> 
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ihnen (auch in Nordamerika trotz des Antitrustgesetzes) die heimatlichen Re- 


gierungen, die seit dem Weltkrieg alle die Versorgung mit Erdölprodukten als 
eine der wichtigsten Staatsaufgaben betrachten. Die Erdölfrage ist heute eine 


2% 
5 


x 


politische Angelegenheit; ohne Erdölprodukte laufen die modernsten und 


leistungsfähigsten Transportmaschinen nicht; ohne Erdöl keine Kriegs- 
bereitschaft. Ohne flüssige Kraftstoffe ist heute selbständige Wirtschafts- 
und Machtpolitik nicht mehr durchführbar. 

Bedeutet also Erdöl Weltmacht, dann werden Vorrat und Vertrieb wohl 
auch schon in den Händen der Weltmächte sein, also im wesentlichen den 
Vereinigten Staaten oder England gehören oder doch von diesen kontrolliert 
werden. Und dem ist tatsächlich so: Die U.S. A. beherrschen durch 
ihre Ölkonzerne, vor allem durch die Standard Oil-Gruppe und 
deren mehr oder weniger abhängige Gruppen, wie Sinclair Co, 
Doheny Co. u.a. m., und durch die „Kleinunternehmer“ über 80°, 
der Weltölproduktion!!) und unter Englands Einfluß stehen durch 
die Royal-Dutch-Shell und die Anglo-Persian Oil Co. (bzw. Burmah 
Oil Co.) über 60°/, der Erdölvorräte. Und dabei fast unglaublich, un- 
erhört: England besaß noch ı900 nur wenige Prozent Kapitalbeteili- 
gung am Weltöl, vor dem Krieg 20°/,, heute übertrifft es als größter 
Ölbesitzer die Vereinigten Staaten von Amerika. Letztere haben zu 
spät eingesehen, daß auf die Dauer nicht der Handel, sondern die ungehobenen 
Vorräte, die Olfelder, ausschlaggebend, d.h. machtpolitisch bedeutsam werden. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika besitzen die einst!?) meist- 
erörterten Ölreviere in zahlreichen geologischen Formationen in jedweder 
Lagerung, neuerdings in allen Quadranten des Landes. Die Appalachischen 
Felder gelten zur Zeit als fast erschöpft (nicht: entleert). Ihr vieles Benzin 
ging in früheren Jahren als unverwertbar verloren.??) In der Nachbarschaft 
liegen die pennsylvanischen Kohlen und das Eisen von Cleveland, wodurch 
eine Rohstoffvereinigung gegeben ist, die in der Welt ihresgleichen sucht. Aus 
den Midcontinentfeldern, besonders aus Texas und aus den Golfküstenfeldern, 
kommt neuerdings eine Riesenproduktion, die über !/; der Weltförderung, 
also rund die Hälfte der nordamerikanischen, ausmacht. In den Rocky 
Mountains hat sich die Regierung Bezirke vorbehalten, was einen berüchtigten 
Petroleumskandal!#) mit sich brachte, ähnlich wie in Californien, das etwa 1 
der Weltförderung, und zwar das billigste Öl der Erde, liefert. Von ihm lebt 
zum guten Teil der Panama-Kanal.!) 

Immer neue Felder werden entdeckt und erschlossen, wobei geophysikalische 
Apparate wegweisend wirken. Und doch — zunächst unbegreiflich — stillt 
die amerikanische Förderung seit 1924 nicht mehr den Bedarf des 
Landes. 1924 standen 97 Millionen Tonnen Rohöl zur Verfügung,!#) die 
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Nachfrage belief sich aber auf 101 Millionen Tonnen.!?) Die Erdölbilanz des 

andes, das etwa !/, der Weltvorkommen in seinen Grenzen birgt und darin 
über 70°) der Weltförderung hervorbringt, ist also passiv. Der Grund ist, 
außer in scharfen Konkurrenzkämpfen und katastrophenartigen zeitweiligen 
‚Mißerfolgen, in einer bei fast allen Revieren trotz steigender Preise geübten 
Schonpolitik zu suchen, denn Berechnungen haben ergeben, daß das Erdöl 
‚Nordamerikas bei proportional weiter wachsendem Abbau in 10—20 Jahren 
‚aufgezehrt sein könnte.) Aus mehreren, hier nicht zu erörternden Gründen 
‚sind die Vorräte zwar größer, aber doch nur ein Mehrfaches, so daß in etwa 
ı—2 Menschenaltern die Vereinigten Staaten für Milliardenbeträge jährlich 
‚Öl einführen müssen und der Ölpreis wesentlich höher zu stehen kommt. Das 
Geld wird in englische Taschen fließen. Welch eine weltwirtschaftliche, welt- 
politische Aussicht! 

Der 1924 gegründete Oil Conservation Board prüft zur Zeit die Öllage 
der U.S, A. und deren Sicherstellung. 19,20) Inzwischen wurde schon Umschau 
gehalten nach Ersatz; Ölschiefer,2!) Kohleverflüssigung, bessere Ausbeutungs- 
methoden wie Ölbergbau u. a.,2?2) werden studiert, vor allem werden nun die 
Hände nach anderem Vorkommen ausgestreckt. Letzteres ist neben der 
Verbreiterung des Handels das Hauptziel der U.S. A.-Ölpolitik seit 
‚dem Weltkriege. Besonders die Standard Oil Co. setzt ihre Ausdehnungs-, 
Angliederungs- und Verschmelzungsbestrebungen??) in gewaltigem Maße durch. 
"Im Auslande hilft die Regierung mit.*) Das Prinzip der offenen Tür wird 
weithin verkündigt; aber alle größeren Bemühungen in der alten oder der 
asiatischen Welt, z. B. um den Hauptteil Mesopotamiens oder um Djambi auf 
Sumatra, unmittelbar gegenüber Singapore, sind Teil- oder Mißerfolge und 
bringen scharfen Notenwechsel mit anderen Mächten. Also, und übrigens so- 
wieso, greift man nach dem Nächstliegenden, nach Süden. 

Mit den Erweiterungsbemühungen für die Rohölbasıs der U.$. A. beginnt das mo- 
dernste Kapitel des westlichen Wirtschaftsimperialismus. Mexiko, Mittelame- 
rika und der Nord- und Westsaum Südamerikas bergen an Rohöl etwa !/; 
des Weltvorrats, also das Doppelte der Vereinigten Staaten und sind der zweit- 
größte Produzent, obgleich erst ein kleiner Teil aufgeschürft und mit Trans- 
portmitteln ausgestattet ist, und obgleich von verheerenden Wassereinbrüchen 
und von Erschöpfung geredet wird. Während Nordamerika seiner Ver- 
armung an Ölvorräten entgegensieht, stehen Mittel- und Süd- 
amerika erst am Anfang ihrer Entwicklung. Ungeahnte Reichtümer 
schlummern vor allem in den Küsten und Niederungszonen. 

Den U.S. A. am nächsten liegt Mexiko, erst seit 1900 in seinem Ölwert 
erkannt und danach von den Vereinigten Staaten und England am heißesten 
umstritten, die ?/; bzw. !/; der Werte an sich brachten,2®) obgleich die mexi- 
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_ kanische Förderung seit 1921 andauernd gesunken ist. Dabei erklangen viel 


schöne Worte von der Hebung der Produktionskräfte des Landes. Doch scheint 
vielmehr die Agrarfrage erstes Problem zu sein: wie kann die besitz- und 
zivilisationslose Masse der Indio als Glied in die Weltwirtschaft verflochten. 
werden, wie kann sie Produzent und Konsument werden?2) Sicher nicht 
durch die Öltürme, die das ausländische, besonders amerikanische und eng- 
lische Großkapital betreiben.?”) Unzufriedenheit im Lande gewährt „Revo- 
lutionen“ leichten Boden, und wo kommt das Geld dazu her??®) Man denkt 
zwangsläufig an die ehemaligen „Revolutionen“ in Panama, als dort der Kanal 
ausgeführt werden sollte, oder an den jetzigen Bürgerkrieg in Nicaragua, wo 
ein zweiter, seit der Mitte des letzten Jahrhunderts projektierter Durchstich 
vor der Verwirklichung steht.?®) In Mittelamerika muß „Ordnung und Ruhe“ 
geschaffen werden, und wer anders kann dazu berufen sein als die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika? Es wird nur eine Frage der Zeit sein, daß ganz 
Mittelamerika, ähnlich wie es Panama schon ist, in Hörigkeit der Vereinigten 
Staaten geraten muß. Der geplante Vertrag mit Nicaragua ist der neueste 
und wichtigste Fortschritt in ‘der „Einkreisung“ Mexikos. 

Auch Transkaukasien, ebenfalls ölreich, hat seinerzeit — um nur ein Bei- 
spiel zu erwähnen — die überstarke nördliche Nachbarmacht als „Ruhestifter“ 
in seinen Grenzen aufnehmen müssen; bald ist Transkaukasien bis tief nach 
Armenien hinein russifiziert worden, nachdem viel Blut geflossen war und erst 
vor wenigen Jahren wieder vergossen worden ist.°°) 

Eine tiefgreifende Spannung zwischen den Vereinigten Staaten 
und Mexiko herrscht seit 1917, seit hier eine neue Verfassung in ihrem 
vielerörterten Artikel 27 als Selbsterhaltungsmaßnahme bestimmte, daß nur 
Mexikaner und mexikanische Gesellschaften Grundeigentum und Konzessionen 
erwerben können, wobei alle Bodenschätze Eigentum des Staates, der Nation 
sind, und zwar rückwirkend unter Ausspielen „außerordentlicher Vollmachten“. 
Über diesen Paragraphen sind Konferenzen, Umstürze, neue Gesetze und 
Steuern und wieder Rückrufe entstanden. Der ı. Januar 1927 setzte gemil- 
derte neue Bestimmungen in Kraft, ohne daß aber damit eine endgültige 
Regelung geschaffen wäre. Inzwischen umgehen neugegründete mexikanische 
Tochtergesellschaften der nordamerikanischen Truste die mexikanischen Ge- 
setzeswirkungen, andererseits zieht sich das englische Geld offensichtlich aus 
dem mittelamerikanischen Öl zurück.®!) Die Vereinigten Staaten bzw. deren 
Ölkonzerne dehnen sich entsprechend aus, sei es mit versteckter Gewalt, oder 
auf Grund einer Verständigung zwischen den Konkurrenten oder mit Hilfe des 
Geldüberflusses Nordamerikas. 

Unzweideutig vergrößert sich bei allen diesen Vorgängen ein Gegensatz 
zwischen Angloamerika und ganz Lateinamerika. Der panamerikanische Ge- 
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danke schwindet. Der Wendekreis des Krebses wird der Wendekreis des 
amerikanischen Bluts- und Wirtschafts- Zusammengehörigkeitsgefühls. Ver- 
gessen wird dabei nicht, daß schon einmal wegen eines Staates niederen 
Grades ein Weltbrand entstand, und erinnern wir uns daran, daß Mexiko im 


 Weltkriege neutral geblieben ist, und daß japanische Gruppen Ölfelder in 


Mittelamerika betreiben. 

In Südamerika werden Venezuela®), Kolumbien?) und Ecuador als die 
aussichtsreichsten Länder genannt; die anderen Staaten haben bisher ent- 
täuscht.) Überall ist die Standard Oil Co. in Vormacht. 

Die westliche Welt den Amerikanern und das amerikanische Öl 
den Vereinigten Staaten, diese Losung wird Wirklichkeit. Es ist 
die Einstellung der weltwirtschaftlich hochbedeutenden Ölindustrie 
in die Machtpolitik der Vereinigten Staaten. 

Und ebenso ist Wirklichkeit: das Öl der östlichen Welt den Engländern! 
Etwa gleichviel Ölvorräte wie in Amerika liegen ın Eurasien und seiner 
südöstlichen Inselwelt. Afrika und Australien, auch Japan?) dürfen wir 
wegen ihres spärlichen Anteils außer acht lassen. Während aber für 
Nordamerika das Versiegen der Quellen schon in Aussicht steht, 
beginnt für die Vorräte des Ostens (Kaukasusränder, Mesopotamien, 
Persien, Indischer Insel-Archipel) zum allergrößten Teil erst die 
Aufschließung, so daß sie bei dem jetzigen Förderungstempo und 
bei moderner Ausbeutung auf mehrere Jahrhunderte hindurch 
reichen würden. Nordamerika erzeugte 1926 mit Mexiko 79°/, der Welt- 
förderung. Die östliche, unter englischem Einfluß stehende Welt (also ohne 
Rußland, kaum 6°/,, bei gleich großem Vorrat, wie ihn U. S. A. und Mexiko 
zusammen haben. Der Osten — sensu strictu England — hat also 
seine Vorräte noch kaum angegriffen, sie sollen in ihrer Bedeutung 
und in ihren Wert erst hineinwachsen. England behält einen Trumpf 
in der Hand, der Schicksalsbedeutung in der künftigen Weltgeschichte haben 
soll. Das Wort Lord Curzons vom „Goldsaum des asiatischen Bettelmantels*“ 
muß man heute auf den englischen Erdölzug vom Orient bis in die Südsee 
ausdeuten. 

Das Öl der östlichen Welt hat England völlig in Händen, dabeı an allen 
übrigen Revieren der Welt Anteile. Selbst ın Europa nur wenige tausend 
Tonnen aus Sanden oder Ölschiefern, neuerdings auch aus Kohle erzeugend, 
also etwa für eine Milliarde Mark jährlich Ölprodukte einführend, davon 
40°, aus den Vereinigten Staaten und 20°), aus Mexiko, ebensoviel aus 
Persien, selbst an Vorräten aber über 60°/, der ganzen Welt beherrschend 
— was könnte klarer das verfolgte Ziel andeuten? Die anderen sich erschöpfen 


lassen, damit sie in Abhängigkeit geraten, selbst aber den für Kriegsführung 
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und Weltpolitik wichtigen Stoff ansammeln und die Verteilung an den Küsten 
organisieren.°®) I: 

Um die letzte Jahrhundertwende besaß England erst wenige Öl- 
felder. In Südpersien war wohl eine englische Kompagnie tätig, und in 
Niederländisch-Indien besorgte die englische Shell Co. den Transport und 
Handel für- die Förderung der holländischen Royal Dutch Co.??) Mit den 
ersten Jahren des neuen Jahrhunderts kam die Wertsteigerung des Öls, vor 
allem die Erkenntnis seiner Bedeutung.für die Schiffahrt. Da kaufte sich Eng- 
land das östliche Öl. Die englische Shell Co. schloß sich 1907 an die 
holländische Royal Dutch an, anfänglich 40°%/,, heute 60°/, von deren 
Aktien besitzend, und für Südpersien wurde 1909 von der englischen Burmah 
Oil Co.) die rein britische Anglo-Persian Oil Co. gegründet,?°) beide 
von der englischen Regierung unterstützt, zusammen heute in der ganzen 
Welt verbreitet, beherrschend den Osten und Südosten, zumal Mossul und Irak 
wie reife Früchte in den englischen Schoß fielen. 

So stehen heute nach kaum zwei Jahrzehnten wie aus dem Boden 
gewachsen Anglo-Persian und Royal Dutch Shell, nach Ausbreitung 
auch in Amerika, im Wettkampf mit mehr als der Hälfte der Öl- 
vorräte gegenüber den nordamerikanischen Trusts — England 
nicht allein wirtschaftlich, sondern machtpolitisch gegenüber den 
Vereinigten Staaten, und im Gegensatz zu diesen die Großmacht 
nicht auf die Raffinerien und die Transportmittel gründend, son- 
dern auf den Felderbesitz und Ölbunkerstellen in der ganzen Welt, 
auf die Vorherrschaft in der künftigen Produktion und Versorgung 
der Schiffahrt. 

Aus den Kohlenstationen müssen Ölstationen werden. Für England sind 
die Ölfragen äußere Angelegenheit, für Amerika innere. Die U. S. A. haben 
ihre Ölbasis innerhalb des Landes, England außerhalb; der Struktur des Bri- 
tischen Reiches jedoch als Weltstaatenbund ist das angemessen. Im Mutter- 
land entstehen immer mehr Raffinerien, denen Persien den Rohstoff liefert; 
im übrigen wird Vorratswirtschaft getrieben, wie in allen europäischen Staaten. 

Der Olkampf zwischen England und den Vereinigten Staaten hat in seiner 
Gegensätzlichkeit gegenwärtig in.der atlantischen und in der pazifischen Welt. 
einen gewissen Stillstand erreicht.*!) Die Welt ist verteilt; Schützen und Aus- 
werten des Besitzes gilt für bedeutungsvoller als weiterer Erwerb, der gar zu 
leicht zu politischen Verwicklungen führt. Der Ausbau eines englischen 
Bunkerstationen-Weltnetzes, also mit anderen Zusammenhängen eine Art 
Meeresverkehrsmonopol, scheint das zur Zeit erstrebte Ziel der englischen Öl- 
politik darzustellen. Die U.S. A. andererseits sind mit mittelamerikanischen 
Fragen beschäftigt. Jeder der Konkurrenten wirkt mehr für sich als gegen 
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Eden anderen. Nur in der alten Welt hält die Spannung an, obgleich gerade 
‚hier von dem englisch-amerikanischen Ölfrieden gesprochen wird. Denn hier 
‘sind Kaukasus und Nordpersien allen begehrenswert. Keiner gönnt sie dem 
"anderen, und das bolschewistische Rußland oder Persien haben selbst nicht 
Geld und Kraft genug, ihre Schätze entsprechend zu heben. 


Pr 


Zusätze 
1) Erdölförderung der Welt (in 1000 Meter-Tonnen) 


| 1860 1880 


1870 


1890 


1900 | ıgıo 1926 


Bea HN) .. 66 689 | 3443| 6003| 8334| 27 941| 33 126| 62 ı88| 105 000 
Bea re — — — _ —|  444| 3671) 24 410| ı2 500 
- 5 
I 


1913 | 1920 


Beenden 2 29 400| 3631 | 9927| 9378| 9247| 3483| 8200 
Persien — —_ — — — 2501 1685 4 900 
- Britisch- u. Niederl. dien —_ u 12 567| 1075| 1500| 3000| 4000 


Deutschland . ax ı 15 50 145 133 35 79 
Übrige Europa . . - 123 48 145 553| 3120| 2975| 1900 4 000 
Weltförderung . - - » | 75 | 730 | 3 900 | 9 800 | 20 200| 45 000] 53 ooo| 98 000] 148 000 
2) Anthrazit hat einen mittleren Heizwert von Wasserkraft gewonnen, es sei denn, daß es 
8200 WE, Braunkohle von 6000 WE. Loko- sich um Spitzenwerke handelt oder solche 
motiven setzen nur 15 09 der WE in leben- Anlagen, die mehreren Zwecken dienen. Gas- 
2 dige Kraft um, Dieselmotoren hingegen kraft ist billiger als Dampfkraft. 
37 %0. Der mittlere Heizwert von Rohöl 3) Der Goldwert der gesamten Bergwerkser- 
beträgt 10500 Kal. Der Brennstoffverbrauch zeugnisse der Welt von 1925 beträgt 25 
} von Kohle: zu Ölfeuerung zu Dieselmotor bis 3o Milliarden RM. Eine Tonne Rohöl 
verhält sich wie 8:5: 2. Für gleiche Kraft- kostet im Durchschnitt bei den Raffinerien 
leistung muß der Kohlenbunkerraum doppelt 100 Goldmark. (Einen einheitlichen Rohöl- 
so groß wie der Ölbunkerraum sein. Elek- preis gibt es nicht.) Die Förderung von 
trischer Strom aus Kohle (bzw. Dampf) gilt 1925 betrug rund ı4o Millionen Tonnen, 
heute wieder als vorteilhafter, als wenn aus das ergibt ı4 Milliarden RM. 


4) Erdölvorräte und -föorderung der Welt: 
titten 


Ölvorräte Förderung | Prozent der 
Reicht noch 


Prozent des in P 1926 Welt- 
in Mill. t elieorrates ar) in 1000 t förderung 

ee Pe er I 030 | 16,3 13 105 000 705 
Menkanse u 665 10,5 25 ı2 500 8,4 
Südamerika . . » » ı 380 3155 — 8 800 6,0 
Bußland= 2.7... % 1000 16,0 270 8 200 5,5 
Persien u. Mesopotamien 825 P35D 275 4 900 3,3 
Brit.- u. Niederl.-Indien 590 9,3 150 4 000 2,7 
Japan . . ee 181 2,9 en 280 0,2 
Übriges Earopa Ze RE 167 2,6 0 4 000 2,7 
Deutschland . . . . _— 96 0,05 
Busammen,.....-n. 6 323°) | | 517) | 148 Aoo | 


*) Unter Zugrundelegung der Ausbeute von 1924. 
*) Bei moderner Ausbeutung das Mehrfache. Entdeckung neuer Felder noch möglich. Weitere 


und gewaltige Reserven sind die Ölschiefer. 
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Vergl. R. Liefmann: „Petroleum“, im 
6. Band des Handwörterbuchs der Staats- 
wissenschaften, 4. Auflage, 1923. : 
Die Bohrung „Olinda Nr. 96“ im Chanslor- 
Canfield-Feld in Kalifornien hat im August 
1926 die Tiefe von 2398 m erreicht und ist 
somit das tiefste Bohrloch der Welt. Im 
Spindletop-Feld wird eine Bohrung geplant, 
die evtl. bis zu 330o m hinabgebracht wer- 
den soll. 

In U.$.A. wurden ıg21 23000 neue Boh- 


rungen niedergebracht, durchschnittlich zum 
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SE 
Preise von 50000 RM. Allgemein rechnet a 


man mit einem Viertel als Fehlbohrungen. 
Das Rohöl wird durch Destillationen in 
Halbfabrikate zerlegt, welche durch Raff- 
nation zu Handelsprodukten veredelt werden. 


Es sind das: ı. 


Benzin bzw. Leichtöle, 


2. Leichtöl (Petroleum im engeren Sinne), 
3. Treiböl und andere Schweröle (z. B. 
Diesel-Öle), außerdem die „hochsiedenden 


Mineralöle“ als Schmiermittel, und schließ- 
lich 4. Rückstände (Masut, Teer, Koks, 
Asphalt). 


Rohöl 
TE 
Rohbenzin Rohpetroleum Schweröle 
= en Rückstände | Masut, Teer, Koks 
Leicht Mittel Schwer Leuchtöl Heizöle 
mn  —— —{{—— 
en Schmieröle 


°) 


=, 


1) 


12) 


") 


14) 


Rohrleitungen zum Erdöltransport wurden 
erstmals 1865 in Pennsylvanien versucht. 
Heute liegen in den U.$.A. ı30 000 km, 
doppelt soviel als das Eisenbahnnetz der 
Vorkriegszeit in Deutschland maß. Eine 
achtzöllige Leitung leistet stündlich 2000 tons. 
Ein Eisenbahn-Kesselwagen lädt ıo bis 
30 tons. 

„Die Erdölwirtschaft befindet sich zur Zeit 
in einer Periode der Zusammenschlüsse und 
Fusionen, wie sie in solchem Ausmaß und 
in solcher Häufung wohl noch nie den Ent- 
wicklungsgang eines Wirtschaftszweiges be- 
herrscht hat.“ (Vgl. Zeitschrift für prak- 
tische Geologie 1926, Lagerstättenchronik 
Seite 64.) 

Vgl. Handelsteil der Frankfurter Zeitung 
vom ıı. Mai 1926, Nr. 348, Seite 3. 

Die erste Nachricht von amerikanischem Erd- 
öl wurde im Jahre 1676 durch das in Ham- 
burg ins Deutsche übersetzte Buch „Arte 
de los metalles* von Barba bekannt. (Vgl. 
Zeitschrift „Petroleum“ 1926, Seite 10.) 
Benzingewinnung fand seit den 70er Jahren 
fast ausschließlich in U. S. A. statt, um 1900 
mit 950/o allen Benzins des Weltmarktes, 
das waren nahezu 620000 t. Von da 
ab kamen Rumänien und Niederländisch- 
Indien dazu, so daß U.S.A. ıgı2 mit 
ıl/2 Mill. ts nur noch 62 0/0 stellten. 1924 
kamen wieder 4/5 allen Benzins aus U.S.A. 
(35 Mill. t; fast 1/3 stammte aus Naturgas). 
Von allgemeinem Interesse war dabei das 
Bekanntwerden großer amerikanischer Tank- 
bauten für die Kriegsflotte sowohl am Stillen 
wie am Atlantischen Ozean. 


15) 


16) 


17) 


| 
Paraffın od. Asphalt 


Die jährlichen Gesamteinnahmen des Panama- 

kanals werden auf 4o Millionen Dollar an- 

gegeben, als Überschuß 8—ıo Millionen 

Dollar. 

Raffinerie-Produktion der U.S. A. 1924: 

88,4 Mill. ts in U.S. A. verarbeitetes Rohöl 

ergaben: 
Benzin .. . 24,4 Mill. t oder 31 0/o 

(Verbrauch 26 Mill. ts) 

7,6 Mill. t oder g%o 

(um 1900 waren es 58 0/o!) 

5,2 Mill. t oder 6%o 

7,9 Mill. t oder 53 0/0 


Charakteristisch sind die Zahlen für Januar 


1926: 


Leuchtöl . . 


Schmieröl 
Heizöle .. . 


Rohölförderung 
Import von Rohöl 
Import von Derivaten 


59 656 ooo Barrels 
4688 000 „ 


1 249000 %„ 


zusammen 


‚ 65 593000 Bartels 


Export von Rohöl 
Export von Derivaten 
Schiffsverbrauch . 


1 183000 ,„ 
9651 000 „5 
3746000 „ 


Inlandsverbrauch 53 51 ı 000 5 
ee ee nlen 
zusammen 68 ogı 000 Barrels 


(1 Barrel Rohöl zu 42 Gallonen gleich rund 
133 kg.) Das Verhältnis von Förderung 
plus Import zum Verbrauch tritt in der Ab- 
nahme der Vorräte hervor, die (Rohöl und 
Derivate zusammengenommen) Ende Januar 
1926 536 232 000 Barrels betrugen gegen- 
über 538 730 000 Barrels Ende Dezember 
1925. (Vgl. Zeitschrift für praktische Geo- 
logie, 1926, Lagerstättenchronik, Seite 65.) 
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7 18) Die Prüfung aller Kraftquellen der Erde 


und ihrer möglichen Verwertung im Rah- 

men der Weltwirtschaft hat sich die 1924 

in London erstmals abgehaltene Weltkraft- 

konferenz zur Aufgabe gemacht. 

Eine Einschränkung der Rohölförderung und 

dadurch die Sicherstellung der Ölversorgung 

der U.S.A. könne sich nach maßgeblichen 
amerikanischen Industrieerklärungen schon 
aus der Verbesserung der Verarbeitungs- 
industrie ergeben, die heute mit ihren ver- 
vollkommneten Cracking-Methoden in der 

Lage sei, aus jedem minderwertigen Rohöl 

und aus Heizöl Benzin herzustellen. Vor- 

aussetzung sei, daß die Verwendung von 

Heizöl zurückgehe, was durch Erhöhung der 

Preise erreicht werden könne. Die dadurch 

treiwerdenden Mengen könnten zur Befrie- 

‚digung des Benzinbedarfs Verwendung finden 

und damit die Rohölförderung um die ent- 

sprechende Menge erleichtern. Eine solche 

Entwicklung würde natürlich durch die 

Überproduktion gehemmt werden, und es 

erscheine deshalb als wichtigste Aufgabe, 

durch Zusammenarbeit der gesamten In- 
dustrie eine Überproduktion zu vermeiden. 

(Vgl. Zeitschrift für praktische Geol., 1926, 

Lagerstättenchronik, Seite 42.) 

Als praktische Maßnahmen zur Sicherstel- 

lung der künftigen Ölversorgung der U.S.A. 

nennt der Bericht des Oil Conservation 

Board im wesentlichen folgende: 

a) Ununterbrochene Arbeiten zur Feststel- 
lung der Ausdehnung der Ölsande und 
zur Erschließung tieferer Horizonte. 

b) Aufsuchen neuer Felder. 

c) Untersuchung von Methoden zur Er- 
höhung der Ölausbeute. 

d) Untersuchung der besseren und billigeren 
Raffinationsmethoden. 

e) Sicherung einer gesunden Entwicklung 
neu erschlossener Felder. 

f) Verbesserung der Motore usw. zwecks 
besserer Ausnutzung der Betriebsstoffe. 

g) Ausdehnung der Interessen in ausländi- 
schen Ölfeldern. 

Die erwähnten Punkte beziehen sich auf 

Aufgaben, die der Privatindustrie zufallen. 

Als besondere, dem Staate zufallende Auf- 

gaben werden genannt: 

h) Ausdehnung der offiziellen geologischen 
Arbeiten und Untersuchungen von Öl- 
lagerstätten und neuen Feldern, der tech- 
nischen Untersuchungen hinsichtlich Ver- 
besserung der Produktions- und Raffına- 
tionsmethoden und hinsichtlich der Zu- 
sammensetzung und Verwendung der 
Produkte. 

i) Schutz der Ölvorkommen auf staatlichen 
und indianischen Gebieten. 
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(Vgl. Zeitschrift für praktische Geol., 1926, 
Lagerstättenchronik, Seite 144; außerdem 
Zeitschrift „Petroleum“, 1925, Seite 2225 ff. 
„Amerikas Ölbedarf und seine Deckung, 
von W. Mautner.) 


Die Verwendung ölhaltiger Schiefer zur Her- 
stellung von Ölprodukten ist nur eine Preis- 
frage. Fast alle Länder der Erde verfügen 
über solche Vorräte. In Schottland und 
Frankreich kam die einst blühende Industrie 
nur wegen der billigen Erdöleinfuhr ins 
Hintertreffen. Neusüdwales und Ostasien 
bauen wegen Erdölmangels diese Industrie 
zur Zeit aus. Während des Krieges waren 
süd- und mitteldeutsche Ölschiefer von Be- 
deutung. Die nordamerikanischen Vorkom- 
men könnten die U.S$. A. mindestens eben- 
solange mit Öl versorgen wie das Erdöl, 


Die bisher üblichen Ölgewinnungsmethoden 
treiben Raubbau. Neuartige Verfahren 
pressen das Öl mit Wasser oder kompri- 
mierter Luft zu Entnahmelöchern oder 
waschen es mit Sodalösung aus dem Gestein 
heraus. Lang anhaltendes Auspumpen macht 
ersoffene Felder wieder produktiv. Verbes- 
sertes, vor allem auch tieferes Bohren und 
verbesserte Verarbeitung verlängern die Vor- 
räte ebenfalls. Geophysikalische Vorunter- 
suchungen mit Drehwage und seismischen 
Apparaten verringern die Zahl der Fell- 
bohrungen. Vermehrte Erdgasgewinnung 
erhöht die Benzinförderung. 


Vgl. W. Mautner: „Eine Geschichte der 
Standard Oil Company und eine Beschrei- 
bung ihrer heutigen Organisation“, in 
Zeitschr. „Petroleum“ 1926. 

Auch friedliche Durchdringungen — z. B. 
amerikanische Kinderhilfe in Armenien, 
Missionare in Mexiko, amerikanische Ma- 
schinen in der ganzen Welt, u.a. m. — 
leisten der Ölpolitik Vorschub, wenn sie 
auch nur Teilziel ist. 


Mexikos Förderung: 

1914: 4 Millionen Tonnen 

1918:7:859 er - 

1921: 26 = » (gleich 250%/0 der 
Weltförderung) 

1924: 21 55 e 

1926: 12,5 ER > 


Vgl. Zeitschr. „Petroleum“ 1926, $. 1075ff., 
K. Spiegelberg: „Die mexikanische Erdöl- 
wirtschaft‘. 

In der gesamten nordamerikanischen Erdöl- 
industrie, deren Jahresförderung an Rohöl 
unverarbeitet rund g Milliarden RM. wert 
ist, sollen insgesamt nur 300 000 Arbeiter 
beschäftigt sein. 


2%) Vgl. A. Stelzmann: „Die jüngsten politi- 


schen Wandlungen in Mexiko“. In Zeit- 


schrift für Geopolitik, 1925, Seite 256 ff. 


%) Der Panamakanal (80 km) soll militarisiert, 


der durch Nicaragua geplante (300 km) für 
die Handelsschiffahrt gebaut werden. 


%) Vgl. V. Nosadse: „Die Petroleumpolitik 


der Welt und das Schicksal Kaukasiens“, 
in Zeitschrift für Geopolitik, 1926. 


3t) Es wird des öfteren die Ansicht laut, daß 


für seinen Eintritt in den Welikrieg U. S. A. 
unter anderem als Gegenleistung von Eng- 
land dessen Rückzug aus den mexikanischen 
Ölrevieren verlangt habe. 


32) Venezuela förderte 1924 31/4 Mill., 1926 


über 5 Mill. Tonnen Rohöl. Der Golf von 
Maracaibo liegt für den $eeweg näher an 
New-York (wo die zahlreichsten Raffinerien 
stehen) als Mexiko oder Texas. 

Vgl. A. Hartwig: „Die Petroleumindustrie 
Venezuelas“ in Zeitschrift für Geopolıtik, 


1925, Seite 29 ff. 


3) Im Vergleich der Jahre 1924 und 1926 


haben die südamerikanischen Staaten eine 
zum Teil sehr starke Zunahme, die nord- 
amerikanischen Staaten dagegen eine an- 
sehnliche Abnahme der Erdölförderung auf- 
zuweisen. Die einzige 1926 in Kolumbien 
fördernde Gesellschaft ist die Tropical Oil 
Co., die zur Gruppe der Standard Oil ge- 
hört. In 1925 betrug die Gesamtförderung 
rund ı Mill., 1926 dagegen 5,4 Mill. Barrels. 
— Neben der Tro. Co. bohrt eine große 
Zahl anderer meist amerikanischer Gesell- 
schaften. Die Barco-Ronzession gilt allge- 
mein als eine der ölreichsten im nördlichen 
Südamerika, 


3%) In Bolivien liegen die aussichtsreichsten 


Felder im äußersten Südosten des Landes, 
am Westrande des Gran Chaco, wo sie die 
Fortsetzung der Ölantiklinalen des nörd- 
lichen Argentinien bilden. Auf der Kon- 
zession der Standard Oil sollen fünf Sonden 
Ende 1926 produktiv gewesen sein. Auch 
eine britische Gruppe hat dort große Ge- 
biete erworben. 

Bezüglich Argentinien vgl. J. Rosette: 
„Die argentinische Erdölindustrie, ihre Grund- 
lagen, ihre Entwicklung und ihre Beziehun- 
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gen zur internationalen Erdölwirtschaft und i 
-politik“. In Zeitschrift „Petroleum“, 1935. 
Japan, die einzige Großmacht Ostasiens, _ 
hat wohl Erdöl im ganzen Inselgürtel und 
im festländischen Besitz, aber nur in kleinen 
Vorkommen. Einer Eigenförderung von 2 
280 000 Tonnen (1926) steht ein Gesamtver- 
brauch von fast einer Million Tonnen gegen- ’ 
über. Für Kriegsführung würde es jährlich t 
etwa zwei Millionen Tons benötigen. Ian 
dem erdbebenreichen Lande bringt Öl- 
speicherung große Gefahren mit sich, wie 
die Brände jüngst gezeigt haben. In den 
Ölschiefern Koreas und der Mandschurei 
stecken gewaltige Reserven. 

In Australien fehlt es noch an geologi- 
scher Durchforschung. Sie scheint bisher ' 
durch die großen Einfuhrfirmen hintertrieben 
worden zu sein. 

Vgl. C. Hollweg: „Indopazifische Ölpro- 
bleme“, in Zeitschrift für Geopolitik, 1924. 
Seite 154 ff. 

Vgl. S. Gargas: „Die holländische Petro- 
leumindustrie“, in Zeitschrift für Geopolitik, 
1925, Seite 897 ff. 

Britisch-Indien dürfte kaum je größere 
Bedeutung als Erdölland zukommen. Nie- 
derländisch-Indien förderte 1926 drei 
Millionen Tonnen Rohöl. Fast alle Inseln 
sind ölführend. 

Vgl. W. Mautner: „Die Gruppe der Anglo- 
Persian Oil Co. Ltd. und die Burmah Oil 
Co. Ltd.“ in Zeitschrift „Petroleum“, 1925, 
Seite 981 ff. 

Vgl. Schweer: „Weltkarte der Kohlen- und 
Ölbunkerstationen und der Kohlen- und 
Ölfelder der Welt, — Hamburg 1923. 

Noch ı922 haben die U.S.A. ein Gesetz 
herausgebracht, das Staatsbürgern jener 
Länder, „deren Regierungen Amerikanern 
nıcht gleiche Rechte und Privilegien in Erd- 
ölkonzessionen und -guthaben gewähren, 
wie den eigenen Untertanen“, untersagt, 
„neue amerikanische Ölkonzessionen zu er- 
werben oder überwiegend an solchen Kon- 
zessionen und Besitztümern beteiligt zu sein“. 
Vgl. A. Reichwein: „Die Rohstoffe der 
Erde im Bereich der Wirtschaft“, Thüringer 
Staatsverlag, Weimar ı924. Seite 62. 
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